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Stefan Ederer 

Konsumausgaben erhöhen Wirtschaftswachstum 
in Österreich 
Prognose für 2016 und 2017 

Konsumausgaben erhöhen Wirtschaftswachstum in Österreich. Prognose für 2016 und 2017 
Der heimische Konsum trägt erstmals seit vier Jahren wieder kräftig zum Wirtschaftswachstum bei. Neben der Steuerreform, die 
die Einkommen der privaten Haushalte erhöht, sorgen auch die Ausgaben für Flüchtlinge für einen deutlichen Nachfrageschub in 
den Jahren 2016 und 2017. Das Bruttoinlandsprodukt wächst mit +1,7% in beiden Jahren wesentlich stärker als in den Jahren da-
vor. 

Consumption Boosting Economic Growth in Austria. Economic Outlook for 2016 and 2017 
For the first time in four years, domestic consumption is becoming a main driver of economic growth. Next to the tax reform, 
which raises private household incomes, expenditure in support of refugees will give a boost to aggregate demand in 2016 and 
2017. Annual GDP growth, projected at 1.7 percent respectively, is set to accelerate markedly from the last few years. 

Kontakt: 
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JEL-Codes: E32, E66 • Keywords: Konjunkturbericht, Konjunkturprognose 

Die Konjunkturprognose entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des WIFO. Zu den Definitionen 
siehe "Methodische Hinweise und Kurzglossar", in diesem Heft und http://www.wifo.ac.at/wwadocs/form/WIFO-Konjunkturbericht 
erstattung-Glossar.pdf • Abgeschlossen am 15. Dezember 2015. 

Wissenschaftliche Assistenz: Astrid Czaloun (Astrid.Czaloun@wifo.ac.at), Maria Riegler (Maria.Riegler@wifo.ac.at) 
 

Auch im Jahr 2015 wuchs die Wirtschaft in Österreich nur wenig, das Bruttoinlands-
produkt dürfte gegenüber dem Vorjahr lediglich um 0,8% gestiegen sein. Das 
Wachstum lag damit das vierte Jahr in Folge unter 1%. Die Schwäche des weltwirt-
schaftlichen Umfeldes dämpfte den Außenhandel, und die Investitionen zogen erst 
im Jahresverlauf an. Der private Konsum nahm aufgrund der hohen Arbeitslosigkeit 
und einer schwachen Einkommensentwicklung gegenüber dem Vorjahr nur gering-
fügig zu. 

Trotz der geringen Grunddynamik der Konjunktur dürfte die Wirtschaft in den kom-
menden Jahren allerdings deutlich kräftiger wachsen, da die heimische Nachfrage 
vom verstärkten Konsum profitiert. Dazu trägt auch der Anstieg der Zahl der Asylan-
träge 2015 und 2016 bei, der die Ausgaben für die Betreuung und Grundversorgung 
von Asylsuchenden sowie für die bedarfsorientierte Mindestsicherung erhöht und 
somit eine Steigerung des privaten und öffentlichen Konsums nach sich zieht. Die 
Steuerreform, die Anfang 2016 in Kraft tritt, entlastet die Einkommen der privaten 
Haushalte und hat ebenfalls einen positiven Effekt auf die Konsumausgaben, der al-
lerdings durch Gegenfinanzierungsmaßnahmen abgeschwächt wird.  

Auch das außenwirtschaftliche Umfeld gewinnt in den kommenden Jahren wieder 
etwas an Dynamik. In den USA bleibt die Konjunktur robust, und im Euro-Raum erholt 
sich die Wirtschaft zögerlich. Zudem dürfte die Talsohle der Rohstoffpreisentwicklung 
weitgehend erreicht sein. Dadurch verbessert sich die Konjunktur auch in den 
Schwellenländern allmählich wieder. Die österreichische Ausfuhr dürfte daher wie-
der stärker zunehmen. Auch die Ausrüstungsinvestitionen werden 2016 und 2017 
wieder etwas dynamischer wachsen und Impulse für die Konjunktur liefern. Die Bau-
wirtschaft entwickelt sich hingegen weiter schwach. Insgesamt wird das Bruttoin-
landsprodukt 2016 und 2017 gegenüber dem Vorjahr um jeweils 1,7% zunehmen. 
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Übersicht 1: Hauptergebnisse der Prognose 
        
 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Bruttoinlandsprodukt       

Real  + 0,8  + 0,3  + 0,4  + 0,8  + 1,7  + 1,7 
Nominell  + 2,7  + 1,8  + 2,0  + 2,7  + 3,6  + 3,4 

Herstellung von Waren1), real  + 2,2  – 0,4  + 1,1  + 1,2  + 2,6  + 2,8 
Handel, real  – 1,6  – 0,2  – 0,5  + 1,7  + 3,2  + 3,5 
Private Konsumausgaben, real  + 0,6  + 0,1  + 0,0  + 0,4  + 1,7  + 1,7 
Bruttoanlageinvestitionen, real  + 1,3  – 0,3  – 0,2  + 0,9  + 1,8  + 2,1 

Ausrüstungen2)  + 0,7  – 0,1  + 1,3  + 2,6  + 2,8  + 2,7 
Bauten  + 2,2  – 2,1  – 1,0  – 1,0  + 0,8  + 1,3 
Sonstige Anlagen3)  + 0,2  + 4,1  – 0,7  + 2,3  + 2,5  + 2,7 

Warenexporte (laut Statistik Austria)       
Real  + 0,5  + 2,9  + 2,7  + 2,5  + 4,0  + 4,4 
Nominell  + 1,5  + 1,8  + 1,8  + 3,0  + 4,5  + 5,1 

Warenimporte (laut Statistik Austria)       
Real  – 0,9  – 0,1  + 1,0  + 3,2  + 3,5  + 4,2 
Nominell  + 0,7  – 1,0  – 0,7  + 1,8  + 3,9  + 5,1 

Leistungsbilanzsaldo Mrd. €  + 4,73  + 6,30  + 6,49  + 10,23  + 11,72  + 12,49 
 in % des BIP  + 1,5  + 1,9  + 2,0  + 3,0  + 3,3  + 3,4 
Sekundärmarktrendite4) in %   2,4   2,0   1,5   0,8   0,9   1,2 
Verbraucherpreise  + 2,4  + 2,0  + 1,7  + 0,9  + 1,5  + 1,7 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen (Eurostat)5)   4,9   5,4   5,6   5,7   6,1   6,3 
In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen6)   7,0   7,6   8,4   9,1   9,7   10,2 

Unselbständig aktiv Beschäftigte7)  + 1,4  + 0,6  + 0,7  + 0,9  + 1,0  + 1,0 
Finanzierungssaldo des Staates 
(laut Maastricht-Definition) in % des BIP  – 2,2  – 1,3  – 2,7  – 1,6  – 1,9  – 1,7 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Nettoproduktionswert, einschließlich Bergbau.  2) Einschließlich mili-
tärischer Waffensysteme.  3) Geistiges Eigentum sowie Nutztiere und Nutzpflanzungen.  4) Bundes-
anleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark).  5) Labour Force Survey.  6) Arbeitslose laut Ar-
beitsmarktservice.  7) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener.  
 

Die Zahl der Beschäftigten steigt weiter. Zusätzliche Arbeitsplätze entstehen dabei 
vor allem in den Dienstleistungsbereichen. Der langjährige Trend einer Ausweitung 
der Teilzeitbeschäftigung wird in diesen Bereichen wahrscheinlich anhalten; das ge-
samtwirtschaftliche Arbeitsvolumen wird daher nicht im selben Ausmaß zunehmen 
wie die Wirtschaftsleistung. Zudem hält der Beschäftigungsaufbau nicht mit dem An-
stieg des Arbeitskräfteangebotes mit. Die Zahl der Arbeitslosen erhöht sich demnach 
weiter. 2016 dürfte die Arbeitslosenquote auf 9,7% und 2017 auf 10,2% steigen. 

Der Rückgang der Rohölpreise dämpft die Inflation 2015 erheblich. Im Lauf des Jah-
res 2016 sollte dieser Effekt allmählich ausklingen. Zudem werden die Maßnahmen 
der Steuerreform 2016 preiswirksam. Das WIFO rechnet mit einem wieder höheren 
Anstieg der Verbraucherpreise gegenüber dem Vorjahr von 1,5% 2016 und 1,7% 
2017. 

Die Bankenhilfen belasten voraussichtlich auch in den kommenden Jahren die öf-
fentlichen Haushalte, wenngleich nicht mehr so stark wie in den vergangenen Jah-
ren. Hinzu kommen höhere Ausgaben aufgrund der Flüchtlingsmigration. Die Steuer-
reform, die Anfang 2016 in Kraft tritt, hat einen deutlichen Rückgang der Einnahmen 
aus der Lohn- und Einkommensteuer zur Folge. Allerdings entlasten niedrige Zinszah-
lungen, geringere Ausgaben für Pensionen als veranschlagt und eine günstige 
Einnahmenentwicklung 2015 das Budget. 2015 dürfte das Maastricht-Defizit deshalb 
1,6% des Bruttoinlandsproduktes betragen. 2016 rechnet das WIFO mit einem An-
stieg des Defizits auf 1,9%; 2017 dürfte es wieder auf 1,7% zurückgehen. 

1. Weltwirtschaft entwickelt sich weiterhin uneinheitlich 
Die Weltwirtschaft entwickelt sich weiter uneinheitlich. In den USA bleibt die Konjunk-
tur robust, im III. Quartal 2015 expandierte die Wirtschaft mit +0,5% gegenüber dem 
Vorquartal neuerlich kräftig. Die Konjunktur wird in erster Linie vom Konsum der priva-
ten Haushalte getragen, der durch die niedrige Arbeitslosenquote und den kontinu-
ierlichen Anstieg der Hauspreise seit 2012 gestützt wird. Allerdings leisteten 2015 auch 
die Investitionen einen substanziellen Beitrag zum Wachstum. Zuletzt verdichteten 
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sich jedoch die Anzeichen für eine Abschwächung der Konjunktur. Der ISM 
Purchasing Managers' Index sank im November sogar unter die Expansionsmarke. 
Auch das Konsumentenvertrauen trübte sich etwas ein. Das WIFO rechnet für 2015 
bis 2017 dennoch mit einem Wirtschaftswachstum gegenüber dem Vorjahr von je-
weils rund 2½%. 

Angesichts der unsicheren Entwicklung hat die Notenbank der USA das Ende der 
Nullzinspolitik bisher hinausgezögert. Die relativ niedrige Arbeitslosenquote würde ei-
ne Kehrtwende der Geldpolitik rechtfertigen, die geringe Inflation steht dieser je-
doch entgegen. Allerdings liegt die für die Beurteilung des inländischen Preisauftrie-
bes wichtige Rate der Kerninflation (ohne Energie und Nahrungsmittel) stabil knapp 
unter 2%. Die Fed stellte daher einen ersten Zinsschritt zu Jahresende in Aussicht1). 
Die WIFO-Prognose unterstellt ein vorsichtiges Anheben des Zinsniveaus im Prognose-
zeitraum. 

In China schwächte sich das Wirtschaftswachstum in den vergangenen Jahren in 
der Tendenz immer weiter ab. Dies dürfte mit dem Strukturwandel von einer rein auf 
Export ausgerichteten Wirtschaft zu einem stärker binnengetriebenen Wachstum zu-
sammenhängen. Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit von Produkten aus China lässt 
seit einiger Zeit nach. Das lebhafte Wirtschaftswachstum hatte hohe Lohnsteigerun-
gen zur Folge, und der Wechselkurs steigt tendenziell. Vor diesem Hintergrund wer-
den immer mehr Produktionsstätten in andere Länder verlagert. Auch die großen 
öffentlichen Investitionsprojekte und der Wohnbau dürften da und dort bereits an 
ihre Grenzen stoßen. Mit +1,8% gegenüber dem Vorquartal nahm das Bruttoinlands-
produkt allerdings auch im III. Quartal 2015 kräftig zu. Die im Sommer beobachtete 
empfindliche Preiskorrektur auf den Aktienmärkten hatte offensichtlich kaum Auswir-
kungen auf die Realwirtschaft. Die Aktienkurse erholten sich in den vergangenen 
Monaten wieder etwas. Mit einer allmählichen Freigabe des Wechselkurses im Zu-
sammenhang mit einer Etablierung des chinesischen Renminbi als wichtige Welt-
währung könnte aber auch die Häufigkeit von spekulativen Blasen auf den Finanz-
märkten zunehmen. Das WIFO erwartet eine weitere kontinuierliche Abschwächung 
der Expansion der chinesischen Wirtschaft: Das Wachstum des Bruttoinlandsproduk-
tes dürfte von +6,8% 2015 auf +6,2% 2016 und schließlich +5,8% 2017 zurückgehen. 

In vielen Schwellenländern leidet die Wirtschaft weiter unter dem starken Rückgang 
der Rohstoffpreise. Der Rohölpreis verfiel zu Jahresende weiter, aber auch die Preise 
von Nahrungsmitteln und Industrierohstoffen gehen seit einigen Jahren tendenziell 
zurück. Die Schwächephase der Weltwirtschaft und insbesondere das Nachlassen 
der Nachfrage aus China dürften für diese Entwicklung maßgebend sein. Dies hat 
drastische Folgen für die Wirtschaft der rohstoffexportierenden Länder. So befinden 
sich etwa Brasilien und Russland weiter in einer Rezession. Die Rohstoffpreise dürften 
in den kommenden Jahren nur langsam wieder steigen; das Wirtschaftswachstum 
bleibt daher in den Schwellenländern gedämpft. 

2. Weiter zähe Konjunkturerholung im Euro-Raum 
Im Euro-Raum gewinnt die Konjunktur nur wenig an Schwung. Im III. Quartal 2015 
nahm die Wirtschaftsleistung mit +0,3% gegenüber dem Vorquartal sogar wieder 
etwas schwächer zu als zuvor. Diese Verlangsamung zog sich durch fast alle großen 
Länder des Euro-Raumes, nur in Frankreich wuchs die Wirtschaft stärker als im Früh-
jahr. Die Expansion beruhte in erster Linie auf der Konsumnachfrage, während sich 
die Bruttoanlageinvestitionen und die Exporte nur mäßig entwickelten. 

 

                                                           
1)  Die Entscheidung der Notenbank in den USA erfolgt in ihrer Sitzung am 16. Dezember 2015, also nach Re-
daktionsschluss der WIFO-Konjunkturprognose. 

In den USA bleibt die Kon-
junktur robust, auch wenn es 
bereits Anzeichen einer Ab-
schwächung gibt. In China 
bremst der Strukturwandel 

das Wachstum. In den 
Schwellenländern leidet die 

Wirtschaft nach wie vor unter 
dem Verfall der Rohstoff-

preise. 

Die Konjunktur erholt sich im 
Euro-Raum weiterhin nur zö-
gerlich, auch im Prognose-

zeitraum zeichnet sich kaum 
eine Beschleunigung ab. 
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Übersicht 2: Annahmen über die internationale Konjunktur 
        

 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Bruttoinlandsprodukt, real       
Welt  + 3,4  + 3,3  + 3,4  + 3,0  + 3,3  + 3,5 

USA  + 2,2  + 1,5  + 2,4  + 2,5  + 2,4  + 2,6 
Japan  + 1,7  + 1,4  ± 0,0  + 0,6  + 1,0  + 1,2 
EU 28  – 0,5  + 0,2  + 1,4  + 1,9  + 1,8  + 1,8 

Euro-Raum (19 Länder)1)  – 0,8  – 0,3  + 0,9  + 1,5  + 1,5  + 1,6 
Deutschland  + 0,4  + 0,3  + 1,6  + 1,5  + 1,6  + 1,6 

5 EU-Länder 
2)  + 0,4  + 0,9  + 3,0  + 3,5  + 3,1  + 3,2 

China  + 7,7  + 7,7  + 7,3  + 6,8  + 6,2  + 5,8 
Welthandel, real  + 2,1  + 2,6  + 3,3  + 1,0  + 2,0  + 2,5 
Marktwachstum Österreichs3)  + 0,6  + 1,9  + 3,6  + 2,5  + 4,0  + 4,4 
        
Weltmarkt-Rohstoffpreise4)  – 2,8  – 1,9  – 7,0  – 40  – 3  + 8 

Ohne Rohöl  – 14,4  – 6,1  – 6,2  – 20  – 3  + 10 
Erdölpreis Brent, $ je Barrel 111,6 108,7 99,0 55 53 57 
Wechselkurs5) $ je Euro 1,286 1,328 1,329 1,10 1,05 1,05 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Belgien, Deutschland, Estland, Irland, Griechenland, Spanien, Frank-
reich, Italien, Zypern, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Portugal, Slowenien, 
Slowakei, Finnland.  2) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei.  3) Veränderungsrate real der 
Warenimporte der Partnerländer (laut Oxford Economics), gewichtet mit österreichischen Exportanteilen.  
4) HWWI-Index, auf Dollarbasis.  5) Jahresdurchschnitte aufgrund von Monatsdurchschnitten. 
 

Die Unternehmensumfragen lassen auch weiter keine Beschleunigung der Konjunk-
tur im Euro-Raum erwarten. Der Konjunkturtest der Europäischen Kommission zeigte 
im November sogar eine leichte Eintrübung der Erwartungen. Lediglich das Ver-
brauchervertrauen stabilisierte sich wieder etwas, sodass der private Konsum auch in 
den nächsten Monaten die Konjunktur stützen dürfte. Mit der Erholung des weltwirt-
schaftlichen Umfeldes werden voraussichtlich auch die Exporte wieder etwas kräfti-
ger anziehen, zumal der Wechselkurs aufgrund der zu erwartenden Zinssatzerhöhung 
in den USA niedrig bleiben dürfte. Das WIFO erwartet 2015 und 2016 für den Euro-
Raum ein Wirtschaftswachstum von jeweils +1,5%, das sich 2017 geringfügig auf 
+1,6% beschleunigen dürfte. 

Durch die langsame Erholung der Konjunktur verbessert sich auch die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt nur zögerlich. Die Arbeitslosenquote verringerte sich im Euro-Raum ste-
tig und lag im Oktober 2015 bei 10,7%. Diese Entwicklung dürfte sich im Prognose-
zeitraum fortsetzen. Die Situation in den einzelnen Ländern der Währungsunion ist al-
lerdings höchst unterschiedlich: Die höchste Arbeitslosenquote verzeichnen nach 
wie vor Spanien und Griechenland, die niedrigste Deutschland. 

Die Inflationsrate liegt im Euro-Raum weiterhin nahe 0%. Dabei spielt vor allem der 
Rückgang der Rohölpreise auf den internationalen Märkten eine große Rolle. Die 
Kerninflation, gemessen am HVPI ohne Energie und unverarbeitete Lebensmittel, er-
höhte sich hingegen seit dem Frühjahr 2015 wieder geringfügig, nachdem sie in den 
drei Jahren davor in der Tendenz kontinuierlich zurückgegangen war. Im Prognose-
zeitraum ist daher mit einem allmählichen Anziehen der Inflation nach Auslaufen des 
Rohölpreiseffektes zu rechnen. 

Angesichts der niedrigen Inflation versucht die Europäische Zentralbank (EZB), die 
Konjunktur weiter mit expansiven Maßnahmen zu stützen. Seit März 2015 kauft sie 
monatlich Staatsanleihen im Ausmaß von 60 Mrd. €. Im Dezember kündigte sie an, 
das Ankaufprogramm um weitere sechs Monate bis Ende März 2017 zu verlängern. 
Auch der Zinssatz, den Banken für ihre Einlagen bei der Zentralbank zahlen, wurde 
neuerlich gesenkt, und liegt jetzt bei 0,3%. Dies soll Banken dazu veranlassen, mehr 
Kredite zu vergeben. Diese geldpolitischen Maßnahmen dürften aber kaum merkli-
che expansive Effekte zeigen. Zugleich sind die im Rahmen des Europäischen Fonds 
für strategische Investitionen (EFSI) geplanten Projekte derzeit noch nicht nachfra-
gewirksam. 
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3. Zusatznachfrage durch Flüchtlingsmigration erhöht Wachstum in Österreich 
In den ersten neun Monaten 2015 nahm die Wirtschaftsleistung in Österreich nur mä-
ßig zu. Zwar kamen trotz der Schwäche des weltwirtschaftlichen Umfeldes Impulse 
vom Außenhandel, und auch die Ausrüstungsinvestitionen zogen merklich an. Die 
privaten Konsumausgaben wuchsen hingegen kaum. In Summe nahm das Bruttoin-
landsprodukt im III. Quartal 2015 zum zweiten Mal in Folge gegenüber dem Vorquar-
tal um 0,3% zu. Die Grunddynamik bleibt auch im IV. Quartal 2015 gering. Insgesamt 
dürfte das Bruttoinlandsprodukt 2015 gegenüber dem Vorjahr um 0,8% steigen. 

2016 dürfte sich die Konjunktur merklich beschleunigen. Zwar sank der Indikator für 
das Konsumentenvertrauen in den letzten Monaten deutlich und befindet sich auf 
dem Niveau der Krise 2008/09, und auch die Weltwirtschaft entwickelt sich weiter 
verhalten. Die Unternehmen schätzen jedoch die künftige Geschäftslage besser ein 
als zuletzt. In den nächsten Monaten ist zudem mit einem deutlichen Impuls aus dem 
Inland zu rechnen, insbesondere vom privaten und öffentlichen Konsum. 

 

Annahmen der Prognose zur Flüchtlingsmigration 

Die Zahl der Asylanträge nahm 2015 in Österreich erheblich zu. Das WIFO rechnet, 
den Annahmen des Außenministeriums folgend, mit etwa 95.000 Anträgen (2014: 
28.000 Anträge), für 2016 mit 100.000 bis 130.000 Anträgen1). 
Das hat mehrere Effekte: Zum einen ergeben sich daraus Ausgaben für die Be-
treuung und Grundversorgung von Personen mit laufendem Asylverfahren. Diese 
sind in der Grundversorgungsvereinbarung festgelegt und umfassen die Kosten 
von Verpflegung und Unterbringung, Taschengeld, Krankenversorgung, Beratung, 
Bekleidung, Schulbedarf, Sprachausbildung u. a. Insgesamt betragen die Kosten 
dieser Leistungen pro Person, die in einer organisierten Unterkunft untergebracht 
und verpflegt wird, jährlich etwa 11.000 €, die Kosten für unbegleitete Minderjähri-
ge, die in betreuten Wohneinrichtungen, Wohngruppen oder Wohnheimen unter-
gebracht sind, etwa 45.000 € pro Person. Multipliziert mit einem durchschnittlichen 
Jahresbestand an Asylsuchenden (Ganzjahresäquivalente) ergeben sich daraus 
die Gesamtkosten der Grundversorgung. Die WIFO-Prognose rechnet, ausgehend 
von den Annahmen des Bundesministeriums für Finanzen, 2015 mit 46.000 und 2016 
mit 61.000 Ganzjahresäquivalenten2). 2017 geht diese Zahl annahmegemäß auf 
46.000 zurück. Die Ausgaben für die Grundversorgung werden von der öffentli-
chen Hand geleistet und auf den öffentlichen und privaten Konsum (einschließlich 
privater Organisationen ohne Erwerbszweck wie etwa Hilfsorganisationen oder Kir-
chenverbände) aufgeteilt. 
Anerkannte Flüchtlinge und subsidiär Schutzberechtigte haben ab Zuerkennung 
des Status Anspruch auf die bedarfsorientierte Mindestsicherung. Sobald sie eine 
Beschäftigung mit einem ausreichenden Einkommen aufnehmen, fällt die Min-
destsicherung weg. Unter Berücksichtigung der Erfahrungswerte über die Her-
kunfts- und Altersstruktur und der damit verbundenen Annahmen zur Anerkennung 
als Flüchtlinge oder subsidiär schutzberechtigte Personen sowie der durchschnittli-
chen Dauer der Asylverfahren rechnet das WIFO mit einem Anstieg des Arbeits-
kräfteangebotes (einschließlich Personen in Schulungsmaßnahmen) durch die 
Flüchtlingsmigration gegenüber dem Vorjahr um 40.000 Personen 2016 und 48.000 
Personen 2017. Die Ausgaben für die bedarfsorientierte Mindestsicherung fließen in 
den privaten Konsum. 

 ___________________  
1) Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres, 50 Punkte-Plan zur Integration von 
Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten in Österreich, Wien, November 2015, 
http://www.bmeia.gv.at/fileadmin/user_upload/Zentrale/Integration/Publikationen/Integrati
onsplan_final.pdf.  2) Bundesministerium für Finanzen, Übersicht über die österreichische 
Haushaltsplanung 2016, Wien, Oktober 2015, https://www.bmf.gv.at/wirtschaftspolitik/ 
in-oesterreich/DBP_Oktober_2015_14.10.2015_final.pdf?555aev. 
 

Die Zahl der Asylanträge steigt 2015 deutlich und dürfte 2016 weiter zunehmen. Da 
Asylsuchende während der Verfahrensdauer zunächst in der Grundversorgung be-
treut werden und nach Zuerkennung des Status als Asyl- oder subsidiär Schutzbe-
rechtigte Anspruch auf die bedarfsorientierte Mindestsicherung haben, dürften 2016 
und 2017 der private und der öffentliche Konsum deutlich ausgeweitet werden (sie-

2016 und 2017 geht auf-
grund der Nachfrageeffekte 

infolge der steigenden Zahl 
von Flüchtlingen ein kräftiger 
Impuls vom privaten und öf-
fentlichen Konsum aus. Die 
Konjunkturerholung wird in 
Österreich dadurch unter-

stützt. 
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he Kasten). Auch das außenwirtschaftliche Umfeld verbessert sich, und die Ausrüs-
tungsinvestitionen ziehen an. Das WIFO rechnet für 2016 und 2017 mit einem Anstieg 
des Bruttoinlandsproduktes um jeweils 1,7% gegenüber dem Vorjahr. 

 

Abbildung 1: Indikatoren der Wirtschaftsentwicklung und der Wirtschaftspolitik 

Wirtschaftswachstum Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
In % Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 

  

Produktion und Investitionen Konsum und Einkommen 
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 

  

Kurz- und langfristige Zinssätze Preise und Lohnstückkosten 
In % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  

Außenhandel (laut Statistik Austria) Finanzierungssaldo des Staates 
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real In % des BIP 

  
 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener, ohne in der Beschäftigungsstatistik 
erfasste Arbeitslose in Schulung; Bruch 2007/08 wegen Umstellung der Beschäftigtenstatistik.  2) Einschließlich militärischer Waffensysteme.  3) Bun-
desanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark). 
  

Der Konsum der privaten Haushalte nahm in den vergangenen Jahren kaum zu. 
Ausschlaggebend dürften hier in erster Linie die hohe Arbeitslosigkeit und die 
schwache Einkommensentwicklung gewesen sein. Der Kaufkraftanstieg aufgrund 
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der niedrigen Rohölpreise wurde durch die im europäischen Vergleich überdurch-
schnittliche Verteuerung von Mieten und Dienstleistungen teilweise kompensiert. Ins-
gesamt dürfte der private Konsum 2015 gegenüber dem Vorjahr um nur 0,4% stei-
gen. 

 

Übersicht 3: Konsum, Einkommen und Preise 
        
 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 
        
Private Konsumausgaben1)  + 0,6  + 0,1  + 0,0  + 0,4  + 1,7  + 1,7 

Dauerhafte Konsumgüter  + 0,7  – 3,0  – 0,5  – 1,0  + 2,0  + 2,5 
Nichtdauerhafte Konsumgüter und 
Dienstleistungen  + 0,5  + 0,4  + 0,1  + 0,5  + 1,7  + 1,6 

Verfügbares Einkommen der privaten 
Haushalte  + 2,0  – 2,0  + 0,5  + 0,4  + 2,1  + 1,3 
        
 In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte       

Einschließlich Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche 9,2 7,3 7,8 7,8 8,3 7,9 
Ohne Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche 8,5 6,6 7,0 7,0 7,4 7,1 

        
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Direktkredite an inländische 
Nichtbanken (Jahresendstände)  + 0,0  – 1,2  + 0,3  + 2,2  + 1,3  + 1,3 
       
 In % 
Inflationsrate       

National 2,4     2,0     1,7     0,9     1,5     1,7     
Harmonisiert 2,6     2,1     1,5     0,8     1,5     1,7     

"Kerninflation"2) 2,3     2,3     1,9     1,7     1,7     1,6     

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Private Haushalte einschließlich privater Organisationen ohne Er-
werbszweck.  2) Ohne Energie und unverarbeitete Nahrungsmittel (Fleisch, Fisch, Obst, Gemüse). 
  
 

Übersicht 4: Löhne, Wettbewerbsfähigkeit 
        
 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Löhne und Gehälter pro Kopf1)       
Nominell, brutto  + 2,7  + 1,9  + 1,4  + 1,4  + 1,3  + 1,5 
Real2)       

Brutto  + 0,3  – 0,1  – 0,3  + 0,5  – 0,2  – 0,2 
Netto  – 0,0  – 0,5  – 1,1  – 0,1  + 2,3  – 0,3 

        
Lohnstückkosten       

Gesamtwirtschaft  + 3,0  + 2,2  + 2,2  + 1,6  + 0,6  + 0,9 
Herstellung von Waren  + 2,7  + 2,5  + 1,2  + 0,2  – 0,9  – 0,8 

       
Effektiver Wechselkursindex Industriewaren      

Nominell  – 1,7  + 1,8  + 1,2  – 2,8  – 0,1  + 0,1 
Real  – 1,7  + 2,1  + 1,5  – 2,9  – 0,3  – 0,3 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Je Beschäftigungsverhältnis (laut VGR).  2) Deflationiert mit dem 
VPI. 
  

2016 wird der private Konsum durch die Steuerreform unterstützt, die zu Jahresbe-
ginn in Kraft tritt. Die Reform des Lohn- und Einkommensteuertarifs bringt deutliche 
Zuwächse der Nettoverdienste. Bei vollständiger Umsetzung der Gegenfinanzie-
rungsmaßnahmen dürfte der Effekt der Steuerreform auf den privaten Konsum 2016 
etwa +0,4% des Bruttoinlandsproduktes betragen2). Ein ebenso kräftiger Impuls 
kommt von der Flüchtlingsmigration: Ein großer Teil der Ausgaben für die Betreuung 
und Grundversorgung Asylsuchender und für die bedarfsorientierte Mindestsiche-

                                                           
2)  Dem stehen dämpfende Effekte auf den öffentlichen Konsum gegenüber (Baumgartner, J., Kaniovski, S., 
"Steuerreform 2015/16 – Gesamtwirtschaftliche Wirkungen bis 2019", WIFO-Monatsberichte, 2015, 88(5), S. 399-
416, http://monatsberichte.wifo.ac.at/58171). 
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rung, auf die anerkannte Flüchtlinge und subsidiär Schutzberechtigte ab Zuerken-
nung des Status Anspruch haben, fließt unmittelbar in den Konsum. Für 2016 und 
2017 rechnet das WIFO daher mit einem Anstieg des privaten Konsums um jeweils 
1,7% gegenüber dem Vorjahr. 

Auch der öffentliche Konsum dürfte aufgrund der Ausgaben für Asylsuchende deut-
lich stärker ausgeweitet werden als in der September-Prognose unterstellt. Das WIFO 
erwartet für 2016 und 2017 einen Anstieg von jeweils 0,7% gegenüber dem Vorjahr. 

4. Außenhandel und Ausrüstungsinvestitionen liefern weiter Konjunkturimpulse 
Die Anlageinvestitionen gewannen im Laufe des Jahres 2015 an Kraft. Die Verbesse-
rung der Erwartungen dürfte die Unternehmen veranlassen, allmählich wieder in die 
Erneuerung der Produktionskapazitäten zu investieren. Auch die Finanzierungsbe-
dingungen waren laut dem WIFO-Konjunkturtest vom November 2015 günstiger. Die 
Investitionsnachfrage wird sich daher mit dem Anziehen der Konjunktur und der Be-
lebung des außenwirtschaftlichen Umfeldes 2016 und 2017 weiter beschleunigen. 
Die Bauinvestitionen dürften hingegen 2015 zum dritten Mal in Folge gegenüber 
dem Vorjahr zurückgehen. Die Stimmungsindikatoren des WIFO-Konjunkturtests stie-
gen jedoch gegen Jahresende; 2016 und 2017 wird daher wieder eine Ausweitung 
der Bauinvestitionen erwartet. Nach wie vor bestehen Unklarheiten über die konkre-
te Ausgestaltung der Wohnbauoffensive der österreichischen Bundesregierung. 
Überwiegend werden ihre Impulse für die Bauwirtschaft im Jahr 2017 anfallen. Insge-
samt dürften die Bruttoanlageinvestitionen 2016 gegenüber dem Vorjahr um 1,8% 
und 2017 um 2,1% zunehmen. 

 

Übersicht 5: Entwicklung der Nachfrage 

Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 
          
 2014 2015 2016 2017 2014 2015 2016 2017 
 Mrd. € (Referenzjahr 2010) Veränderung gegen das Vorjahr 

in % 
          
Konsumausgaben insgesamt 222,17 223,48 226,67 229,92  + 0,3  + 0,6  + 1,4  + 1,4 

Private Haushalte1) 161,18 161,83 164,58 167,38  + 0,0  + 0,4  + 1,7  + 1,7 
Staat 61,00 61,67 62,10 62,53  + 0,8  + 1,1  + 0,7  + 0,7 

Bruttoinvestitionen 69,90 70,15 71,36 73,10  – 1,6  + 0,4  + 1,7  + 2,4 
Bruttoanlageinvestitionen 68,61 69,20 70,46 71,91  – 0,2  + 0,9  + 1,8  + 2,1 

Ausrüstungen2) 23,51 24,12 24,79 25,46  + 1,3  + 2,6  + 2,8  + 2,7 
Bauten 31,38 31,06 31,31 31,72  – 1,0  – 1,0  + 0,8  + 1,3 
Sonstige Anlagen3) 13,75 14,07 14,43 14,82  – 0,7  + 2,3  + 2,5  + 2,7 

Inländische Verwendung 293,50 295,93 300,37 305,38  – 0,1  + 0,8  + 1,5  + 1,7 
Exporte 166,64 170,61 176,34 182,82  + 2,1  + 2,4  + 3,4  + 3,7 

Reiseverkehr 12,60 12,98 13,19 13,32  – 0,0  + 3,0  + 1,6  + 1,0 
Minus Importe 152,86 156,71 161,47 167,46  + 1,3  + 2,5  + 3,0  + 3,7 

Reiseverkehr 6,29 6,23 6,13 6,13  + 2,8  – 1,0  – 1,5  ± 0,0 
Bruttoinlandsprodukt 307,26 309,77 315,13 320,59  + 0,4  + 0,8  + 1,7  + 1,7 

Nominell 329,30 338,33 350,39 362,23  + 2,0  + 2,7  + 3,6  + 3,4 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.  2) Ein-
schließlich militärischer Waffensysteme.  3) Geistiges Eigentum sowie Nutztiere und Nutzpflanzungen. 
 

Der österreichische Außenhandel war 2015 von der Wachstumsschwäche im Euro-
Raum und in den Schwellenländern geprägt. Im III. Quartal 2015 erhöhte sich der 
Wert der Warenausfuhr allerdings deutlich. Insbesondere die Nachfrage aus den 
USA und aus Ostmitteleuropa erwies sich als kräftig. Ein Teil dieses Anstieges war je-
doch dem Anziehen der Preise von Exporten in den Nicht-Euro-Raum zuzuschreiben. 
Die Exporteure dürften den niedrigen Euro-Kurs dazu nutzen, um ihre Gewinnmarge 
zu steigern. Insgesamt rechnet das WIFO 2015 mit einem Anstieg der realen Waren-
ausfuhr gegenüber dem Vorjahr um 2,5%, die Wareneinfuhr dürfte um 3,2% zuneh-
men. 

In den kommenden Jahren gewinnt das außenwirtschaftliche Umfeld Österreichs 
wieder an Dynamik. Die Ausfuhr dürfte daher kräftiger ausgeweitet werden. Für 2016 
wird ein Anstieg der Warenexporte um real 4% gegenüber dem Vorjahr erwartet, 

Die heimischen Exporte ent-
wickeln sich im Zuge der all-
mählichen Verbesserung des 
außenwirtschaftlichen Um-
feldes gut. Auch die Investi-
tionsnachfrage dürfte wieder 
Impulse liefern. Die Bauwirt-
schaft wächst hingegen wei-
terhin verhalten. 
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2017 dürfte er 4,4% betragen. Die Importe nehmen mit dem Anziehen der Ausrüs-
tungsinvestitionen und der kräftigen Steigerung der Konsumnachfrage ebenfalls zu. 
Real rechnet das WIFO mit einem Anstieg der Warenimporte 2016 um 3,5%, 2017 um 
4,2%. 

 

Übersicht 6: Entwicklung der Bruttowertschöpfung 

Zu Herstellungspreisen 
          
 2014 2015 2016 2017 2014 2015 2016 2017 
 Mrd. € (Referenzjahr 2010) Veränderung gegen das Vorjahr 

in % 
          
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)        
Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 4,02 3,70 3,70 3,70  + 4,1  – 8,0  ± 0,0  ± 0,0 
Herstellung von Waren 
einschließlich Bergbau 55,15 55,81 57,26 58,87  + 1,1  + 1,2  + 2,6  + 2,8 
Energie- und Wasserversorgung, 
Abfallentsorgung 8,62 8,83 8,96 9,14  + 2,6  + 2,5  + 1,5  + 2,0 
Bau 16,20 16,12 16,31 16,52  – 2,0  – 0,5  + 1,2  + 1,3 
Handel, Instandhaltung und 
Reparatur von Kfz 34,40 34,99 36,11 37,37  – 0,5  + 1,7  + 3,2  + 3,5 
Verkehr 14,87 14,80 14,94 15,09  – 1,1  – 0,5  + 1,0  + 1,0 
Beherbergung und Gastronomie 13,23 13,39 13,59 13,74  + 0,6  + 1,2  + 1,5  + 1,1 
Information und Kommunikation 8,72 8,55 8,64 8,77  – 2,7  – 2,0  + 1,0  + 1,5 
Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen 11,55 11,68 11,80 11,91  – 1,5  + 1,1  + 1,0  + 1,0 
Grundstücks- und 
Wohnungswesen 26,44 27,02 27,56 28,11  + 2,8  + 2,2  + 2,0  + 2,0 
Sonstige wirtschaftliche 
Dienstleistungen1) 26,12 25,94 26,20 26,51  + 1,2  – 0,7  + 1,0  + 1,2 
Öffentliche Verwaltung2) 47,46 48,03 48,61 48,85  – 0,2  + 1,2  + 1,2  + 0,5 
Sonstige Dienstleistungen3) 7,66 7,73 7,82 7,94  + 0,4  + 1,0  + 1,2  + 1,5 
          
Wertschöpfung der 
Wirtschaftsbereiche4) 274,40 276,50 281,35 286,29  + 0,3  + 0,8  + 1,8  + 1,8 
Bruttoinlandsprodukt 307,26 309,77 315,13 320,59  + 0,4  + 0,8  + 1,7  + 1,7 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen, technischen und 
sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (ÖNACE 2008, Abschnitte M bis N).  2) Einschließlich Sozialver-
sicherung, Verteidigung, Erziehung, Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen (ÖNACE 2008, Abschnitte O 
bis Q).  3) Einschließlich Kunst, Unterhaltung und Erholung, private Haushalte (ÖNACE 2008, Abschnitte R 
bis U).  4) Vor Abzug der Gütersubventionen und vor Zurechnung der Gütersteuern. 
 
  

Übersicht 7: Produktivität 
        
 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Gesamtwirtschaft       
Bruttoinlandsprodukt, real  + 0,8  + 0,3  + 0,4  + 0,8  + 1,7  + 1,7 
Geleistete Arbeitsstunden1)  – 0,3  – 0,5  + 0,4  + 0,7  + 0,9  + 0,9 
Stundenproduktivität2)  + 1,1  + 0,8  – 0,1  + 0,1  + 0,8  + 0,8 
Erwerbstätige3)  + 1,1  + 0,6  + 1,1  + 0,9  + 1,1  + 1,1 
        
Herstellung von Waren       
Produktion4)  + 2,4  – 0,4  + 1,3  + 1,2  + 2,6  + 2,8 
Geleistete Arbeitsstunden5)  + 1,1  – 0,7  – 0,0  + 0,2  + 0,2  ± 0,0 
Stundenproduktivität2)  + 1,2  + 0,3  + 1,3  + 1,0  + 2,4  + 2,8 
Unselbständig Beschäftigte6)  + 1,5  – 0,3  + 0,2  – 0,3  ± 0,0  ± 0,0 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunden laut VGR.  2) Produk-
tion je geleistete Arbeitsstunde.  3) Unselbständige und Selbständige laut VGR (Beschäftigungsverhältnis-
se).  4) Nettoproduktion, real.  5) Von unselbständig Beschäftigten geleistete Arbeitsstunden laut VGR.  
6) Laut VGR (Beschäftigungsverhältnisse). 
 

Der Reiseverkehr verlief 2015 für die österreichischen Unternehmen äußerst günstig. 
Die Tourismusexporte stiegen in den ersten drei Quartalen beträchtlich. In jüngster 
Zeit ist allerdings eine deutliche Abschwächung zu verzeichnen: Die Beschränkun-
gen im Reiseverkehr zwischen Deutschland und Österreich im Zuge der Zunahme 
der Flüchtlingsmigration sowie der Terroranschlag in Paris dürften hier eine Rolle spie-
len. Im Prognosezeitraum rechnet das WIFO mit einer Fortsetzung der dynamischen 
Entwicklung im Reiseverkehr, die aber nicht mehr das hohe Wachstum des Jahres 
2015 erreicht. Österreich sollte dabei von einer verstärkten Nachfrage aus dem In-
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land sowie aus dem näheren Ausland profitieren, wenn Fernreisen aufgrund von 
Sicherheitsbedenken eher gemieden werden.  

Das Anziehen der Investitionsdynamik und der Konjunktur auf den österreichischen 
Exportmärkten kommt der Sachgütererzeugung zugute. Nach einer eher verhalte-
nen Zunahme wird die reale Wertschöpfung 2016 und 2017 wieder wesentlich stärker 
ausgeweitet werden. Noch kräftiger wächst jedoch die Wertschöpfung im Handel: 
Aufgrund des merklichen Anstieges der Konsumausgaben dürfte sie 2016 und 2017 
um jeweils mehr als 3% höher sein als im Vorjahr. 

5. Weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit 
Trotz schwacher Konjunktur wächst die Beschäftigung in Österreich weiter. Im No-
vember 2015 war die Zahl der unselbständig aktiv Beschäftigten um rund 50.000 
(+1,4%) höher als im Vorjahr. Im Jahresdurchschnitt rechnet das WIFO 2015 mit einem 
Anstieg um 30.000 (+0,9%). Die konjunkturbedingte Beschleunigung 2016 und 2017 
führt auch zu einer etwas kräftigeren Zunahme der Beschäftigung um je 36.000 
(+1,0%). 

Den stärksten Beschäftigungszuwachs verzeichnen 2015 die Bereiche Gesundheits- 
und Sozialwesen. Im Dienstleistungsbereich nimmt die Teilzeitbeschäftigung aller-
dings tendenziell zu. Auch im Prognosezeitraum dürfte der Beschäftigungsaufbau 
überwiegend auf diese Bereiche entfallen. Das seit Jahren rückläufige gesamtwirt-
schaftliche Arbeitsvolumen pro Kopf sinkt daher weiter. 

 

Übersicht 8: Arbeitsmarkt 
        
 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Nachfrage nach Arbeitskräften       
Aktiv Erwerbstätige1)  + 50,1  + 29,3  + 31,8  + 35,0  + 41,0  + 41,0 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1)2)  + 47,2  + 21,2  + 23,8  + 30,0  + 36,0  + 36,0 
Veränderung gegen das Vorjahr in %  + 1,4  + 0,6  + 0,7  + 0,9  + 1,0  + 1,0 

Inländische Arbeitskräfte  + 9,0  – 8,5  – 8,1  + 4,0  + 3,0  + 3,0 
Ausländische Arbeitskräfte  + 38,1  + 29,7  + 32,0  + 26,0  + 33,0  + 33,0 

Selbständige3)  + 2,9  + 8,1  + 8,0  + 5,0  + 5,0  + 5,0 
        
Angebot an Arbeitskräften       
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter       

15- bis 64-Jährige  + 18,0  + 23,5  + 33,1  + 44,4  + 37,8  + 34,2 
15- bis 59-Jährige  + 22,3  + 27,2  + 33,7  + 36,4  + 22,5  + 15,2 
Erwerbspersonen4)  + 64,0  + 55,9  + 64,0  + 70,6  + 71,0  + 65,0 

        
Überhang an Arbeitskräften       
Vorgemerkte Arbeitslose (laut AMS)  + 13,9  + 26,6  + 32,2  + 35,6  + 30,0  + 24,0 

Stand in 1.000 260,6 287,2 319,4 355,0 385,0 409,0 
Arbeitslose in Kursmaßnahmen in 1.000 66,6 73,5 75,3 65,3 76,3 88,3 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen (laut Eurostat)5) 4,9 5,4 5,6 5,7 6,1 6,3 
In % der Erwerbspersonen (laut AMS) 6,2 6,8 7,4 8,1 8,7 9,1 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
(laut AMS) 7,0 7,6 8,4 9,1 9,7 10,2 

Beschäftigungsquote       
Aktiv Erwerbstätige1)6) 67,2 67,5 67,6 67,7 68,0 68,3 
Erwerbstätige5)6) 71,4 71,4 71,1 71,2 71,4 71,5 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenz-
diener.  2) Laut Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  3) Laut WIFO, einschließ-
lich freier Berufe und Mithelfender.  4) Aktiv Erwerbstätige plus Arbeitslose.  5) Labour Force Survey.  
6) In % der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15- bis 64-Jährige). 
 

Der Beschäftigungsanstieg reicht nicht aus, um die Zahl der Arbeitslosen zu verrin-
gern, da gleichzeitig das Arbeitskräfteangebot zunimmt. Dazu tragen der Anstieg 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter, u. a. bedingt durch die Flüchtlingsmigrati-

Die Beschäftigung nimmt 
zwar zu, kann aber den An-
stieg des Arbeitskräfteange-
botes nicht vollständig auf-
nehmen. Die Arbeitslosen-
quote steigt daher weiter 
deutlich. 
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on, der Anstieg des effektiven Pensionsantrittsalters sowie die Zunahme der Beschäf-
tigungsquote von Frauen bei3).  

Die Arbeitslosenquote laut Definition des AMS erhöht sich von 8,4% 2014 auf 9,1% 
2015. Dieser Trend wird 2016 und 2017 anhalten (2016: 9,7%, 2017: 10,2%). 

6. Dämpfende Effekte der Rohölverbilligung laufen 2016 aus 
Die weltweite Nachfrageschwäche und das kräftige Angebot lösten einen Rück-
gang der Rohstoffpreise aus, der den Anstieg der Verbraucherpreise dämpft. Die in-
ternationale Rohölverbilligung drückte die Preise von Mineralölprodukten in Öster-
reich 2015 deutlich. Ohne diesen Effekt wäre die Inflationsrate 2015 etwa um ¾ Pro-
zentpunkte höher gewesen. Preissteigernd wirken 2015 hingegen Bewirtungsdienst-
leistungen, Wohnungsmieten und Versicherungsdienstleistungen. Insgesamt stiegen 
die Verbraucherpreise im Jahresdurchschnitt 2015 um 0,9%. Damit war die Inflations-
rate deutlich höher als in Deutschland und im Euro-Raum insgesamt.  

Die Prognose geht davon aus, dass der Rohölpreis Ende 2015 seinen Tiefpunkt er-
reicht hat und im Laufe der Jahre 2016 und 2017 allmählich wieder steigt. Der dämp-
fende Effekt auf die Inflation hält noch bis Mitte 2016 an, flaut aber im Jahresverlauf 
ab. Die Gegenfinanzierungsmaßnahmen der Steuerreform werden hingegen 2016 
preiswirksam. Die Erhöhung indirekter Steuern und die Maßnahmen zur Betrugsbe-
kämpfung werden voraussichtlich die Verbraucherpreise anheben4). Das WIFO 
rechnet mit einer Inflationsrate von 1,5% 2016 und 1,7% 2017. 

7. Erhebliche Belastungen für die öffentlichen Haushalte 
Die Kosten der Bankenhilfen und der HETA-Abwicklung erhöhten die Staatsausga-
ben in den vergangenen Jahren deutlich. 2014 stieg dadurch das Maastricht-Defizit 
um 5,1 Mrd. € oder 1,5% des Bruttoinlandsproduktes. Insgesamt wuchs der Schulden-
stand der öffentlichen Haushalte durch die Unterstützung des Finanzsektors seit der 
Krise 2008/09 um fast 29 Mrd. € (8,7% des Bruttoinlandsproduktes)5). 2015 und 2016 
hält diese Belastung an, wenn auch in deutlich geringerem Ausmaß als in den Jah-
ren davor. 2015 werden die Ausgaben für Banken 2,1 Mrd. € betragen. Für 2016 un-
terstellt die Prognose Ausgaben von 700 Mio. € und für 2017 600 Mio. €. 

Die Steuerreform, die Anfang 2016 in Kraft tritt, bewirkt im ersten Jahr ihrer Umsetzung 
eine Senkung des jährlichen Lohn- und Einkommensteueraufkommens um rund 
4 Mrd. € (1,1% des Bruttoinlandsproduktes), ab 2017 um 5,4 Mrd. € pro Jahr (1,5% des 
Bruttoinlandsproduktes). Zur Gegenfinanzierung ist ein Katalog von Maßnahmen 
vorgesehen, der Zusatzeinnahmen aus Abgabenerhöhungen und der Bekämpfung 
von Steuer- und Sozialabgabenbetrug umfasst. Ferner sollen Bund und Länder Aus-
gaben für Förderungen und Verwaltung in der Höhe von 1,1 Mrd. € einsparen. Die 
vorliegende Prognose unterstellt, dass die Maßnahmen des Bundes im Bundesvoran-
schlag 2016 berücksichtigt wurden und zeitgerecht umgesetzt werden. 

Weitere Belastungen für die öffentlichen Haushalte entstehen durch die Zuwande-
rung von Asylsuchenden. Die Ausgaben für die Betreuung und Grundversorgung der 
Asylsuchenden erhöhen den öffentlichen Konsum und sonstige Transfers des Staates. 
Die Zusatzausgaben für die bedarfsorientierte Mindestsicherung schlagen sich hin-
gegen in einem Anstieg der monetären Sozialleistungen nieder. Darüber hinaus ent-

                                                           
3)  Die vorliegende Prognose unterstellt die im November 2015 veröffentlichte Hauptvariante der Bevölke-
rungsprognose von Statistik Austria, die bereits die Auswirkungen der Flüchtlingsmigration auf die Bevölke-
rungsentwicklung berücksichtigt. 
4)  Die Effekte der Steuerreform auf die Inflation betragen laut WIFO-Berechnungen +0,3 Prozentpunkte 2016 
und +0,2 Prozentpunkte 2017 (Baumgartner, J., Kaniovski, S., "Steuerreform 2015/16 – Gesamtwirtschaftliche 
Wirkungen bis 2019", WIFO-Monatsberichte, 2015, 88(5), S. 399-416, http://monatsberichte.wifo.ac.at/58171). 
5)  Siehe Schratzenstaller, M., "Große Herausforderungen für die Budgetpolitik durch Steuerreform, Zukunftsin-
vestitionsbedarf und Konsolidierungsvorgaben. Bundesfinanzrahmen 2016 bis 2019 und Bundesvoranschlag 
2016", WIFO-Monatsberichte 2015, 88(11), S. 827-844, http://monatsberichte.wifo.ac.at/58521). 

Die Verteuerung von Mieten 
und Dienstleistungen wird im 
Verbraucherpreisindex vom 

Verfall der Rohstoffpreise 
überlagert. 2016 und 2017 

dürfte die Inflation allerdings 
wieder etwas anziehen. 

Trotz der Bankenhilfen entwi-
ckeln sich die öffentlichen 
Haushalte 2015 günstig. In 
den kommenden Jahren 

steigen allerdings die Aus-
gaben wegen der Flücht-
lingsmigration. Das Maas-

tricht-Defizit wird dennoch 
unter 2% des Bruttoinlands-

produktes bleiben. 
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stehen Ausgaben für Integrationsmaßnahmen sowie Recht und Sicherheit. Die ge-
schätzten Gesamtausgaben betragen 2015 1,2 Mrd. €, 2016 2,2 Mrd. € und 2017 
2,1 Mrd. € (siehe Kasten)6). 

  

Übersicht 9: Wirtschaftspolitische Bestimmungsfaktoren 
        
 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 In % des BIP 
Budgetpolitik       
Finanzierungssaldo des Staates       

Laut Maastricht-Definition  – 2,2  – 1,3  – 2,7  – 1,6  – 1,9  – 1,7 
Primärsaldo des Staates laut VGR   0,6   1,3  – 0,2   0,8   0,3   0,5 
        
 In % 
Geldpolitik       
Dreimonatszinssatz   0,6   0,2   0,2   0,0   0,0   0,2 
Sekundärmarktrendite1)   2,4   2,0   1,5   0,8   0,9   1,2 
        
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Effektiver Wechselkursindex       

Nominell  – 1,5  + 1,7  + 1,2  – 2,9  – 0,2  + 0,1 
Real  – 1,6  + 2,0  + 1,5  – 2,9  – 0,4  – 0,3 

Q: WIFO. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark). 
 

Den Belastungen stehen jedoch auch Faktoren gegenüber, die das Budget entlas-
ten. So steigen 2015 vor allem die Einnahmen aus der veranlagten Einkommensteuer 
und der Kapitalertragsteuer deutlich, und die Ausgaben für Pensionen entwickeln 
sich schwächer als erwartet. Die weiterhin niedrigen Zinssätze dämpfen außerdem 
die Zinsausgaben für die Staatsschuld. 2016 und 2017 lässt die merkliche Zunahme 
der Konsumausgaben die Steuereinnahmen steigen. 2015 wird das Maastricht-Defizit 
voraussichtlich 1,6% des Bruttoinlandsproduktes betragen. 2016 rechnet das WIFO 
mit einem Anstieg des Defizits auf 1,9%; 2017 dürfte es wieder auf 1,7% zurückgehen. 
Ohne Bankenhilfen würde das Maastricht-Defizit 1% (2015), 1,7% (2016) und 1,6% 
(2017) des Bruttoinlandsproduktes betragen. 

8. Risiken für die Prognose 
Die Unsicherheiten im Zusammenhang mit der Flüchtlingsmigration bilden das größte 
Risiko für die vorliegende Prognose. Die unterstellte Zahl an Asylanträgen orientiert 
sich an den Schätzungen der Bundesregierung (siehe Kasten). Diese hängt von zahl-
reichen Faktoren ab (Politikmaßnahmen, Wetter usw.), die nicht prognostiziert wer-
den können. Auch die Herkunfts- und Altersstruktur sowie die Annahmen zur Zuer-
kennung des Status als Flüchtling oder subsidiär Schutzberechtigte und zur durch-
schnittlichen Verfahrensdauer basieren auf den Erfahrungen der vergangenen Jah-
re.  

Abweichungen von den Prognoseannahmen sind in beide Richtungen möglich. 
Dies hätte Auswirkungen auf den privaten und den öffentlichen Konsum und in der 
Folge auf das Bruttoinlandsprodukt. Auch der Finanzierungssaldo der öffentlichen 
Haushalte und die Lage auf dem Arbeitsmarkt werden vom tatsächlichen Ausmaß 
der Flüchtlingsmigration beeinflusst. 

Risiken ergeben sich im Bereich der öffentlichen Haushalte weiterhin aus der Unter-
stützung des Finanzsektors. Darüber hinaus ist noch unklar, wieweit die budgetierten 
Mehreinnahmen aus den Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuer- und Sozialbe-
trug von etwa 1,9 Mrd. € tatsächlich in voller Höhe bereits 2016 realisiert werden. 

                                                           
6)  Nicht enthalten sind in diesen Zahlen die zusätzlichen Steuereinnahmen aufgrund des höheren Wirt-
schaftswachstums. Diese Schätzungen betreffen die jeweiligen Gesamtausgaben, nicht die Zusatzausgaben 
gegenüber den in den Vorjahren angefallenen Beträgen (ohne Mindestsicherung 2014 rund 250 Mio. € bzw. 
0,08% des Bruttoinlandsproduktes). 
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Ein weiteres Risiko ergibt sich aus der unsicheren Entwicklung der Weltwirtschaft. Zum 
einen mehren sich die Zeichen einer Abschwächung in den USA. Zum anderen ist 
unklar, wie reibungslos der Strukturwandel der chinesischen Wirtschaft zu einer stär-
ker konsumgetriebenen Nachfragestruktur und damit einem schwächeren Trend-
wachstum abläuft. Auch in der Zukunft ist hier immer wieder mit vorübergehenden 
real- und finanzwirtschaftlichen Anpassungsschwierigkeiten zu rechnen. 

Ebenso unsicher ist der weitere Kurs der Geldpolitik in den USA. In der Vergangenheit 
löste die Ankündigung einer Anhebung des Leitzinssatzes hohe Kapitalabflüsse aus 
den Schwellenländern und damit verbundene Turbulenzen auf den Finanzmärkten 
aus. Zwar blieben diese bisher aus, eine nachträgliche Reaktion der Marktteilnehmer 
kann allerdings auch diesmal nicht ganz ausgeschlossen werden. 
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbar-
keit zu erleichtern, werden ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglich-
keit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vorliegenden Glossar zusammengefasst. 

Rückfragen: Astrid.Czaloun@wifo.ac.at, Christine.Kaufmann@wifo.ac.at, Maria.Riegler@wifo.ac.at, Martha.Steiner@wifo.ac.at   

 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem 
Vorquartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte berei-
nigt. Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unter-
schiedliche Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst 
werden (etwa Ostern). Im Gegensatz zu den an Eurostat ge-
lieferten und auch von Statistik Austria veröffentlichten "saison- 
und arbeitstägig bereinigten Veränderungen" der vierteljährli-
chen BIP-Daten bereinigt das WIFO diese zusätzlich um irregu-
läre Schwankungen. Diese als Trend-Konjunktur-Komponente 
bezeichneten Werte weisen einen ruhigeren Verlauf auf und 
machen Veränderungen des Konjunkturverlaufes besser inter-
pretierbar. 
Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr 
. . ." beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der 
gleichen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unberei-
nigte Zeitreihen. 
Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Kon-
junkturverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten 
unterliegen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saison-
bereinigung auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik 
im unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vo-
rangegangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des 

Folgejahres  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate 

des Jahres 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des 

IV. Quartals des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der 
Berechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittli-
che Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 
auf 2006, als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um 
Preiseffekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell 
ausgewiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens 
angeführt. 

Produzierender Bereich 
Diese Abgrenzung schließt die NACE-2008-Abschnitte B, C 
und D (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Her-
stellung von Waren, Energieversorgung) ein und wird hier im 
internationalen Vergleich verwendet. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucher-prei-
se gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI)  

ist ein Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte 
Verbraucherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die ver-
gleichbare Messung der Inflation in der EU und für die Bewer-
tung der Preisstabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch 
http://www.statistik.at/). 
Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden knapp 
87% der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucher-
preisindex (VPI 2010) enthaltenen Güter und Dienstleistungen 
in die Berechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionstest 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von 
rund 1.500 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung 
ihrer aktuellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Der WIFO-
Investitionstest ist eine halbjährliche Befragung von Unterneh-
men zu ihrer Investitionstätigkeit (http://www.konjunkturtest. 
at). Die Indikatoren sind Salden zwischen dem Anteil der posi-
tiven und jenem der negativen Meldungen an der Gesamt-
zahl der befragten Unternehmen. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbstän-
digen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslo-
senbestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in 
Standardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrie-
rungen bei AMS und Hauptverband der österreichischen So-
zialversicherungsträger. 
Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz 
suchen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche 
mindestens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbei-
tet hat. Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und 
Lehrlinge zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Prä-
senz- und Zivildiener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der 
Arbeitslosen an allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Er-
werbstätige). Datenbasis: Umfragedaten von privaten Haus-
halten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der 
österreichischen Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in 
AMS-Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung 
der Arbeitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im 
Zähler berücksichtigt. 
Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen, die Kinderbetreuungsgeld 
beziehen, sowie Präsenzdiener mit aufrechtem Beschäfti-
gungsverhältnis. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die 
Zahl der "unselbständig aktiv Beschäftigten". 
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Thomas Leoni  

   Fehlzeitenreport 2015 
Krankheits- und unfallbedingte Fehlzeiten 
in Österreich 

 

Im Auftrag von Bundesarbeits-
kammer, Wirtschaftskammer

Österreich, Hauptverband der
österreichischen Sozialversiche-
rungsträger, Allgemeine Unfall-

versicherungsanstalt • November
2015 • 76 Seiten • 70 € •

Kostenloser Download

  

Der Fehlzeitenreport bietet eine breit angelegte Übersicht über die gesund-
heitlich bedingten Fehlzeiten in Österreich. 2013 erhöhte sich die Kranken-
standsquote geringfügig gegenüber 2012, nicht zuletzt wegen einer starken
Grippewelle zu Jahresbeginn. Die Beschäftigten verbrachten im Jahresver-
lauf durchschnittlich 13 Kalendertage im Krankenstand, das entspricht einer
Krankenstandsquote von 3,5%. 

 

 Definitionen und Datenbeschreibung 

 Entwicklung der Krankenstände 

 Die Bedeutung der Kurzkrankenstände für die Fehlzeiten 

 Krankenstandshäufigkeit nach Saison und Wochentag 

 Gruppenspezifische Krankenstandsentwicklung 

Verteilung der Fehlzeiten nach Geschlecht 
Häufigkeit und Dauer der Krankenstandsfälle nach Alter 
Unterschiede zwischen den Fehlzeiten nach beruflicher Stellung und Branche 
Untersuchung der Fehlzeiten im öffentlichen Dienst 
Unterschiede zwischen den Krankenständen nach Betriebsgrößenklasse 

 Regionale Unterschiede in der Krankenstandsentwicklung 

 Verteilung der Krankenstände nach Krankheitsgruppen 

 Die Entwicklung und Verteilung der Arbeitsunfälle 

Die Entwicklung der Arbeitsunfälle 
Verteilung der Unfälle auf Beschäftigte und Wirtschaftsbereiche 

 Anhang 

http://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/58508 

 

               

Bestellungen bitte an das Österreichische Institut für Wirtschaftsforschung, Team "Publikationen und Abonnenten-
betreuung", 1030 Wien, Arsenal, Objekt 20, Tel. (+43 1) 798 26 01/214, Fax (+43 1) 798 93 86, publikationen@wifo.ac.at 
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Kennzahlen zur Wirtschaftslage 
Der Tabellensatz "Kennzahlen zur Wirtschaftslage" bietet monatlich einen Überblick über die wichtigsten 
Indikatoren zur Entwicklung der österreichischen und internationalen Wirtschaft. Die Daten werden unmit-
telbar vor Redaktionsschluss aus der Volkswirtschaftlichen Datenbank des WIFO abgefragt. Täglich aktu-
elle Informationen enthalten die "WIFO-Wirtschaftsdaten" auf der WIFO-Website 
(http://www.wifo.ac.at/daten). 
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Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 
 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
    IV. Qu.  I. Qu. II. Qu.  III. Qu.  Juni  Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
 In % der Erwerbspersonen (saisonbereinigt) 
               
OECD insgesamt   7,9   7,9   7,4   7,1   7,0   6,9   6,7   6,8   6,8   6,7   6,7   6,6   6,6 

USA   8,1   7,4   6,2   5,7   5,6   5,4   5,2   5,3   5,3   5,1   5,1   5,0   5,0 
Japan   4,3   4,0   3,6   3,5   3,5   3,3   3,4   3,4   3,3   3,4   3,4   3,1   3,3 
Euro-Raum   11,4   12,0   11,6   11,5   11,2   11,0   10,8   11,0   10,8   10,8   10,7   10,6   10,5 

Belgien   7,6   8,4   8,5   8,6   8,6   8,8   8,1   8,7   8,3   8,1   7,9   7,8   7,8 
Deutschland   5,4   5,2   5,0   4,9   4,8   4,7   4,6   4,6   4,6   4,6   4,5   4,5   4,5 
Irland   14,7   13,1   11,3   10,4   10,0   9,6   9,1   9,4   9,2   9,1   9,0   8,9   8,8 
Griechenland   24,6   27,5   26,6   26,0   25,9   25,0   24,7   25,0   24,9   24,7   24,6   .   . 
Spanien   24,8   26,1   24,5   23,7   23,1   22,5   21,8   22,3   21,9   21,8   21,6   21,5   21,4 
Frankreich   9,8   10,3   10,3   10,5   10,4   10,4   10,5   10,4   10,5   10,6   10,4   10,3   10,1 
Italien   10,6   12,2   12,7   12,8   12,3   12,3   11,7   12,4   11,8   11,7   11,5   11,5   11,3 
Luxemburg   5,1   5,8   6,0   6,2   6,2   6,1   6,2   6,1   6,2   6,2   6,1   6,1   6,1 
Niederlande   5,8   7,3   7,4   7,1   7,1   6,9   6,8   6,9   6,8   6,8   6,8   6,9   6,8 
Österreich   4,9   5,3   5,6   5,6   5,6   5,8   5,7   5,8   5,7   5,7   5,7   5,7   5,8 
Portugal   15,8   16,4   14,1   13,5   13,5   12,5   12,3   12,3   12,3   12,3   12,4   12,4   12,4 
Slowakei   14,0   14,2   13,2   12,5   12,1   11,5   11,4   11,4   11,4   11,4   11,3   11,1   10,8 
Finnland   7,7   8,1   8,7   9,0   9,2   9,4   9,4   9,4   9,5   9,4   9,4   9,4   9,4 

Tschechien   7,0   7,0   6,1   5,8   5,8   5,1   4,9   5,0   5,0   4,8   4,8   4,7   4,6 
Ungarn   11,0   10,1   7,7   7,3   7,4   7,0   6,6   6,9   6,8   6,5   6,5   6,4   . 
Polen   10,1   10,4   9,0   8,3   7,9   7,6   7,5   7,5   7,5   7,5   7,4   7,3   7,2 
Schweiz   4,2   4,4   4,5   4,1   4,4   4,2   4,9   .   .   .   .   .   . 

Q: Eurostat, OECD, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 2: Verbraucherpreise 
 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
    IV. Qu.  I. Qu. II. Qu.  III. Qu.  Juni  Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Verbraucherpreisindex              
OECD insgesamt  + 2,3  + 1,6  + 1,7  + 1,5  + 0,6  + 0,6  + 0,6  + 0,5  + 0,6  + 0,6  + 0,5  + 0,5  + 0,7 

USA  + 2,1  + 1,5  + 1,6  + 1,2  – 0,1  – 0,0  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,2  – 0,1  + 0,2  + 0,5 
Japan  – 0,0  + 0,4  + 2,7  + 2,5  + 2,3  + 0,5  + 0,2  + 0,4  + 0,3  + 0,2  ± 0,0  + 0,3  + 0,3 

  
Harmonisierter VPI 
Euro-Raum  + 2,5  + 1,3  + 0,4  + 0,2  – 0,3  + 0,2  + 0,1  + 0,2  + 0,2  + 0,1  – 0,1  + 0,1  + 0,1 

Belgien  + 2,6  + 1,2  + 0,5  + 0,0  – 0,4  + 0,7  + 0,8  + 0,9  + 0,9  + 0,8  + 0,9  + 1,1  + 1,4 
Deutschland  + 2,1  + 1,6  + 0,8  + 0,4  – 0,1  + 0,4  + 0,0  + 0,1  + 0,1  + 0,1  – 0,2  + 0,2  + 0,3 
Irland  + 1,9  + 0,5  + 0,3  + 0,1  – 0,3  + 0,1  + 0,1  + 0,4  + 0,2  + 0,2  ± 0,0  ± 0,0  – 0,1 
Griechenland  + 1,0  – 0,9  – 1,4  – 1,9  – 2,2  – 1,4  – 0,8  – 1,1  – 1,3  – 0,4  – 0,8  – 0,1  – 0,1 
Spanien  + 2,4  + 1,5  – 0,2  – 0,6  – 1,1  – 0,3  – 0,6  – 0,0  – 0,0  – 0,5  – 1,1  – 0,9  – 0,4 
Frankreich  + 2,2  + 1,0  + 0,6  + 0,3  – 0,2  + 0,3  + 0,1  + 0,3  + 0,2  + 0,1  + 0,1  + 0,2  + 0,1 
Italien  + 3,3  + 1,3  + 0,2  + 0,1  – 0,1  + 0,1  + 0,3  + 0,2  + 0,3  + 0,4  + 0,2  + 0,3  + 0,2 
Luxemburg  + 2,9  + 1,7  + 0,7  – 0,1  – 0,5  + 0,3  + 0,0  + 0,5  + 0,2  + 0,1  – 0,2  – 0,1  + 0,4 
Niederlande  + 2,8  + 2,6  + 0,3  + 0,2  – 0,5  + 0,4  + 0,5  + 0,5  + 0,8  + 0,4  + 0,3  + 0,4  + 0,4 
Österreich  + 2,6  + 2,1  + 1,5  + 1,3  + 0,6  + 1,0  + 0,9  + 1,0  + 1,1  + 0,9  + 0,6  + 0,7  + 0,5 
Portugal  + 2,8  + 0,4  – 0,2  – 0,0  – 0,0  + 0,7  + 0,8  + 0,8  + 0,7  + 0,7  + 0,9  + 0,7  + 0,6 
Slowakei  + 3,7  + 1,5  – 0,1  – 0,1  – 0,5  – 0,1  – 0,3  – 0,1  – 0,2  – 0,2  – 0,5  – 0,5  – 0,4 
Finnland  + 3,2  + 2,2  + 1,2  + 0,9  – 0,1  + 0,0  – 0,3  + 0,1  – 0,1  – 0,2  – 0,7  – 0,3  – 0,2 

Tschechien  + 3,5  + 1,4  + 0,4  + 0,5  – 0,0  + 0,7  + 0,3  + 0,9  + 0,4  + 0,2  + 0,2  + 0,2  ± 0,0 
Ungarn  + 5,7  + 1,7  + 0,0  – 0,4  – 1,0  + 0,4  + 0,2  + 0,7  + 0,5  + 0,1  – 0,1  + 0,2  + 0,6 
Polen  + 3,7  + 0,8  + 0,1  – 0,4  – 1,2  – 0,7  – 0,5  – 0,6  – 0,5  – 0,4  – 0,6  – 0,6  – 0,5 
Schweiz  – 0,7  + 0,1  + 0,0  + 0,0  – 0,3  – 0,7  – 1,0  – 0,6  – 0,8  – 1,2  – 1,2  – 1,2  – 1,2 
Q: Statistik Austria, OECD, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 

 
 

Übersicht 3: Internationale Aktienkursindizes 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
              
Europa, MSCI Europa  + 15,1  + 11,9  + 12,8  + 13,2  + 17,1  + 10,4  + 10,6  + 13,7  + 2,9  + 12,0  + 12,0  + 7,8 
Euro-Raum, STOXX 50  + 15,8  + 12,6  + 9,5  + 11,2  + 12,8  + 6,7  + 7,3  + 11,5  – 2,1  + 8,1  + 10,0  + 4,0 

Deutschland, DAX 30  + 21,2  + 14,8  + 15,0  + 15,9  + 19,6  + 11,8  + 12,7  + 16,7  + 3,3  + 13,8  + 15,8  + 8,7 
Österreich, ATX  + 16,9  – 2,4  + 1,3  – 8,8  + 2,8  + 2,3  + 10,3  + 5,6  – 1,7  + 11,2  + 10,0  + 9,5 

Großbritannien, FTSE 100  + 12,7  + 3,2  – 1,4  + 1,7  + 2,4  – 5,3  – 3,9  – 3,8  – 10,2  – 1,1  – 5,1  – 5,7 
Ostmitteleuropa,  
CECE Composite Index  + 2,3  – 1,2  – 4,6  – 2,0  + 3,3  – 6,6  – 13,1  – 5,4  – 11,9  – 10,1  – 12,6  – 16,4 

Tschechien, PX 50  + 2,6  + 1,6  + 0,8  – 1,0  + 1,1  + 3,2  – 0,0  + 4,6  – 0,2  + 2,3  + 0,9  – 3,1 
Ungarn, BUX Index  + 3,3  – 3,9  + 17,3  – 1,9  + 19,4  + 20,6  + 31,4  + 25,3  + 14,6  + 23,8  + 31,0  + 39,4 
Polen, WIG Index  + 16,1  + 8,0  – 0,3  + 1,7  + 6,4  – 1,3  – 8,0  + 0,9  – 6,8  – 4,3  – 7,7  – 11,8 

Russland, RTS Index  – 3,7  – 16,5  – 26,6  – 35,2  – 21,1  – 33,0  – 14,7  – 33,7  – 33,3  – 20,8  – 16,5  – 4,8 
   
Amerika  
USA, Dow Jones Industrial  
Average   + 15,7  + 11,8  + 4,9  + 10,0  + 8,5  + 0,7  + 0,7  + 1,7  – 4,5  + 2,9  + 0,4  – 1,3 
USA, S & P 500 Index  + 19,2  + 17,5  + 6,7  + 12,5  + 10,6  + 2,6  + 2,1  + 4,0  – 2,4  + 4,5  + 1,8  – 0,0 
Brasilien, BM&FBOVESPA  – 9,8  – 2,1  – 5,6  + 3,6  + 3,5  – 15,2  – 12,1  – 17,4  – 20,5  – 13,0  – 12,1  – 11,0 
   
Asien  
Japan, Nikkei 225  + 48,8  + 14,2  + 23,8  + 21,0  + 36,8  + 24,8  + 14,1  + 29,7  + 12,5  + 19,4  + 14,0  + 9,3 
China, Shanghai Index  – 1,0  + 1,9  + 66,1  + 62,4  +118,5  + 60,5  + 33,4  + 62,0  + 35,0  + 41,8  + 42,8  + 18,4 
Indien, Sensex 30 Index  + 11,6  + 25,3  + 10,7  + 35,3  + 15,6  + 3,0  – 4,6  + 4,9  – 4,5  + 1,4  – 7,5  – 7,1 
Q: Macrobond. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 

 
 

Übersicht 4: Dreimonatszinssätze 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu. II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In % 
               
USA   0,3   0,3   0,5   0,4   0,4   0,5   0,7   0,4   0,5   0,5   0,5   0,7   0,8 
Japan   0,1   0,1   .   0,1   0,1   0,1   .   0,1   0,1   0,1   0,1   0,1   . 
Kanada   1,2   1,2   0,8   1,0   0,9   0,7   0,8   0,7   0,6   0,7   0,7   0,8   0,8 
Euro-Raum   0,2   0,2   .   0,0  – 0,0  – 0,0   .  – 0,0  – 0,0  – 0,0  – 0,1  – 0,1   . 
Tschechien   0,5   0,4   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3   0,3 
Dänemark   0,3   0,3  – 0,1  – 0,1  – 0,2  – 0,1  – 0,1  – 0,2  – 0,1  – 0,0  – 0,1  – 0,1  – 0,1 
Ungarn   4,3   2,5   1,5   1,9   1,5   1,2   1,3   1,3   1,1   1,3   1,3   1,3   1,4 
Polen   3,0   2,5   1,7   1,8   1,7   1,7   1,7   1,7   1,7   1,7   1,7   1,7   1,7 
Schweden   0,9   0,4  – 0,3  – 0,0  – 0,3  – 0,5  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,4  – 0,4  – 0,4 
Großbritannien   0,5   0,5   0,6   0,5   0,5   0,6   0,6   0,6   0,6   0,6   0,6   0,6   0,6 
Norwegen   1,8   1,7   1,3   1,4   1,4   1,2   1,1   1,3   1,2   1,2   1,1   1,2   1,1 
Schweiz   0,0   0,0  – 0,8  – 0,8  – 0,8  – 0,7  – 0,8  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,8  – 0,8 
Q: OECD, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 
 2013 2014 2015 2015 2015 
     I. Qu. II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In % 
               
USA   2,3   2,5   2,1   2,0   2,2   2,2   2,2   2,3   2,2   2,2   2,1   2,3   2,2 
Japan   0,7   0,6   0,4   0,3   0,4   0,4   0,3   0,4   0,4   0,4   0,3   0,3   0,3 
Kanada   2,3   2,2   1,5   1,4   1,6   1,5   1,5   1,6   1,4   1,5   1,5   1,6   1,5 
Euro-Raum   3,0   2,3   1,3   1,1   1,3   1,5   1,2   1,5   1,4   1,5   1,2   1,2   1,2 

Belgien   2,4   1,7   0,8   0,6   0,8   1,1   0,9   1,2   1,0   1,0   0,9   0,8   0,9 
Deutschland   1,6   1,2   0,5   0,3   0,5   0,7   0,5   0,7   0,6   0,7   0,5   0,5   0,6 
Irland   3,8   2,4   1,2   1,0   1,2   1,4   1,1   1,5   1,3   1,3   1,1   1,1   1,1 
Griechenland   10,1   6,9   9,7   9,9   11,5   9,4   7,8   .   10,3   8,5   7,8   7,4   8,2 
Spanien   4,6   2,7   1,7   1,4   1,8   2,0   1,7   2,1   2,0   2,0   1,7   1,7   1,7 
Frankreich   2,2   1,7   0,8   0,6   0,8   1,0   0,9   1,1   1,0   1,0   0,9   0,9   0,9 
Italien   4,3   2,9   1,7   1,5   1,8   1,9   1,6   2,0   1,8   1,9   1,7   1,6   1,6 
Luxemburg   1,9   1,3   0,4   0,3   0,4   0,5   0,3   0,6   0,5   0,4   0,3   0,3   0,3 
Niederlande   2,0   1,5   0,7   0,4   0,7   0,9   0,7   1,0   0,9   0,9   0,7   0,7   0,8 
Österreich   2,0   1,5   0,7   0,5   0,7   1,0   0,8   1,1   1,0   1,0   0,8   0,8   0,9 
Portugal   6,3   3,8   2,4   2,2   2,4   2,6   2,5   2,7   2,5   2,6   2,4   2,6   2,5 
Finnland   1,9   1,4   0,7   0,5   0,7   0,9   0,8   1,0   0,8   0,9   0,8   0,8   0,9 

Dänemark   1,7   1,3   0,7   0,4   0,7   0,9   0,8   0,9   0,8   0,9   0,8   0,8   0,8 
Schweden   2,1   1,7   0,7   0,7   0,7   0,7   0,8   0,8   0,7   0,7   0,7   0,8   0,9 
Großbritannien   2,0   2,1   1,8   1,5   1,9   1,9   1,9   2,0   1,9   1,9   1,8   1,9   1,9 
Norwegen   2,6   2,5   1,6   1,5   1,6   1,6   1,6   1,7   1,5   1,6   1,6   1,6   1,6 
Schweiz   0,9   0,7   .  – 0,0   0,0  – 0,1   .  – 0,0  – 0,1  – 0,1  – 0,3  – 0,3   . 
Q: OeNB, OECD, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@ 
wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 

 

Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 
 2013 2014 2015 2014 2015 2015 
    IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Fremdwährung je Euro 
               
Dollar   1,33   1,33   1,11   1,25   1,13   1,10   1,11   1,09   1,11   1,12   1,12   1,07   1,09 
Yen   129,66   140,38   134,29   142,98   134,19   134,14   135,88   132,93   137,12   134,85   134,84   131,60   132,36 
Schweizer Franken   1,23   1,21   1,07   1,20   1,07   1,04   1,07   1,08   1,08   1,09   1,09   1,08   1,08 
Pfund Sterling   0,85   0,81   0,73   0,79   0,74   0,72   0,72   0,72   0,71   0,73   0,73   0,71   0,73 
Schwedische Krone   8,65   9,10   9,35   9,27   9,38   9,30   9,43   9,30   9,52   9,39   9,35   9,31   9,25 
Dänische Krone   7,46   7,45   7,46   7,44   7,45   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46 
Norwegische Krone   7,81   8,36   8,94   8,60   8,73   8,56   9,14   9,34   9,18   9,31   9,29   9,26   9,46 
Tschechische Krone   25,99   27,54   27,29   27,63   27,63   27,38   27,07   27,06   27,04   27,09   27,11   27,04   27,03 
Russischer Rubel   42,32   51,01   68,01   59,93   71,09   58,12   70,46   72,37   73,36   74,80   70,95   69,79   76,36 
Ungarischer Forint   296,94   308,71   309,90   308,52   308,94   305,91   312,09   312,65   311,61   313,14   311,27   312,27   314,40 
Polnischer Zloty   4,20   4,18   4,18   4,21   4,19   4,09   4,19   4,26   4,20   4,22   4,25   4,25   4,29 
Neuer Rumänischer Leu   4,42   4,44   4,45   4,43   4,45   4,44   4,43   4,46   4,42   4,42   4,42   4,45   4,50 
Bulgarischer Lew   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96 
Chinesischer Renminbi   8,17   8,19   6,97   7,68   7,03   6,85   7,01   7,00   7,06   7,15   7,13   6,84   7,02 
               
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Effektiver Wechselkursindex              
Nominell  + 1,7  + 1,2   .  – 0,5  – 3,1  – 3,9  – 2,2   .  – 2,2  – 1,2  – 1,1  – 2,2   . 

Industriewaren  + 1,8  + 1,2   .  – 0,5  – 3,2  – 4,0  – 2,1   .  – 2,1  – 1,0  – 1,0  – 2,2   . 
Real  + 2,1  + 1,5   .  – 0,1  – 3,0  – 3,8  – 2,0   .  – 2,0  – 1,1  – 1,2  – 2,5   . 

Industriewaren  + 2,2  + 1,5   .  – 0,2  – 3,1  – 3,9  – 2,0   .  – 1,9  – 1,0  – 1,1  – 2,5   . 
Q: OeNB, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 

 

Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
               
Auf Dollarbasis  – 2,0  – 7,2  – 41,3  – 43,1  – 38,2  – 45,1  – 38,1  – 42,7  – 47,6  – 45,3  – 39,9  – 38,6  – 35,2 

Ohne Energierohstoffe  – 5,3  – 4,3  – 20,1  – 15,8  – 19,9  – 22,0  – 22,9  – 20,7  – 23,9  – 21,3  – 20,9  – 24,5  – 23,2 
Auf Euro-Basis  – 5,1  – 7,5  – 29,5  – 30,8  – 23,3  – 34,5  – 29,3  – 29,4  – 37,3  – 37,1  – 32,2  – 28,7  – 26,4 

Ohne Energierohstoffe  – 8,3  – 4,4  – 4,3  + 2,3  – 0,5  – 7,0  – 12,0  – 2,4  – 9,0  – 9,6  – 10,7  – 12,3  – 12,8 
Nahrungs- und Genussmittel  – 13,8  – 3,2  – 0,6  + 3,8  – 6,9  + 3,5  – 2,2  + 8,6  + 1,4  + 0,4  – 1,0  – 2,0  – 3,7 
Industrierohstoffe  – 5,8  – 5,0  – 5,8  + 1,7  + 2,5  – 11,1  – 15,9  – 6,8  – 13,1  – 13,3  – 14,6  – 16,5  – 16,7 
Energierohstoffe  – 4,4  – 8,1  – 34,7  – 37,3  – 27,8  – 40,0  – 33,6  – 34,6  – 42,9  – 42,7  – 36,9  – 32,6  – 30,4 
Rohöl  – 4,0  – 7,9  – 35,9  – 38,7  – 28,8  – 41,3  – 34,8  – 35,9  – 44,4  – 44,0  – 37,9  – 33,9  – 31,6 

Q: Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Jahreswerte auf Basis von Monatswerten berechnet. • Rückfragen: 
Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 
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Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 2010 
Übersicht 8: Verwendung des Bruttoinlandsproduktes und Herstellung von Waren 
 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2014 2015 
        II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes            
Bruttoinlandsprodukt  + 2,8  + 0,8  + 0,3  + 0,4  + 0,8  + 1,7  + 1,7  + 0,5  + 0,3  – 0,2  + 0,4  + 0,8  + 1,0 

Exporte  + 6,0  + 1,7  + 0,8  + 2,1  + 2,4  + 3,4  + 3,7  + 1,2  + 3,1  + 1,0  + 1,5  + 1,6  + 2,4 
Importe  + 6,2  + 1,1  + 0,0  + 1,3  + 2,5  + 3,0  + 3,7  + 0,7  + 0,7  – 1,1  – 0,2  – 0,3  + 3,5 
Inländische Verwendung1)  + 2,8  + 0,4  – 0,1  – 0,1  + 0,8  + 1,5  + 1,7  + 0,2  – 1,0  – 1,3  – 0,5  – 0,2  + 1,5 

Konsumausgaben insgesamt  + 0,9  + 0,5  + 0,2  + 0,3  + 0,6  + 1,4  + 1,4  + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,1  + 0,2  + 0,6 
Private Haushalte  + 1,3  + 0,6  + 0,1  + 0,0  + 0,4  + 1,7  + 1,7  + 0,0  + 0,2  + 0,3  – 0,0  + 0,3  + 0,5 
Staat  + 0,0  + 0,2  + 0,6  + 0,8  + 1,1  + 0,7  + 0,7  + 1,4  + 0,9  + 0,7  + 0,3  + 0,1  + 0,8 

Bruttoinvestitionen2)  + 9,1  – 0,3  – 2,2  – 1,6  + 0,4  + 1,7  + 2,4  – 1,7  – 4,0  – 5,0  – 3,6  – 2,4  + 2,5 
Bruttoanlageinvestitionen  + 6,7  + 1,3  – 0,3  – 0,2  + 0,9  + 1,8  + 2,1  + 0,8  – 2,0  – 1,5  – 1,3  + 0,3  + 1,7 

Ausrüstungen und Waffen-
systeme  + 10,1  + 0,7  – 0,1  + 1,3  + 2,6  + 2,8  + 2,7  + 1,3  – 1,6  + 1,8  – 0,0  + 3,1  + 4,6 
Bauten  + 2,7  + 2,2  – 2,1  – 1,0  – 1,0  + 0,8  + 1,3  + 1,0  – 2,3  – 3,8  – 2,1  – 1,6  – 1,2 
Sonstige Anlagen3)  + 11,1  + 0,2  + 4,1  – 0,7  + 2,3  + 2,5  + 2,7  – 0,7  – 1,9  – 1,0  – 1,6  + 0,5  + 4,3 

  
             Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen            

Herstellung von Waren  + 6,5  + 2,4  – 0,4  + 1,3  + 1,2  + 2,6  + 2,8  + 0,9  + 1,6  + 0,9  + 0,8  + 0,8  + 2,2 
               
 Trend-Konjunktur-Komponente, Veränderung gegen das Vorquartal in %, real 

(berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 
Bruttoinlandsprodukt  – 0,0  – 0,1  + 0,1  + 0,2  + 0,3  + 0,3 

Exporte  + 0,5  + 0,5  + 0,0  + 0,2  + 1,0  + 1,5 
Importe  – 0,3  – 0,4  – 0,1  + 0,4  + 1,0  + 1,8 
Inländische Verwendung1)  – 1,1  – 1,1  + 0,0  + 0,6  + 0,1  + 0,2 

Konsumausgaben insgesamt  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,1  + 0,1  + 0,1 
Private Haushalte  – 0,1  – 0,0  + 0,0  + 0,1  + 0,1  + 0,1 
Staat  + 0,2  + 0,0  + 0,1  + 0,2  + 0,2  + 0,3 

Bruttoinvestitionen2)  – 2,0  – 2,5  – 0,0  – 0,8  + 1,1  + 1,5 
Bruttoanlageinvestitionen  – 0,4  – 0,5  – 0,2  + 0,3  + 0,5  + 0,6 

Ausrüstungen und Waffen-
systeme  + 0,6  – 0,0  – 0,1  + 0,5  + 1,4  + 1,2 
Bauten  – 1,0  – 0,9  – 0,4  + 0,1  – 0,4  – 0,2 
Sonstige Anlagen3)  – 0,6  – 0,4  + 0,1  + 0,5  + 0,9  + 1,2 

  
             Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen            

Herstellung von Waren  + 0,5  – 0,2  – 0,1  + 0,2  + 0,5  + 0,7 
Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Einschließlich statistischer Differenz.  2) Einschließlich Vorrats-
veränderung und Nettozugang an Wertsachen.  3) Geistiges Eigentum, Nutztiere und -pflanzungen. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 

Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2014 2015 
        II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu. 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Nominell              
Bruttonationaleinkommen  + 4,2  + 2,5  + 2,0  + 1,0  + 2,9  + 3,7  + 3,6   .   .   .   .   .   . 

Arbeitnehmerentgelte  + 3,9  + 4,2  + 2,8  + 2,6  + 2,6  + 2,4  + 2,7  + 2,8  + 2,5  + 2,5  + 3,0  + 2,8  + 3,1 
Betriebsüberschuss und 
Selbständigeneinkommen  + 5,2  + 0,6  + 0,7  + 1,2  + 2,7  + 4,3  + 4,5  – 0,1  + 1,7  + 0,6  + 1,1  + 1,9  + 1,6 

  
             Gesamtwirtschaftliche Produktivität 

BIP real pro Kopf (Erwerbstätige)  + 1,1  – 0,3  – 0,3  – 0,7  – 0,1  + 0,6  + 0,6  – 0,8  – 0,5  – 0,9  + 0,1  + 0,5  + 0,4 
  

             BIP nominell  Mrd. €   308,63   317,06   322,88   329,30   338,33   350,39   362,23   80,94   83,69   86,32   80,03   82,83   85,91 
Pro Kopf (Bevölkerung) in €   36.792   37.627   38.088   38.541   39.245   40.314   41.357   9.481   9.786   10.076   9.316   9.619   9.954 
  

             Arbeitsvolumen Gesamtwirtschaft1)  + 2,0  – 0,3  – 0,5  + 0,4  + 0,7  + 0,9  + 0,9  + 0,5  + 0,2  – 0,2  + 0,0  + 0,3  + 0,8 
Stundenproduktivität Gesamtwirt-
schaft2)   + 0,8  + 1,1  + 0,8  – 0,1  + 0,1  + 0,8  + 0,8  + 0,0  + 0,1  – 0,0  + 0,4  + 0,5  + 0,3 
Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. 2015 bis 2017: Prognose.  1) Von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunden.  2) Produktion 
je geleistete Arbeitsstunde. • Rückfragen: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 

Konjunkturklima 
Übersicht 10: WIFO-Konjunkturklimaindex und WIFO-Frühindikator 
 2014 2015 2015 
 IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober  Novem-

ber 
Dezember 

 Indexpunkte (saisonbereinigt) 
Konjunkturklimaindex Gesamt-
wirtschaft   + 0,6  – 1,8  – 1,0  + 0,9  + 3,3  – 0,3  + 1,6  + 1,6  + 1,9  + 4,3  + 3,9 

Index der aktuellen Lage-
beurteilungen   – 0,2  – 1,8  – 0,8  + 0,6  + 3,0  – 0,9  + 1,0  + 1,8  + 1,8  + 3,3  + 3,9 
Index der unternehmerischen  
Erwartungen   + 1,4  – 1,9  – 1,2  + 1,3  + 3,7  + 0,2  + 2,2  + 1,4  + 1,9  + 5,3  + 3,9 

  
          Konjunkturklimaindex Wirtschaftsbereiche 

Sachgütererzeugung  – 1,3  – 5,0  – 4,5  – 1,1  + 0,3  – 1,5  – 0,8  – 0,9  – 0,6  + 0,1  + 1,5 
Bauwirtschaft  – 5,1  – 7,0  – 8,0  – 1,2  + 1,5  – 2,6  – 1,5  + 0,5  – 0,4  + 2,8  + 2,1 
Dienstleistungen  + 2,8  + 1,1  + 2,5  + 2,6  + 5,5  + 0,8  + 3,6  + 3,3  + 3,7  + 7,1  + 5,6 

             
WIFO-Frühindikator1)   .   .   .   .   .  + 0,11  + 0,11  + 0,15  + 0,18  + 0,23  + 0,27 
Q: WIFO-Konjunkturtest, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond, http://konjunktur.wifo.ac.at/. WIFO-Konjunkturklimaindex: Werte zwischen 100 (pes-
simistisches Konjunkturklima) und +100 (optimistisches Konjunkturklima). 1) Monatlicher Sammelindikator, der Konjunkturwendepunkte der öster-
reichischen Gesamtwirtschaft zeitnah anzeigt (standardisierte Werte, saisonbereinigt). • Rückfragen: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at, Alexandros. 
Charos@wifo.ac.at, Astrid.Czaloun@wifo.ac.at 
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Tourismus 
Übersicht 11: Tourismusentwicklung in der laufenden Saison 
 Sommersaison 2014 Sommersaison 2015 
 Umsätze im 

Gesamt-
reiseverkehr 

Übernachtungen Umsätze im 
Gesamt-

reiseverkehr2) 

Übernachtungen1) 
 Insgesamt Aus dem 

Inland 
Aus dem 
Ausland 

Insgesamt Aus dem 
Inland 

Aus dem 
Ausland 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
          
Österreich3)  + 2,8  + 1,2  + 0,5  + 1,4  + 2,5  + 3,3  + 2,7  + 3,5 
  

        Wien  + 7,1  + 6,0  + 9,1  + 5,4  + 4,9  + 7,1  + 3,9  + 7,7 
Niederösterreich  + 6,5  + 4,3  + 3,4  + 6,3  – 0,4  + 1,0  – 0,4  + 3,6 
Burgenland  + 3,8  + 1,5  + 2,5  – 1,5  + 0,0  + 0,7  + 0,3  + 2,0 
Steiermark  + 3,2  + 1,4  – 2,3  + 3,6  + 2,7  + 3,2  + 1,8  + 5,6 
Kärnten  – 3,2  – 4,4  – 2,8  – 5,3  – 0,4  + 0,9  + 5,0  – 1,6 
Oberösterreich  – 1,1  – 0,7  – 0,1  – 1,3  + 2,5  + 3,4  + 2,8  + 4,2 
Salzburg  + 3,0  + 1,9  + 0,2  + 2,4  + 2,8  + 3,8  + 3,5  + 3,9 
Tirol  + 2,3  + 1,2  + 0,2  + 1,7  + 2,8  + 3,8  + 4,7  + 3,7 
Vorarlberg3)  + 4,5  + 0,7  + 1,5  + 0,5  + 0,6  + 0,4  + 1,2  + 0,3 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Wintersaison: 1. November bis 30. April des Folgejahres, Sommersai-
son: 1. Mai bis 31. Oktober. Umsätze einschließlich des internationalen Personentransportes.  1) Oktober 2015: Hochrechnung.  2) Schätzung.  3) Um-
sätze ohne, Übernachtungen einschließlich Kleinwalsertal.  • Rückfragen: Sabine.Ehn-Fragner@wifo.ac.at, Susanne.Markytan@wifo.ac.at 
 

Außenhandel 
Übersicht 12: Warenexporte und Warenimporte 
 2014 2015 2014 2015 2012 2013 2014 2015 2015 
   Jänner 

bis Ok-
tober 

 Jänner 
bis Ok-
tober 

   Jänner 
bis Ok-
tober 

Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 

 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 
               
Warenexporte insgesamt 128,1 109,2 100,0 100,0  + 1,5  + 1,8  + 1,8  + 2,1  + 10,7  + 3,6  + 7,5  + 2,7  – 2,4 
  

             Intra-EU 28 88,2 75,3 68,8 69,0  – 0,7  + 1,6  + 1,7  + 2,1  + 13,0  + 3,1  + 8,5  + 2,8  – 2,3 
Intra-EU 15 66,3 56,0 51,7 51,3  – 0,9  + 1,6  + 1,0  + 1,1  + 13,5  + 2,6  + 8,7  + 2,6  – 3,8 

Deutschland 38,1 33,0 29,7 30,3  – 0,5  + 0,1  + 0,6  + 2,9  + 14,6  + 3,8  + 10,1  + 3,6  – 0,3 
Italien 8,2 7,0 6,4 6,4  – 9,6  – 2,6  + 0,1  + 0,5  + 10,3  – 0,5  – 0,7  + 1,4  – 6,1 

EU-Länder seit 2004 21,9 19,3 17,1 17,7  – 0,1  + 1,5  + 3,7  + 5,3  + 11,5  + 4,5  + 8,1  + 3,3  + 2,2 
5 EU-Länder1) 17,6 15,6 13,8 14,2  – 0,7  + 1,8  + 4,6  + 5,2  + 12,0  + 4,5  + 8,3  + 3,2  + 2,4 

Tschechien 4,4 4,0 3,4 3,6  – 6,1  – 1,9  – 0,8  + 7,2  + 12,6  + 8,3  + 7,6  + 18,9  + 7,3 
Ungarn 4,3 3,6 3,3 3,3  – 2,3  + 4,4  + 11,4  + 1,3  + 11,8  + 1,3  + 2,9  – 5,7  – 0,9 

Baltische Länder 0,4 0,4 0,3 0,3  + 13,4  + 8,2  – 4,4  – 4,3  – 0,4  – 9,9  + 6,5  + 4,8  – 14,3 
Bulgarien, Kroatien, Rumänien 3,7 3,3 2,9 3,0  + 1,9  – 4,2  + 4,7  + 7,9  + 12,0  + 6,7  + 7,8  + 3,8  + 5,0 

Extra-EU 28 39,9 33,9 31,2 31,0  + 6,6  + 2,4  + 2,2  + 2,0  + 5,7  + 4,9  + 5,3  + 2,5  – 2,5 
Schweiz 6,7 6,0 5,2 5,5  + 4,1  + 1,7  + 5,5  + 7,7  + 3,5  + 15,5  + 36,5  – 6,2  + 2,5 
Westbalkanländer 1,1 0,9 0,8 0,9  – 1,1  – 2,2  – 1,6  + 5,2  + 8,7  + 3,7  + 2,3  + 7,2  – 1,8 
GUS-Europa 4,0 2,1 3,1 1,9  + 7,7  + 8,3  – 10,6  – 39,0  – 34,1  – 34,9  – 38,6  – 39,8  – 43,1 

Russland 3,2 1,6 2,5 1,5  + 8,5  + 9,0  – 8,0  – 40,5  – 34,4  – 37,7  – 41,0  – 47,0  – 50,9 
Industrieländer in Übersee 12,5 11,7 9,8 10,7  + 8,0  + 1,7  + 8,0  + 12,1  + 22,6  + 10,8  + 9,8  + 12,4  + 9,5 

USA 7,8 7,7 6,1 7,0  + 8,5  + 1,9  + 10,2  + 17,9  + 22,5  + 15,8  + 21,2  + 17,4  + 9,2 
China 3,4 2,8 2,6 2,6  + 3,8  + 3,5  + 7,8  – 0,6  – 3,2  – 8,9  + 17,3  + 15,8  – 5,8 
Japan 1,3 1,1 1,0 1,0  + 1,5  + 2,5  – 1,1  + 1,0  + 6,6  + 5,4  – 11,9  – 7,1  + 19,6 

  
             Agrarwaren 9,3 8,0 7,2 7,3  + 3,8  + 4,2  + 2,6  + 2,7  + 9,5  + 2,0  + 6,6  – 0,3  – 0,8 

Roh- und Brennstoffe 6,9 5,5 5,4 5,0  + 3,2  – 13,2  – 5,2  – 4,6  + 1,3  – 3,0  – 7,9  – 13,3  – 9,0 
Industriewaren 112,0 95,7 87,4 87,6  + 1,1  + 2,8  + 2,2  + 2,4  + 11,4  + 4,2  + 8,5  + 3,9  – 2,1 

Chemische Erzeugnisse 17,8 14,2 13,9 13,0  + 5,4  + 1,2  + 6,9  – 1,8  + 11,7  + 4,9  + 13,8  – 4,2  – 14,9 
Bearbeitete Waren 28,2 24,8 22,0 22,7  – 1,1  – 2,3  + 2,2  + 3,7  + 10,6  + 4,9  + 8,2  + 4,6  – 0,7 
Maschinen, Fahrzeuge 50,0 43,2 39,0 39,6  + 1,9  + 4,9  + 1,5  + 3,8  + 11,7  + 2,3  + 6,7  + 6,9  + 2,8 
Konsumnahe Fertigwaren 14,9 12,6 11,6 11,5  – 0,8  + 5,6  + 1,6  + 1,3  + 15,0  + 4,9  + 3,5  + 1,5  – 6,3 

               
Warenimporte insgesamt 129,8 110,6 100,0 100,0  + 0,7  – 1,0  – 0,7  + 1,4  + 7,0  + 3,0  + 5,8  + 4,6  – 2,6 
  

             Intra-EU 28 92,5 78,0 71,2 70,5  – 0,4  – 0,7  – 0,7  + 0,4  + 7,9  + 1,4  + 5,1  + 2,9  – 2,4 
Intra-EU 15 73,9 62,3 56,9 56,3  – 1,1  – 0,8  – 0,9  + 0,3  + 8,9  + 1,6  + 4,4  + 2,5  – 2,1 

Deutschland 48,5 40,9 37,4 37,0  – 0,9  – 1,1  – 1,0  + 0,4  + 10,1  + 2,2  + 5,5  + 3,5  – 3,6 
Italien 8,0 6,9 6,2 6,2  – 3,7  – 2,5  + 0,3  + 1,3  + 8,5  + 2,1  + 4,9  + 7,1  + 1,8 

EU-Länder seit 2004 18,6 15,7 14,4 14,2  + 2,4  – 0,1  + 0,1  + 0,8  + 3,9  + 0,4  + 7,6  + 4,7  – 3,7 
5 EU-Länder1) 16,4 13,8 12,6 12,4  + 2,5  + 0,2  + 0,7  + 0,3  + 2,7  – 0,3  + 7,0  + 4,6  – 4,1 

Tschechien 5,4 4,6 4,2 4,1  + 0,3  + 7,5  + 2,7  + 0,6  + 1,2  + 3,9  + 10,2  + 6,9  + 0,8 
Ungarn 3,8 2,8 2,9 2,5  + 2,9  – 0,8  + 2,6  – 12,8  – 16,2  – 20,4  – 5,7  – 2,4  – 8,8 

Baltische Länder 0,2 0,1 0,1 0,1  – 2,8  + 5,9  + 2,7  + 7,7  + 14,9  – 4,6  + 18,7  + 18,7  + 4,8 
Bulgarien, Kroatien, Rumänien 2,1 1,8 1,6 1,6  + 5,4  – 4,8  – 2,8  + 3,2  + 12,1  + 6,2  + 12,1  + 4,9  – 2,2 

Extra-EU 28 37,4 32,6 28,8 29,5  + 3,7  – 1,7  – 0,5  + 3,9  + 4,7  + 7,2  + 7,5  + 8,9  – 3,1 
Schweiz 6,6 6,0 5,1 5,4  – 2,5  – 0,7  – 2,8  + 9,2  + 3,8  + 35,6  + 30,4  + 40,1  – 6,0 
Westbalkanländer 0,9 0,8 0,7 0,7  ± 0,0  + 10,9  + 8,7  + 7,1  + 5,8  + 4,8  + 18,0  + 6,6  + 15,1 
GUS-Europa 3,0 2,4 2,3 2,2  + 14,8  – 20,6  – 24,4  – 6,4  + 0,6  – 15,9  + 4,7  + 57,0  + 58,3 

Russland 2,3 2,0 1,8 1,8  + 22,8  – 22,1  – 28,0  – 1,9  + 3,6  – 10,8  + 9,6  + 84,6  + 81,1 
Industrieländer in Übersee 7,7 7,6 5,9 6,9  + 4,3  + 3,8  + 1,1  + 14,7  + 2,8  + 23,3  + 18,5  + 7,0  + 2,6 

USA 4,4 4,5 3,4 4,0  + 9,3  + 5,0  + 2,0  + 16,4  – 2,9  + 40,2  + 25,1  + 4,3  – 3,5 
China 7,3 6,5 5,6 5,9  + 5,6  + 0,6  + 7,9  + 7,5  + 16,8  + 6,7  + 5,4  – 0,5  – 4,8 
Japan 1,7 1,6 1,3 1,4  – 8,9  – 5,1  + 3,3  + 6,4  + 12,9  + 7,4  + 15,2  + 7,8  + 2,6 

  
             Agrarwaren 9,9 8,3 7,6 7,5  + 5,4  + 3,2  + 3,0  + 2,3  + 7,8  + 3,1  + 6,3  + 1,9  + 2,7 

Roh- und Brennstoffe 18,8 13,6 14,4 12,3  + 5,5  – 12,4  – 9,4  – 14,6  – 7,5  – 15,4  – 12,7  – 8,8  – 20,1 
Industriewaren 101,2 88,7 78,0 80,2  – 0,7  + 1,4  + 0,8  + 4,3  + 9,6  + 6,4  + 9,8  + 7,2  – 0,2 

Chemische Erzeugnisse 17,6 15,4 13,6 13,9  + 1,8  + 3,3  + 3,9  + 2,6  + 9,3  + 3,5  – 0,4  + 7,5  – 6,0 
Bearbeitete Waren 20,1 17,7 15,5 16,0  – 5,6  – 2,3  + 1,3  + 3,2  + 10,0  + 0,3  + 7,3  + 3,9  + 1,6 
Maschinen, Fahrzeuge 42,9 37,3 33,0 33,8  + 0,9  + 2,8  – 0,8  + 4,2  + 9,9  + 5,6  + 11,6  + 7,9  + 3,4 
Konsumnahe Fertigwaren 19,0 16,5 14,7 15,0  + 0,3  + 1,0  + 4,2  + 4,0  + 9,9  + 4,7  + 5,6  + 2,1  – 3,9 

Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Tschechien, Ungarn, Po-
len, Slowenien, Slowakei. • Rückfragen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan@wifo.ac.at 
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Landwirtschaft 
Übersicht 13: Markt- und Preisentwicklung von Agrarprodukten 
 2011 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
     III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Marktentwicklung                           
Milchanlieferung1) 2.904 2.964 2.933 3.062  + 5,0  + 1,2  – 3,2  – 0,1  + 2,9  + 1,4  + 2,6  + 4,8  + 5,1 
Marktleistung Getreide 
insgesamt2) 2.752 2.422 2.387 2.737   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
BEE3) Rindfleisch 213 208 209 206  – 3,5  – 2,6  – 1,0  + 4,8  + 0,2  – 7,2  + 3,7  + 3,9  – 9,8 
BEE3) Kalbfleisch 11 10 9 9  – 1,3  – 0,6  – 10,6  – 4,1  – 1,8  + 3,2  – 4,3  – 4,3  – 32,8 
BEE3) Schweinefleisch 501 493 492 487  + 2,9  – 2,4  – 0,1  + 3,3  – 2,8  – 0,2  – 0,5  – 7,3  – 4,4 
Geflügelschlachtungen4) 95 93 95 97  – 0,7  + 2,1  + 6,5  + 5,5  + 0,8  + 1,1  + 2,3  – 0,8  + 10,2 
               
 € je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)             
Milch (4% Fett, 3,3% Eiweiß) 345 329 367 385  + 1,8  – 10,7  – 18,4  – 15,8  – 15,9  – 16,0  – 15,8  – 15,9  – 10,7 
Qualitätsweizen5) 206 210 186 163  + 6,6  + 6,3  + 1,9  + 2,9  + 3,7  + 11,3  + 0,7  + 0,1  + 14,7 
Körnermais5) 198 194 199 151  – 13,5  – 25,5  – 21,9  – 24,0  – 15,4  – 23,7  – 14,7  – 7,0  + 24,2 
Jungstiere (Handelsklasse R3)6)7) 3.578 3.884 3.833 3.722  – 1,9  + 0,2  + 3,6  + 5,3  + 4,3  + 4,2  + 4,2  + 4,6  + 6,2 
Schweine (Handelsklasse E)6) 1.513 1.704 1.723 1.596  – 10,3  – 15,1  – 8,8  – 12,5  – 10,6  – 16,3  – 12,0  – 3,1  + 1,4 
Masthühner bratfertig, lose8) 2.062 2.174 2.348 2.338  – 0,6  – 0,7  – 8,1  – 10,1  – 10,0  – 9,9  – 10,3  – 9,9  – 10,2 
Q: Agrarmarkt Austria, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen.  1) Milchanlieferung an die Be- und Verarbeitungsbe-
triebe.  2) Wirtschaftsjahre, Summe der Marktleistung von Juli bis Juni des nächsten Jahres, Körnermais von Oktober bis September (Wirtschaftsjahr 
2014/15  = Jahr 2014).  3) Bruttoeigenerzeugung (BEE) von Fleisch: untersuchte Schlachtungen in Österreich einschließlich Exporte und abzüglich Im-
porte von lebenden Tieren.  4) Schlachtungen von Brat-, Back- und Suppenhühnern in Betrieben mit mindestens 5.000 Schlachtungen im Vorjahr.  
5) Preise der ersten Handelsstufe; für das laufende Wirtschaftsjahr Mischpreise aus A-Konto-Zahlungen und zum Teil endgültigen Preisen.  6) € je t 
Schlachtgewicht.  7) Preis frei Rampe Schlachthof, gemäß Viehmeldeverordnung.  8) Verkaufspreis frei Filiale. • Rückfragen: Dietmar. 
Weinberger@wifo.ac.at 

Herstellung von Waren 
Übersicht 14: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 
 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
    IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Produktionsindex (arbeitstägig bereinigt)            
Insgesamt  – 0,4  + 1,1  + 1,1  + 0,3  + 1,3  + 0,7  + 3,1  + 2,0  – 0,2  + 4,5  + 3,5  + 1,4  + 4,4 
Vorleistungen  – 0,2  + 0,1  + 4,7  + 4,7  + 0,7  – 2,5  + 1,8  + 1,1  – 2,5  + 0,4  + 3,9  + 1,8  + 4,6 
Investitionsgüter  – 2,8  + 3,9  – 1,5  – 1,5  + 4,7  + 1,9  – 1,0  + 2,6  + 1,9  + 10,0  + 6,4  – 1,0  + 5,7 

Kfz  + 0,1  + 8,5  + 2,1  – 1,9  – 1,9  + 0,8  + 2,1  + 4,8  – 6,0  + 2,5  + 7,9  – 2,0  + 8,3 
Konsumgüter  + 1,2  + 0,2  + 5,0  + 5,0  + 1,5  + 1,6  + 2,6  + 5,9  + 1,6  + 3,0  + 2,1  + 2,6  + 1,5 

Langlebige Konsumgüter  – 4,6  – 4,2  – 4,7  – 4,7  – 1,9  – 0,1  + 4,6  + 8,6  – 0,1  – 1,5  – 0,9  + 4,6  + 4,2 
Kurzlebige Konsumgüter  + 3,0  + 1,3  + 7,5  + 7,5  + 2,2  + 1,8  + 2,1  + 5,4  + 1,8  + 4,1  + 2,7  + 2,1  + 0,9 

  
Beschäftigte  + 0,9  – 0,1  – 0,4  – 0,4  + 0,3  + 0,3  + 0,7  + 0,4  + 0,3  + 0,6  + 0,8  + 0,7   . 
Geleistete Stunden  + 0,0  – 0,3  – 1,8  – 1,6  – 1,2  + 0,6  + 1,1  – 4,6  + 6,2  – 0,2  + 3,2  + 0,6   . 
Produktion pro Kopf 
(Beschäftigte)  – 3,8  + 1,9  + 2,9  + 2,9  + 1,9  – 0,5  + 0,7  + 1,6  – 0,5  + 3,8  + 2,7  + 0,7   . 
Produktion (unbereinigt) je 
geleistete Stunde  – 7,8  + 4,8  + 5,2  + 5,8  + 6,6  + 5,6  + 0,3  + 2,1  – 0,0  + 3,1  + 3,5  + 0,8   . 
  
Auftragseingänge  + 1,5  + 1,0  – 0,4  – 1,7  – 1,0  + 3,4  + 2,0  – 3,3  + 8,0  – 0,0  + 11,6  – 3,4   . 

Inland  – 0,2  + 3,7  – 2,6  – 4,2  – 2,9  + 1,4  + 1,7  – 7,7  + 15,9  – 2,8  + 16,2  – 4,6   . 
Ausland  + 2,1  + 0,2  + 0,4  – 0,9  – 0,4  + 4,1  + 2,2  – 1,9  + 5,6  + 1,1  + 10,1  – 3,0   . 

Auftragsbestand  + 1,7  + 1,0  – 2,5  – 2,5  – 2,3  – 0,6  – 1,7  – 1,0  – 0,6  – 1,2  – 0,1  – 1,7   . 
Inland  – 5,6  + 8,4  + 6,7  + 6,7  + 4,2  + 3,6  + 5,2  + 3,7  + 3,6  + 1,1  + 5,5  + 5,2   . 
Ausland  + 3,2  – 0,4  – 4,4  – 4,4  – 3,6  – 1,4  – 3,2  – 2,0  – 1,4  – 1,7  – 1,3  – 3,2   . 

Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Anna.Strauss@wifo.ac.at 

Übersicht 15: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 
 2014 2015 2015 
 IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober  Novem-

ber 
Dezember 

 Indexpunkte (saisonbereinigt)1) 
            
Konjunkturklimaindex Sachgüter-
erzeugung  – 1,3  – 5,0  – 4,5  – 1,1  + 0,3  – 1,5  – 0,8  – 0,9  – 0,6  + 0,1  + 1,5 

Index der aktuellen Lage-
beurteilungen  – 3,3  – 5,4  – 4,9  – 1,1  – 1,2  – 1,4  – 0,8  – 1,1  – 2,4  – 3,3  + 2,0 
Index der unternehmerischen 
Erwartungen  + 0,8  – 4,8  – 4,2  – 1,0  + 1,9  – 1,6  – 0,8  – 0,7  + 1,2  + 3,6  + 0,8 

            
 In % der Unternehmen (saisonbereinigt) 
Auftragsbestände zumindest 
ausreichend   66,0   64,7   64,1   67,0   66,4   67,5   66,0   67,5   64,8   66,1   68,2 
Auslandsauftragsbestände 
zumindest ausreichend   60,2   59,7   59,8   62,9   60,3   63,0   63,2   62,6   61,0   57,8   62,2 
            
 Salden aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten (saisonbereinigt) 
            
Fertigwarenlager zur Zeit  + 9,8  + 10,8  + 11,1  + 8,8  + 7,9  + 11,2  + 6,8  + 8,5  + 8,8  + 9,3  + 5,6 
Produktion in den nächsten 
3 Monaten  + 6,3  – 1,0  – 0,4  + 4,4  + 6,3  + 3,7  + 5,3  + 4,4  + 7,3  + 7,2  + 4,2 
Geschäftslage in den nächsten 
6 Monaten  + 1,2  – 4,7  – 4,1  + 0,2  + 4,4  – 1,0  + 0,4  + 1,3  + 1,3  + 7,2  + 4,7 
Verkaufspreise in den nächsten 
3 Monaten  + 0,1  – 5,3  – 0,2  + 1,9  + 0,5  + 2,3  + 1,3  + 2,2  + 0,2  + 2,5  – 1,1 
Q: WIFO-Konjunkturtest, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Werte zwischen 100 (pessimistisches Konjunkturklima) und +100 (optimistisches 
Konjunkturklima). • Rückfragen: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at, Alexandros.Charos@wifo.ac.at 
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Bauwirtschaft 
Übersicht 16: Bauwesen 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Konjunkturdaten1)              
Produktion2)              

Bauwesen insgesamt  + 1,4  – 0,9   .  – 1,5  + 0,4  + 0,2   .  – 1,1  + 2,3  – 0,3   .   .   . 
Hochbau  + 2,4  – 4,1   .  – 0,5  + 0,1  – 2,3   .  – 4,5  + 2,0  – 3,8   .   .   . 

Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 2,0  – 3,8   .  – 8,7  – 5,1  – 1,9   .  – 1,4  – 3,1  – 1,2   .   .   . 
Sonstiger Hochbau  + 3,9  – 3,8   .  + 0,7  – 0,3  – 5,0   .  – 11,9  + 5,0  – 6,4   .   .   . 

Tiefbau  – 0,8  + 5,0   .  – 2,4  – 0,9  + 0,4   .  – 0,2  + 0,9  + 0,5   .   .   . 
Baunebengewerbe3)  + 1,6  – 1,1   .  – 1,7  + 1,2  + 1,5   .  + 0,5  + 3,0  + 1,3   .   .   . 

  
Auftragsbestände  – 0,1  + 6,9   .  + 0,0  – 0,6  – 0,6   .  – 1,4  – 0,7  + 0,4   .   .   . 
Auftragseingänge  + 2,7  – 2,4   .  – 6,2  – 2,6  + 3,0   .  + 0,3  + 7,6  + 1,8   .   .   . 
  
Arbeitsmarkt 
Unselbständig aktiv Beschäftigte  – 0,4  – 0,1  – 0,5  – 1,5  – 0,6  + 0,0  – 0,1  – 0,4  + 0,6  – 0,2  – 0,6  + 0,9  – 0,7 
Arbeitslose  + 12,5  + 4,8  + 7,2  + 6,8  + 13,4  + 8,9  + 3,1  + 11,5  + 9,1  + 6,1  + 6,1  + 3,8  + 1,9 
Offene Stellen  – 7,6  – 17,1  + 6,2  – 12,5  – 2,5  + 12,7  + 38,0  + 1,4  + 20,6  + 17,7  + 37,3  + 36,9  + 41,6 
  
Baupreisindex 
Hoch- und Tiefbau  + 1,3  + 1,5   .  + 0,9  + 0,6  + 0,5   .   .   .   .   .   .   . 
Hochbau  + 2,5  + 2,5   .  + 1,9  + 1,8  + 1,8   .   .   .   .   .   .   . 

Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 2,4  + 2,3   .  + 1,7  + 1,6  + 1,6   .   .   .   .   .   .   . 
Sonstiger Hochbau  + 2,7  + 2,7   .  + 2,1  + 2,0  + 2,0   .   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau  – 0,1  + 0,4   .  – 0,3  – 0,8  – 1,1   .   .   .   .   .   .   . 
Q: Statistik Austria, Arbeitsmarktservice Österreich, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond.  1) Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). 2014, 2015: vorläufig.  2) Abgesetzte Produktion nach Aktivitätsansatz.  3) Vorbereitende Baustel-
lenarbeiten, Bauinstallation und sonstiges Ausbaugewerbe. • Rückfragen: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Binnenhandel 
Übersicht 17: Umsätze und Beschäftigung 
 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai  Juni  Juli  August  Septem-

ber 
Oktober 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
               
Nettoumsätze nominell  + 0,0  – 2,0  – 1,4  – 2,5  – 1,8  – 0,5  + 0,1  – 4,1  + 3,7  ± 0,0  + 0,9  – 0,4  – 3,7 

Kfz-Handel und -Reparatur  – 3,9  – 0,5  – 2,4  – 4,6  – 4,1  + 2,8  + 6,0  – 2,1  + 9,2  + 3,8  + 8,0  + 6,5  – 0,1 
Großhandel  + 0,1  – 4,1  – 2,5  – 3,6  – 3,5  – 2,3  – 2,2  – 5,9  + 1,7  – 2,6  – 0,2  – 3,5  – 7,2 
Einzelhandel  + 1,8  + 1,4  + 1,2  + 0,8  + 2,1  + 1,3  + 2,1  – 1,9  + 4,9  + 3,4  ± 0,0  + 2,8  + 1,1 

Nettoumsätze real1)  – 1,9  – 2,1  – 0,9  – 1,3  + 0,2  + 0,5  + 1,5  – 3,3  + 4,6  + 1,1  + 2,3  + 1,2  – 2,6 
Kfz-Handel und -Reparatur  – 5,3  – 0,9  – 3,1  – 5,4  – 4,0  + 2,3  + 5,4  – 2,5  + 8,5  + 3,3  + 7,2  + 6,1  – 0,6 
Großhandel  – 1,8  – 3,4  – 0,9  – 1,3  + 0,3  – 0,3  + 0,4  – 4,1  + 3,5  – 0,5  + 2,6  – 0,7  – 5,0 
Einzelhandel  – 0,6  – 0,2  + 0,4  + 0,4  + 2,1  + 0,8  + 1,8  – 2,4  + 4,6  + 3,0  – 0,3  + 2,8  + 1,1 

Beschäftigte2)  + 1,1  – 0,5  + 0,1  + 0,2  – 0,6  + 0,0  + 0,4  + 0,1  + 0,3  + 0,3  + 0,6  + 0,4  + 0,2 
Kfz-Handel und -Reparatur  + 0,8  – 1,3  – 0,7  – 0,9  – 1,5  – 0,9  – 0,0  – 0,8  – 0,7  – 0,1  + 0,3  – 0,3  – 0,2 
Großhandel  + 1,7  – 0,8  + 0,2  + 0,6  – 0,1  + 0,0  – 0,0  – 0,2  ± 0,0  – 0,4  + 0,2  + 0,1  – 0,4 
Einzelhandel  + 0,8  – 0,2  + 0,2  + 0,2  – 0,6  + 0,3  + 0,8  + 0,5  + 0,8  + 0,8  + 1,0  + 0,8  + 0,7 

Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. ÖNACE 2008.  1) Die Preisbereinigung der nominellen Umsatzindizes erfolgt mit den Mess-
zahlen jener Waren des Großhandelspreisindex und des Verbraucherpreisindex, die den einzelnen Gliederungsbereichen entsprechen.  2) Unselb-
ständige und selbständige Beschäftigungsverhältnisse. • Rückfragen: Martina.Einsiedl@wifo.ac.at 

 

Private Haushalte 
Übersicht 18: Privater Konsum, Sparquote, Konsumklima 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 
               
Privater Konsum  + 0,6  + 0,1  + 0,0  – 0,0  + 0,3  + 0,5   . 
Dauerhafte Konsumgüter  + 0,7  – 3,0  – 0,5  – 1,0  – 1,4  – 2,2   . 
               
 In % des persönlichen verfügbaren Einkommens 
               
Sparquote1) 9,2 7,3 7,8 7,2 6,9 6,7 . 
               
 Saldo aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten (saisonbereinigt) 
               
Konsumklimaindikator  – 5,8  – 9,0  – 12,4  – 11,4  – 11,0  – 11,9  – 15,2  – 11,8  – 11,3  – 12,5  – 15,1  – 16,3  – 14,3 

Finanzielle Situation in den 
nächsten 12 Monaten  – 3,3  – 2,6  – 0,6  – 1,3  – 0,4  – 0,6  ± 0,0  – 2,1  – 2,6  + 2,9  – 0,8  ± 0,0  + 0,8 
Allgemeine Wirtschaftslage in 
den nächsten 12 Monaten  – 6,7  – 10,3  – 17,1  – 17,4  – 17,0  – 16,9  – 17,1  – 17,9  – 15,3  – 17,4  – 16,3  – 19,1  – 15,8 
Arbeitslosigkeit in den nächsten 
12 Monaten  + 27,4  + 34,0  + 42,5  + 36,3  + 35,7  + 43,8  + 54,2  + 41,2  + 41,0  + 49,1  + 52,0  + 55,7  + 55,0 
Sparen in den nächsten 
12 Monaten  + 14,3  + 10,8  + 10,8  + 9,6  + 9,2  + 13,8  + 10,5  + 14,1  + 13,8  + 13,5  + 8,9  + 9,6  + 13,0 

Q: Statistik Austria, Europäische Kommission, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Gleitende Summen über jeweils vier Quartale ("rolling years" 
bzw. "gleitende Jahre"). • Rückfragen: Martina.Einsiedl@wifo.ac.at 
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Verkehr 
Übersicht 19: Güter- und Personenverkehr 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Güterverkehr              
Verkehrsleistung              

Straße  – 3,8  + 7,0   .  – 0,9  – 0,2   .   .   .   .   .   .   .   . 
Schiene  – 1,7  + 5,6   .  + 4,7  – 4,3  – 3,4   .   .   .   .   .   .   . 
Luftfahrt1)  – 1,5  + 10,9   .  – 1,9  + 1,2   .   .  + 3,8  + 4,6   .   .   .   . 
Binnenschifffahrt  + 5,6  – 11,3   .  – 5,1  – 1,6  – 38,2   .  – 26,6  – 47,0  – 41,2   .   .   . 

  
Lkw-Fahrleistung2)   + 1,6  + 2,8  + 2,1  + 1,1  + 1,4  + 2,3  + 3,3  + 0,8  + 4,9  + 1,7  – 2,1  + 8,2  + 4,9 
Neuzulassungen Lkw3)  + 3,3  + 0,4   .  – 1,5  + 5,0  + 12,4   .  + 2,0  + 18,3  + 18,2  + 8,0  + 17,9   . 
  
Personenverkehr 
Straße (Pkw-Neuzulassungen)  – 5,1  – 4,9   .  – 7,5  + 1,4  + 6,8   .  + 8,7  + 7,4  + 4,4  – 6,7   .   . 
Bahn (Personenkilometer)  + 3,9  + 0,9   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)4)  – 2,1  + 2,2   .  – 2,4  + 0,6   .   .  + 6,2  + 4,7   .   .   .   . 
  
Arbeitsmarkt Verkehr und Lagerei 
Unselbständig aktiv Beschäftigte  – 0,3  + 0,8  + 1,5  + 1,8  + 1,5  + 1,2  + 1,5  + 1,0  + 1,3  + 1,3  + 1,2  + 2,1  + 1,2 
Arbeitslose  + 9,1  + 7,1  + 8,0  + 7,5  + 10,5  + 8,0  + 6,2  + 7,6  + 8,2  + 8,3  + 7,2  + 6,6  + 5,0 
Offene Stellen  – 16,5  + 12,7  + 4,7  – 3,4  – 1,9  + 7,6  + 17,2  + 4,9  + 11,0  + 6,7  + 9,3  + 22,8  + 19,5 
  
Kraftstoffpreise 
Dieselkraftstoff  – 3,7  – 4,3  – 13,7  – 14,6  – 10,3  – 15,3  – 14,8  – 12,0  – 15,7  – 18,1  – 16,7  – 15,0  – 12,7 
Normalbenzin  – 3,9  – 3,4  – 10,9  – 13,2  – 7,2  – 10,3  – 13,0  – 6,8  – 8,8  – 15,3  – 16,7  – 13,2  – 8,7 
Q: Statistik Austria, BMWFW, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Aufkommen im Fracht- und Postverkehr.  2) Lkw mit einem höchstzulässigen 
Gesamtgewicht von 3,5 t oder mehr im hochrangigen mautpflichtigen Straßennetz.  3) Lkw mit einer Nutzlast von 1 t oder mehr.  4) Ankünfte und 
Abflüge. • Rückfragen: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Bankenstatistik 
Übersicht 20: Zinssätze, Bankeinlagen und -kredite 
 2013 2014 2015 2014 2015 2015 
    IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In % 
Geld- und Kapitalmarktzinssätze              
Basiszinssatz   0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1 
Taggeldsatz   0,1   0,1  – 0,1  – 0,0  – 0,0  – 0,1  – 0,1  – 0,2  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,1  – 0,2 
Dreimonatszinssatz   0,2   0,2  – 0,0   0,1   0,0  – 0,0  – 0,0  – 0,1  – 0,0  – 0,0  – 0,1  – 0,1  – 0,1 
Sekundärmarktrendite Bund 

Benchmark   2,0   1,5   0,7   1,0   0,5   0,7   1,0   0,8   1,0   1,0   0,8   0,8   0,9 
Umlaufgewichtete Durch-
schnittsrendite   0,3   0,5   .   0,4   0,5   0,4   0,4   . 

               
Soll-Zinssätze der inländischen Kreditinstitute            
An private Haushalte              

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre   4,4   4,5   .   4,4   4,1   4,1   4,1   .   4,3   4,1   3,9   4,1   . 
Für Wohnbau: über 10 Jahre   3,6   3,2   .   2,9   2,6   2,5   2,5   .   2,4   2,7   2,5   2,5   . 

An nichtfinanzielle Unternehmen 
Bis 1 Mio. €: bis 1 Jahr   2,2   2,2   .   2,1   2,0   2,0   2,0   .   2,0   1,9   1,9   1,9   . 
Über 1 Mio. €: bis 1 Jahr   1,7   1,7   .   1,6   1,6   1,5   1,5   .   1,6   1,5   1,5   1,5   . 

An private Haushalte und nicht-
finanzielle Unternehmen 

In Yen   1,4   1,7   .   1,9   1,5   1,8   1,8   .   1,8   1,8   1,6   1,8   . 
In Schweizer Franken   1,5   1,5   .   1,6   1,6   1,3   1,3   .   1,3   1,3   1,3   1,2   . 

               
Haben-Zinssätze der inländischen Kreditinstitute            
Einlagen von privaten Haushalten              

Bis 1 Jahr   0,7   0,6   .   0,5   0,4   0,4   0,4   .   0,3   0,4   0,4   0,4   . 
Über 2 Jahre   1,6   1,4   .   1,3   0,9   0,8   0,8   .   0,8   0,9   0,8   0,9   . 

Spareinlagen von privaten Haushalten 
Bis 1 Jahr   0,7   0,5   .   0,4   0,4   0,4   0,3   .   0,3   0,3   0,4   0,3   . 
Über 2 Jahre   1,5   1,3   .   1,3   0,9   0,8   0,8   .   0,8   0,8   0,8   0,9   . 

               
 Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 
Einlagen und Kredite              
Einlagen insgesamt  + 2,3  + 3,2   .  + 3,2  + 4,2  + 4,5  + 4,3   . 

Spareinlagen  – 2,9  – 1,8   .  – 1,8  – 1,7  – 1,7  – 2,1   . 
Termineinlagen  + 4,5  + 17,4   .  + 17,4  + 5,4  + 1,8  + 0,9   . 
Sichteinlagen  + 9,0  + 5,1   .  + 5,1  + 11,1  + 12,8  + 12,6   . 
Fremdwährungseinlagen  + 5,3  + 30,8   .  + 30,8  + 23,3  + 23,5  + 28,6   . 

Direktkredite an inländische 
Nichtbanken  – 1,2  + 0,3   .  + 0,3  + 1,6  + 1,6  + 0,2   . 
Q: OeNB, EZB, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Arbeitsmarkt 
Übersicht 21: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 
 2014 2015 2015 
 II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen die Vorperiode in % 
               
Unselbständig aktiv Beschäftigte1) + 0,1  – 0,1  + 0,3  + 0,3  + 0,2  + 0,3  + 0,4  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,2  + 0,1 
Arbeitslose  + 3,5  + 2,4  + 2,7  + 3,3  + 3,7  + 0,8  ± 0,0  ± 0,0  + 0,2  + 0,3  ± 0,0  – 0,3  – 0,2 
Offene Stellen  + 0,8  – 4,0  + 1,5  + 3,0  + 1,0  + 9,9  + 10,5  + 3,8  + 3,1  + 3,2  + 3,5  + 3,7  + 3,2 
Arbeitslosenquote 

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen  8,3 8,5 8,7 8,9 9,2 9,2 9,2 9,2 9,2 9,2 9,2 9,2 9,2 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)  5,6 5,7 5,6 5,6 5,8 5,7 . 5,7 5,7 5,7 5,7 5,8 . 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat,  WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  
1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener. • Rückfragen: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at, Christoph.Lorenz@wifo.ac.at 

Übersicht 22: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
  2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In 1.000 
               
Unselbständig Beschäftigte 3.483 3.503 3.535 3.470 3.528 3.606 3.535 3.630 3.599 3.589 3.552 3.542 3.512 

Männer 1.853 1.863 1.878 1.822 1.884 1.929 1.878 1.938 1.925 1.923 1.903 1.893 1.839 
Frauen  1.630 1.640 1.657 1.648 1.645 1.677 1.657 1.691 1.674 1.666 1.649 1.649 1.673                Unselbständig aktiv Beschäftigte1) 3.392 3.416 3.449 3.383 3.441 3.521 3.450 3.544 3.514 3.504 3.465 3.457 3.428 
Männer  1.843 1.854 1.869 1.812 1.874 1.920 1.870 1.929 1.917 1.914 1.894 1.886 1.832 
Frauen 1.548 1.562 1.579 1.570 1.567 1.601 1.580 1.615 1.597 1.589 1.572 1.572 1.596                Ausländische Arbeitskräfte 557 589 616 594 612 639 617 640 637 641 620 617 613                Herstellung von Waren 583 583 580 574 578 588 579 594 587 583 581 582 574 
Bauwesen  247 247 246 213 257 268 245 268 267 267 265 259 210 
Private Dienstleistungen 1.615 1.627 1.648 1.631 1.630 1.685 1.645 1.701 1.687 1.669 1.636 1.635 1.663 
Öffentliche Dienstleistungen2)  877 888 904 900 901 901 914 904 897 904 911 912 918 

  
Arbeitslose 287 319 354 388 334 323 372 320 327 322 339 359 418 

Männer 165 184 205 242 187 176 215 176 177 176 185 199 260 
Frauen 122 136 149 146 147 147 157 144 150 146 155 160 158 

  
Personen in Schulung 74 75 65 68 65 61 67 57 57 69 71 71 58 
  
Offene Stellen  26 26 29 25 29 32 31 31 32 34 32 31 29 
                
  Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
                
Unselbständig Beschäftigte  + 17,5  + 20,4  + 31,5  + 22,3  + 23,0  + 39,9  + 40,6  + 34,6  + 46,6  + 38,6  + 32,2  + 49,1  + 40,4 

Männer  + 6,6  + 9,9  + 15,1  + 8,0  + 9,9  + 20,2  + 22,3  + 16,0  + 24,7  + 20,0  + 16,0  + 29,1  + 21,8 
Frauen  + 10,9  + 10,5  + 16,3  + 14,3  + 13,1  + 19,7  + 18,2  + 18,6  + 21,9  + 18,6  + 16,2  + 19,9  + 18,6                 Unselbständig aktiv Beschäftigte1) + 21,2  + 23,8  + 33,2  + 24,5  + 25,1  + 41,4  + 41,8  + 36,5  + 48,1  + 39,5  + 33,7  + 50,3  + 41,5 
Männer  + 7,2  + 10,6  + 15,4  + 8,5  + 10,3  + 20,2  + 22,5  + 16,0  + 24,6  + 20,1  + 16,3  + 29,3  + 22,0 
Frauen  + 14,0  + 13,2  + 17,8  + 16,1  + 14,8  + 21,1  + 19,3  + 20,5  + 23,5  + 19,4  + 17,5  + 21,0  + 19,5                 Ausländische Arbeitskräfte  + 29,7  + 32,0  + 27,0  + 26,6  + 24,7  + 28,1  + 28,4  + 26,8  + 29,8  + 27,6  + 25,0  + 32,1  + 28,3                 Herstellung von Waren  ± 0,0  – 0,7  – 2,9  – 2,8  – 4,0  – 3,1  – 1,6  – 3,9  – 1,2  – 4,2  – 3,0  – 0,7  – 1,1 
Bauwesen  – 0,9  – 0,3  – 1,2  – 3,2  – 1,5  ± 0,0  – 0,2  – 1,0  + 1,5  – 0,4  – 1,5  + 2,4  – 1,5 
Private Dienstleistungen  + 12,2  + 12,8  + 20,2  + 14,2  + 13,7  + 26,3  + 26,8  + 23,3  + 28,2  + 27,3  + 21,9  + 31,0  + 27,5 
Öffentliche Dienstleistungen2)   + 9,0  + 11,2  + 15,4  + 15,3  + 15,0  + 16,0  + 15,2  + 15,8  + 17,0  + 15,3  + 14,7  + 15,7  + 15,3 

   
Arbeitslose  + 26,6  + 32,2  + 35,0  + 39,4  + 40,8  + 32,8  + 26,8  + 33,5  + 34,8  + 30,1  + 29,1  + 27,5  + 23,8 

Männer  + 16,8  + 18,3  + 21,5  + 25,5  + 25,6  + 20,0  + 15,0  + 21,4  + 21,0  + 17,8  + 17,0  + 15,4  + 12,7 
Frauen  + 9,7  + 13,8  + 13,4  + 13,9  + 15,3  + 12,8  + 11,8  + 12,2  + 13,8  + 12,3  + 12,1  + 12,1  + 11,1 

   
Personen in Schulung  + 6,9  + 1,8  – 10,2  – 14,6  – 13,4  – 7,3  – 5,4  – 8,3  – 5,9  – 7,7  – 7,4  – 4,6  – 4,2 
   
Offene Stellen  – 3,0  – 0,1  + 2,9  + 0,4  + 0,2  + 4,7  + 6,5  + 4,4  + 4,3  + 5,3  + 6,0  + 6,3  + 7,3 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Ohne 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener.  2) ÖNACE 2008 Abschnitte O bis Q. • Rückfragen: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at, 
Christoph.Lorenz@wifo.ac.at 

Übersicht 23: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
 2013 2014 2015 2015 2015 
     I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In % der unselbständigen Erwerbspersonen                
Arbeitslosenquote 7,6 8,4 9,1 10,1 8,7 8,2 9,5 8,1 8,3 8,2 8,7 9,2 10,6 

Männer 8,2 9,0 9,8 11,7 9,0 8,4 10,3 8,3 8,4 8,4 8,9 9,5 12,4 
Frauen 7,0 7,6 8,3 8,1 8,2 8,0 8,7 7,9 8,2 8,1 8,6 8,8 8,6 

Erweiterte Arbeitslosenquote1) 9,4 10,1 10,6 11,6 10,2 9,6 11,0 9,4 9,7 9,8 10,4 10,8 11,9 
               
 In % der Arbeitslosen insgesamt                  
Unter 25-jährige Arbeitslose 14,9 14,1 13,2 13,2 13,0 13,6 13,0 13,4 13,7 13,7 13,2 12,9 12,9 
Langzeitbeschäftigungslose2) 20,0 25,7 31,0 27,0 32,5 34,1 31,2 34,2 34,1 34,2 32,9 31,6 29,5 
                Arbeitslose je offene Stelle 
               Stellenandrang 10,9 12,1 12,1 15,6 11,5 10,0 12,1 10,3 10,2 9,5 10,6 11,6 14,2 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Ein-
schließlich Personen in Schulung.  2) Geschäftsfalldauer über 365 Tage. • Rückfragen: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at, Christoph.Lorenz@wifo.ac.at 
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Preise und Löhne 
Übersicht 24: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
               
Harmonisierter VPI  + 2,1  + 1,5   .  + 0,6  + 1,0  + 0,9   .  + 1,1  + 0,9  + 0,6  + 0,7  + 0,5   . 
Verbraucherpreisindex  + 2,0  + 1,7   .  + 0,9  + 1,0  + 1,0   .  + 1,2  + 1,0  + 0,7  + 0,7  + 0,6   . 

Ohne Saisonwaren  + 1,9  + 1,7   .  + 0,9  + 1,0  + 0,9   .  + 1,1  + 0,9  + 0,6  + 0,6  + 0,5   . 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 3,5  + 2,0   .  + 0,9  + 1,1  + 0,8   .  + 0,9  + 0,8  + 0,8  + 0,5  + 0,4   . 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 3,5  + 3,8   .  + 3,8  + 3,0  + 2,9   .  + 2,9  + 2,8  + 3,1  + 3,0  + 2,8   . 
Bekleidung und Schuhe  + 0,7  – 0,7   .  – 1,0  + 0,4  + 0,6   .  + 0,1  + 0,6  + 1,1  + 0,7  + 0,4   . 
Wohnung, Wasser, Energie  + 2,4  + 1,6   .  + 1,4  + 1,4  + 1,1   .  + 1,4  + 1,0  + 0,8  + 0,8  + 0,8   . 
Hausrat und laufende In-
standhaltung  + 1,9  + 0,9   .  + 0,8  + 1,1  + 1,9   .  + 1,5  + 2,1  + 2,2  + 1,6  + 1,5   . 
Gesundheitspflege  + 3,0  + 2,3   .  + 1,7  + 1,5  + 1,4   .  + 1,5  + 1,4  + 1,3  + 1,6  + 1,5   . 
Verkehr  – 0,3  + 0,2   .  – 3,5  – 2,4  – 3,2   .  – 2,1  – 3,2  – 4,3  – 4,0  – 3,5   . 
Nachrichtenübermittlung  + 1,3  + 6,0   .  + 2,0  + 1,6  + 0,5   .  + 1,6  + 0,1  – 0,3  ± 0,0  – 0,6   . 
Freizeit und Kultur  + 1,8  + 1,5   .  + 2,5  + 1,3  + 1,6   .  + 1,7  + 1,9  + 1,2  + 2,0  + 0,6   . 
Erziehung und Unterricht  + 4,3  + 2,7   .  + 2,9  + 2,9  + 2,6   .  + 2,8  + 2,7  + 2,3  + 1,8  + 1,8   . 
Restaurants und Hotels  + 3,2  + 2,9   .  + 2,4  + 3,0  + 3,0   .  + 2,9  + 3,1  + 3,2  + 3,4  + 3,2   . 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 1,7  + 1,7   .  + 1,8  + 2,0  + 2,2   .  + 2,2  + 2,3  + 2,0  + 1,8  + 2,1   . 

  
Großhandelspreisindex  – 1,1  – 1,9  – 3,7  – 4,7  – 2,6  – 3,7  – 3,5  – 3,1  – 3,7  – 4,3  – 4,1  – 3,5  – 3,0 

Ohne Saisonprodukte  – 1,2  – 1,9  – 3,7  – 4,8  – 2,7  – 3,9  – 3,7  – 3,2  – 4,0  – 4,4  – 4,3  – 3,6  – 3,2 
Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 

 
 

Übersicht 25: Tariflöhne 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
               
Beschäftigte  + 2,6  + 2,4  + 2,1  + 2,2  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,1  + 2,0  + 2,0 

Ohne öffentlichen Dienst  + 3,1  + 2,6  + 2,2  + 2,2  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,3  + 2,3  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,1 
Arbeiterinnen und Arbeiter   + 3,4  + 2,6  + 2,2  + 2,2  + 2,3  + 2,3  + 2,1  + 2,4  + 2,4  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,0 
Angestellte  + 2,9  + 2,6  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,2  + 2,1  + 2,2  + 2,2  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,1 
Bedienstete  

Öffentlicher Dienst  + 0,7  + 1,9  + 1,9  + 2,0  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9  + 1,9 
Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Doris.Steininger@wifo.ac.at 

 
 

Übersicht 26: Effektivverdienste  
 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Gesamtwirtschaft1)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 4,2  + 2,7  + 2,5  + 2,4  + 3,0  + 2,8  + 3,1   .   .   .   .   .   . 
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 3,9  + 2,3  + 1,7   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Brutto  + 2,7  + 1,9  + 1,4  + 1,5  + 2,1  + 2,1  + 1,9   .   .   .   .   .   . 
Netto  + 2,4  + 1,5  + 0,6   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Netto, real2)  + 0,0  – 0,5  – 1,1   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

  
Herstellung von Waren3)4) 
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 4,4  + 2,4  + 2,5  + 2,1  + 3,1  + 2,6   .  + 4,0  + 2,6  + 1,9  + 3,1  + 2,4  + 2,5 
Pro-Kopf-Einkommen der unselb-
ständig Beschäftigten5)  + 3,4  + 2,7  + 2,6  + 2,3  + 2,6  + 2,2   .  + 3,5  + 2,2  + 1,5  + 2,8  + 1,8  + 1,6 
Stundenverdienste der Beschäf-
tigten pro Kopf5)  + 3,3  + 2,7  + 3,1  + 2,9  + 2,8  + 2,1   .  + 1,1  + 2,2  + 3,9  + 0,1  + 2,1  + 1,1 
  
Bauwesen3)  
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 3,9  + 1,4  + 0,9  – 0,7  + 2,3  + 2,2   .  + 2,6  + 1,2  + 1,2  + 3,7  + 0,8  + 3,2 
Pro-Kopf-Einkommen der unselb-
ständig Beschäftigten5)  + 3,0  + 1,6  + 2,2  + 2,5  + 3,4  + 3,0   .  + 4,1  + 1,8  + 2,0  + 4,7  + 1,6  + 3,5 
Stundenverdienste der Beschäf-
tigten pro Kopf5)  + 2,9  + 2,3  + 2,7  + 3,0  + 4,0  + 3,9   .  + 2,8  + 3,9  + 4,3  + 3,1  + 3,8  + 4,3 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Laut ESVG 2010.  2) Referenzjahr 2010.  3) Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). 2014, 2015: vorläufig. 
 4) Einschließlich Bergbau.  5) Einschließlich Sonderzahlungen. • Rückfragen: Doris.Steininger@wifo.ac.at 
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Soziale Sicherheit 
Übersicht 27: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern 
 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2009 2010 2011 2012 2013 2014 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 
              
Bestand insgesamt   2.189   2.220   2.249   2.274   2.299   2.311   942   967   987   1.023   1.053   1.078 

Pensionsversicherung der Unselbständigen   1.801   1.831   1.859   1.882   1.908   1.915   957   982   1.001   1.037   1.066   1.091 
Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiterinnen und Arbeiter   1.038   1.049   1.058   1.065   1.072   1.070   746   764   779   807   828   846 
Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten   763   782   800   817   836   845   1.234   1.265   1.285   1.328   1.362   1.392 

Selbständige   348   350   352   353   353   358   863   889   911   948   979   1.006 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft   164   166   168   171   173   179   1.088   1.121   1.146   1.189   1.223   1.246 
Sozialversicherungsanstalt der Bäuerinnen 
und Bauern   184   184   184   183   180   179   657   673   689   715   738   758 

  
Neuzuerkennungen insgesamt   127   121   123   122   121   111   1.001   1.029   1.027   1.038   1.089   1.073 

Pensionsversicherung der Unselbständigen   108   103   105   102   104   93   1.004   1.031   1.029   1.042   1.092   1.072 
Pensionsversicherungsanstalt der 
Arbeiterinnen und Arbeiter   62   58   59   57   57   52   773   790   798   798   831   824 
Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten   46   45   45   45   47   41   1.304   1.338   1.318   1.340   1.398   1.372 

Selbständige   17   16   17   18   16   17   983   1.015   1.011   1.020   1.070   1.077 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft   9   9   9   11   10   10   1.209   1.236   1.216   1.193   1.236   1.233 
Sozialversicherungsanstalt der Bäuerinnen 
und Bauern   8   8   8   7   6   7   724   751   761   776   777   832 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Ohne Versicherungsanstalt des österreichi-
schen Notariats. • Rückfragen: Anna.Albert@wifo.ac.at 

 

Übersicht 28: Pensionen nach Pensionsarten 
 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2009 2010 2011 2012 2013 2014 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 
              
Bestand insgesamt   2.189   2.220   2.249   2.274   2.299   2.311   941   967   987   1.023   1.052   1.078 

Direktpensionen   1.672   1.704   1.735   1.763   1.790   1.803   1.052   1.079   1.100   1.138   1.169   1.196 
Invaliditätspensionen1)   207   209   211   208   204   188   926   2.112   1.028   1.054   1.074   1.104 
Alle Alterspensionen2)   1.465   1.495   1.524   1.554   1.586   1.615   1.100   935   1.109   1.149   1.181   1.207 

Normale Alterspensionen   1.356   1.380   1.404   1.437   1.469   1.504   1.039   865   1.053   1.097   1.232   1.162 
Vorzeitige Alterspensionen   109   115   120   117   118   111   1.714   1.766   1.774   1.788   554   1.809 

Bei langer Versicherungsdauer   24   18   15   11   8   5   1.363   1.393   1.401   1.405   975   1.627 
Korridorpensionen   8   10   13   14   15   16   1.354   1.370   1.354   1.386   1.399   1.430 
Für Langzeitversicherte3)   75   84   89   89   91   84   1.872   1.885   1.872   1.900   1.897   1.897 
Schwerarbeitspensionen   2   2   3   4   4   7   1.488   1.432   1.488   1.555   1.589   1.638 

Witwen- bzw. Witwerpensionen   468   466   464   462   460   460   613   625   635   657   673   688 
Waisenpensionen   49   49   49   48   48   48   309   3.162   321   333   343   352 

  
Neuzuerkennungen insgesamt   127   121   123   122   121   111   1.001   1.029   1.027   1.038   1.089   1.073 

Direktpensionen   96   92   93   91   91   81   1.148   1.183   1.177   1.190   1.251   1.240 
Invaliditätspensionen1)   30   28   28   27   24   20   919   962   986   1.010   1.018   1.095 
Alle Alterspensionen2)   66   63   65   64   67   61   1.252   1.282   1.261   1.266   1.333   1.288 

Normale Alterspensionen   27   26   27   28   29   30   714   722   738   797   847   895 
Vorzeitige Alterspensionen   39   37   38   36   38   31   1.620   1.665   1.632   1.627   1.700   1.676 

Bei langer Versicherungsdauer   8   7   7   7   6   4   1.187   1.221   1.245   1.292   1.346   1.389 
Korridorpensionen   4   5   5   6   6   6   1.322   1.382   1.393   1.395   1.475   1.538 
Für Langzeitversicherte3)   27   25   24   23   26   18   1.798   1.843   1.808   1.783   1.828   1.769 
Schwerarbeitspensionen   1   1   1   1   1   3   1.599   1.642   1.604   1.622   1.733   1.847 

Witwen- bzw. Witwerpensionen   25   24   25   25   25   25   607   625   630   657   673   693 
Waisenpensionen   6   6   6   5   5   5   249   258   258   263   271   279 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Ohne Versicherungsanstalt des österreichischen Notariats.  1) Vor dem vollendeten 
60. bzw. 65. Lebensjahr.  2) Einschließlich Invaliditätspensionen (Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeitspensionen) ab dem vollendeten 60. bzw. 
65. Lebensjahr. Einschließlich Knappschaftssold.  3) Langzeitversichertenregelung ("Hacklerregelung"). • Rückfragen: Anna.Albert@wifo.ac.at 

 

Übersicht 29: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung der Pension in Jahren 
 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2009 2010 2011 2012 2013 2014 
 Männer Frauen 
              
Alle Pensionsversicherungsträger, 
Direktpensionen 59,1 59,1 59,2 59,4 59,6 60,8 57,1 57,1 57,3 57,4 57,5 58,6 

Invaliditätspensionen 53,6 53,5 53,7 53,8 53,5 55,7 50,2 49,9 50,1 50,3 49,7 52,8 
Alle Alterspensionen 62,5 62,6 62,7 62,9 62,8 63,2 59,3 59,3 59,4 59,3 59,2 59,8 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Alle Pensionsversicherungsträger. • Rückfragen: Anna.Albert@wifo.ac.at 

 

Übersicht 30: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 
 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2009 2010 2011 2012 2013 2014 
 Mio. € In % des Pensionsaufwandes 
  
Pensionsversicherung der Unselbständigen   3.900,5   4.166,7   4.276,8   4.822,0   4.957,8   4.968,6   16,3   16,7   16,6   17,8   17,6   17,0 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft   813,0   1.061,0   1.049,3   1.125,9   1.045,5   1.309,2   33,5   41,8   39,9   40,7   36,2   42,9 
Sozialversicherungsanstalt der Bäuerinnen und 
Bauern   1.214,4   1.253,8   1.277,2   1.343,2   1.387,8   1.437,6   83,6   83,9   83,2   84,2   84,8   86,1 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Anna.Albert@wifo.ac.at 
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Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 31: Tourismus – Übernachtungen  
 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
     IV. Qu.  I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  Mai  Juni  Juli  August  Septem-

ber  
Oktober 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
               
Österreich  + 4,0  + 1,2  – 0,5  + 2,2  + 2,3  + 2,4  + 4,6  + 9,5  – 2,4  + 7,8  + 1,9  + 4,9  – 2,8 
  
Wien   + 7,6  + 3,7  + 6,3  + 6,3  + 6,5  + 4,8  + 9,6  + 2,3  + 10,3  + 12,1  + 7,8  + 9,3  + 0,6 
Niederösterreich  + 0,7  – 3,0  + 2,9  + 2,3  + 2,1  – 0,6  + 3,0  – 1,7  + 0,4  + 1,8  + 2,8  + 4,6  – 3,1 
Burgenland  + 0,2  – 2,9  + 2,1  + 1,9  – 1,3  – 2,3  + 2,1  + 2,6  – 4,7  + 3,5  – 2,2  + 8,4  – 1,4 
Steiermark  + 1,7  + 1,3  + 0,9  + 0,5  + 3,2  + 1,3  + 4,7  + 6,0  – 2,9  + 6,1  + 2,6  + 6,4  – 0,0 
Kärnten  + 1,7  – 0,9  – 3,3  + 2,4  + 0,4  + 0,9  + 1,1  + 13,5  – 5,6  + 0,9  + 0,6  + 2,7  – 2,4 
Oberösterreich  + 3,9  – 2,2  – 1,2  + 0,6  + 2,5  + 0,1  + 5,7  + 2,4  – 0,6  + 5,0  + 5,8  + 6,7  – 1,1 
Salzburg  + 5,4  + 2,2  – 1,2  + 0,8  + 2,1  + 3,3  + 5,6  + 13,6  – 5,3  + 12,4  + 1,0  + 4,9  – 4,3 
Tirol  + 3,8  + 1,7  – 1,6  + 2,9  + 2,2  + 3,2  + 4,8  + 22,1  – 4,1  + 10,1  + 1,5  + 3,7  – 4,5 
Vorarlberg  + 6,6  + 3,0  – 3,8  – 3,0  + 2,1  + 4,2  + 2,0  + 18,6  – 9,0  + 7,8  – 0,8  – 0,3  – 9,1 
Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: Birgit.Schuster@wifo.ac.at 

Übersicht 32: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 
 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
               
Österreich  + 0,0  – 0,2  + 0,1  – 0,9  – 0,9  + 0,3  + 0,9  – 1,0  – 3,3  + 5,1  + 2,0  + 3,6  – 2,2 
  
Wien   – 10,2  – 3,6  – 6,6  – 5,7  – 5,9  – 4,0  + 10,4  – 14,8  + 1,0  + 2,6  + 16,0  + 11,5  + 4,4 
Niederösterreich  + 3,3  – 3,3  – 3,4  – 5,1  – 6,2  – 5,7  – 3,0  – 8,0  – 7,7  – 1,5  – 1,3  + 0,5  – 7,6 
Burgenland  + 3,1  + 11,0  + 3,1  – 1,5  + 0,4  + 6,2  + 3,4  + 3,5  + 7,0  + 8,1  + 1,9  + 4,9  + 3,6 
Steiermark  – 0,1  + 2,6  + 1,5  – 2,0  – 1,9  – 1,7  – 5,4  – 1,8  – 6,8  + 3,1  – 2,6  – 5,9  – 7,6 
Kärnten  – 2,5  – 2,3  + 1,2  – 1,0  + 2,4  + 2,2  + 4,4  – 2,0  – 0,2  + 8,9  + 2,9  + 6,9  + 3,9 
Oberösterreich  + 0,9  + 1,4  + 1,4  + 0,2  + 3,5  + 2,5  + 0,4  + 3,8  – 3,9  + 7,3  – 0,5  + 5,3  – 2,3 
Salzburg  + 2,0  – 2,3  – 1,1  – 1,9  + 0,5  + 9,1  + 9,1  + 9,9  + 4,9  + 12,6  + 11,3  + 11,2  + 5,2 
Tirol  – 0,6  – 1,1  + 2,3  + 6,8  + 5,2  + 4,3  + 5,0  + 4,3  – 2,1  + 10,6  + 4,3  + 6,3  + 4,6 
Vorarlberg  + 2,0  + 2,3  + 10,2  + 11,0  – 4,5  + 6,4  + 5,4  + 6,4  + 3,7  + 8,9  + 6,7  + 8,7  + 1,7 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). 2014, 2015: vorläufig. • Rückfragen: Birgit.Schuster@wifo.ac.at 

Übersicht 33: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 
 2012 2013 2014 2014 2015 2015 
    IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
               
Österreich  + 4,0  + 1,4  – 0,9  – 4,0  – 1,5  + 0,4  + 0,2  – 0,2  – 4,5  + 5,6  – 1,1  + 2,3  – 0,3 
  
Wien   + 2,3  + 0,5  – 5,3  – 6,1  – 3,8  – 2,8  – 4,4  – 3,2  – 7,5  + 1,9  – 4,6  – 3,0  – 5,6 
Niederösterreich  + 5,4  – 2,0  – 2,3  – 3,3  + 3,5  + 0,5  + 1,8  + 1,6  – 4,2  + 4,0  + 1,9  + 2,3  + 1,4 
Burgenland  + 5,7  + 2,5  – 0,2  – 6,1  + 1,4  + 9,2  + 9,5  + 5,4  + 4,6  + 16,9  + 9,3  + 8,2  + 10,6 
Steiermark  + 4,6  + 2,7  + 4,1  + 0,3  + 1,0  + 3,7  – 3,5  + 2,8  – 1,2  + 8,9  + 0,1  – 4,6  – 6,0 
Kärnten  – 4,5  + 3,7  – 4,0  – 10,6  + 9,4  + 2,2  – 5,8  – 3,4  – 4,5  + 13,5  – 14,7  + 4,7  – 5,0 
Oberösterreich  + 4,7  + 5,0  – 0,3  – 6,2  – 6,3  + 0,1  + 3,1  + 1,4  – 7,6  + 6,5  + 0,0  + 5,6  + 3,9 
Salzburg  + 6,4  – 2,8  + 2,2  – 3,9  – 7,8  + 1,1  + 1,9  – 1,6  – 2,6  + 7,0  – 1,6  + 2,9  + 4,5 
Tirol  + 3,4  – 0,4  + 0,4  – 1,2  + 0,5  – 4,1  + 7,3  – 6,0  – 5,4  – 1,5  + 5,8  + 12,9  + 4,0 
Vorarlberg  + 10,6  + 4,3  + 2,8  + 3,5  – 0,7  + 6,1  – 2,3  + 4,3  + 5,1  + 8,7  – 4,7  + 1,1  – 2,7 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). 2014, 2015: vorläufig. • Rückfragen: Birgit.Schuster@wifo.ac.at 

Übersicht 34: Beschäftigung  
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In 1.000 

               
Österreich 3.392 3.416 3.449 3.383 3.441 3.521 3.450 3.544 3.514 3.504 3.465 3.457 3.428 
              
Wien  777 782 788 774 790 797 792 799 795 798 797 797 71 
Niederösterreich 562 566 572 553 575 585 573 588 583 585 581 577 13 
Burgenland 94 96 97 92 99 101 96 102 101 101 99 98 57 
Steiermark 469 473 477 464 479 490 478 491 488 490 484 481 32 
Kärnten 200 199 200 192 202 210 197 214 210 205 200 198 51 
Oberösterreich 602 606 612 596 613 625 615 629 623 622 620 619 16 
Salzburg 237 238 240 242 235 245 240 248 245 240 235 236 23 
Tirol 303 306 309 317 299 314 307 318 315 309 298 300 11 
Vorarlberg 147 150 152 153 149 154 153 156 154 153 151 151 418 
  
 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
               
Österreich  + 21,2  + 23,8  + 33,2  + 24,5  + 25,1  + 41,4  + 41,8  + 36,5  + 48,1  + 39,5  + 33,7  + 50,3  + 41,5 
              
Wien   + 5,7  + 5,2  + 6,2  + 2,9  + 5,3  + 8,5  + 7,9  + 7,6  + 9,9  + 8,2  + 6,5  + 8,9  + 8,3 
Niederösterreich  + 0,3  + 3,8  + 6,0  + 4,7  + 4,7  + 7,3  + 7,4  + 6,4  + 8,4  + 7,0  + 6,0  + 8,4  + 7,7 
Burgenland  + 1,0  + 1,6  + 1,3  + 1,0  + 1,3  + 1,4  + 1,3  + 1,5  + 1,5  + 1,3  + 1,2  + 1,6  + 1,2 
Steiermark  + 1,5  + 3,7  + 4,7  + 2,8  + 3,6  + 5,9  + 6,4  + 5,4  + 6,9  + 5,6  + 5,4  + 7,6  + 6,2 
Kärnten  – 1,3  – 0,6  + 0,9  + 0,8  + 0,2  + 1,2  + 1,5  + 0,5  + 1,6  + 1,4  + 0,9  + 2,2  + 1,3 
Oberösterreich  + 4,4  + 4,0  + 6,4  + 3,1  + 4,7  + 8,7  + 9,1  + 7,4  + 10,2  + 8,3  + 7,6  + 10,7  + 9,0 
Salzburg  + 1,2  + 0,8  + 2,4  + 2,0  + 1,7  + 2,9  + 2,9  + 2,9  + 3,1  + 2,8  + 2,1  + 3,5  + 3,0 
Tirol  + 6,3  + 2,8  + 2,8  + 4,8  + 1,3  + 2,7  + 2,4  + 2,2  + 3,5  + 2,4  + 1,4  + 3,8  + 1,9 
Vorarlberg  + 2,1  + 2,5  + 2,6  + 2,4  + 2,3  + 2,7  + 3,0  + 2,6  + 2,9  + 2,5  + 2,6  + 3,5  + 2,9 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond. Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener. • Rückfragen: Birgit.Schuster@wifo.ac.at 
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Übersicht 35: Arbeitslosigkeit  
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu.  Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In 1.000 
               
Österreich 287 319 354 388 334 323 372 320 327 322 339 359 418 
              
Wien  90 104 125 127 122 120 130 119 122 119 121 125 144 
Niederösterreich 49 54 59 67 53 54 60 54 55 53 53 56 71 
Burgenland 9 10 10 13 9 9 11 9 9 9 9 10 13 
Steiermark 39 42 44 52 40 39 46 39 40 39 40 43 57 
Kärnten 23 25 26 31 23 21 28 21 21 22 24 27 32 
Oberösterreich 33 37 41 48 37 38 43 38 39 37 37 40 51 
Salzburg 13 15 15 17 15 13 17 13 13 14 17 18 16 
Tirol 21 23 24 24 26 19 27 18 18 21 28 30 23 
Vorarlberg 9 10 10 10 10 10 11 9 10 10 11 11 11 
               
 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
  
Österreich  + 26,6  + 32,2  + 35,0  + 39,4  + 40,8  + 32,8  + 26,8  + 33,5  + 34,8  + 30,1  + 29,1  + 27,5  + 23,8 
              
Wien   + 7,2  + 14,2  + 20,3  + 21,9  + 23,2  + 18,8  + 17,2  + 18,9  + 20,1  + 17,5  + 17,9  + 17,8  + 15,9 
Niederösterreich  + 4,5  + 4,7  + 4,9  + 5,6  + 6,0  + 4,7  + 3,3  + 4,6  + 4,9  + 4,6  + 4,0  + 3,8  + 2,3 
Burgenland  + 0,9  + 0,5  + 0,7  + 0,6  + 0,8  + 0,7  + 0,6  + 0,6  + 0,6  + 0,8  + 0,9  + 0,5  + 0,3 
Steiermark  + 3,6  + 3,1  + 2,6  + 3,4  + 3,0  + 2,4  + 1,6  + 2,7  + 2,4  + 2,2  + 1,8  + 1,5  + 1,5 
Kärnten  + 2,5  + 1,3  + 1,0  + 0,7  + 1,4  + 1,2  + 0,7  + 1,4  + 1,2  + 0,9  + 0,8  + 0,6  + 0,7 
Oberösterreich  + 4,3  + 4,2  + 3,7  + 4,3  + 3,9  + 3,8  + 2,8  + 3,9  + 4,1  + 3,4  + 3,0  + 3,3  + 2,2 
Salzburg  + 1,2  + 1,6  + 0,8  + 1,3  + 0,9  + 0,5  + 0,5  + 0,7  + 0,4  + 0,3  + 0,5  + 0,3  + 0,6 
Tirol  + 1,9  + 2,1  + 0,6  + 0,9  + 1,2  + 0,5  – 0,2  + 0,4  + 0,8  + 0,2  – 0,0  – 0,7  + 0,0 
Vorarlberg  + 0,5  + 0,5  + 0,4  + 0,7  + 0,5  + 0,3  + 0,2  + 0,2  + 0,4  + 0,2  + 0,2  + 0,2  + 0,2 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond. • Rückfragen: Birgit.Schuster@wifo.ac.at 

 

Übersicht 36: Arbeitslosenquote 
 2013 2014 2015 2015 2015 
    I. Qu.  II. Qu.  III. Qu.  IV. Qu. Juli  August  Septem-

ber  
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
               
Österreich   7,6   8,4   9,1   10,1   8,7   8,2   9,5   8,1   8,3   8,2   8,7   9,2   10,6 
  
Wien    10,2   11,6   13,5   13,9   13,1   12,9   13,9   12,8   13,1   12,8   13,0   13,4   15,3 
Niederösterreich   7,8   8,4   9,1   10,5   8,3   8,2   9,2   8,2   8,4   8,1   8,2   8,7   10,9 
Burgenland   8,6   8,9   9,4   11,8   8,0   7,9   9,7   7,9   8,0   7,7   8,0   8,9   12,3 
Steiermark   7,4   7,9   8,3   9,9   7,5   7,2   8,7   7,2   7,3   7,1   7,4   8,0   10,6 
Kärnten   10,2   10,8   11,1   13,5   9,9   9,1   12,1   8,8   9,0   9,4   10,6   11,6   14,0 
Oberösterreich   5,1   5,7   6,2   7,2   5,5   5,6   6,3   5,5   5,8   5,5   5,5   5,9   7,6 
Salzburg   5,1   5,7   5,9   6,2   6,0   4,9   6,4   4,7   4,8   5,2   6,4   7,0   5,9 
Tirol   6,4   6,9   7,0   6,8   7,7   5,6   7,9   5,2   5,4   6,2   8,4   8,8   6,5 
Vorarlberg   5,8   6,0   6,1   6,2   6,2   5,7   6,5   5,4   5,9   5,8   6,4   6,8   6,3 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond. • Rückfragen: Birgit.Schuster@wifo.ac.at 

 

Staatshaushalt 
Übersicht 37: Staatsquoten 
 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 
 In % des Bruttoinlandsproduktes 
Staatsquoten              
Staatsausgabenquote   50,7   51,0   53,4   51,0   50,2   49,1   49,8   54,1   52,7   50,8   51,1   50,9   52,7 
Staatseinnahmenquote   49,3   49,2   48,7   48,5   47,7   47,8   48,3   48,8   48,3   48,3   48,9   49,6   50,0 
Abgabenquote Staat und EU  

Indikator 4   43,9   43,7   43,2   42,1   41,5   41,5   42,4   42,0   41,8   41,9   42,5   43,3   43,8 
Indikator 2   42,7   42,5   42,0   41,1   40,5   40,7   41,6   41,1   41,0   41,1   41,8   42,6   43,1 

  
Budgetsalden 
Finanzierungssaldo (Maastricht) 
Gesamtstaat  – 1,3  – 1,8  – 4,8  – 2,5  – 2,5  – 1,3  – 1,4  – 5,3  – 4,4  – 2,6  – 2,2  – 1,3  – 2,7 

Bund  – 1,3  – 1,8  – 4,6  – 2,5  – 2,2  – 1,1  – 1,3  – 4,3  – 3,4  – 2,3  – 2,2  – 1,4  – 2,8 
Länder   .   .   .   .   .   .   .   .   .  – 0,4  – 0,2  – 0,0   0,0 
Gemeinden   .   .   .   .   .   .   .   .   .   0,1   0,1   0,0   0,1 
Wien   .   .   .   .   .   .   .   .   .  – 0,2  – 0,1  – 0,0  – 0,0 
Sozialversicherungsträger   .   .   .   .   .   .   .   .   .   0,2   0,2   0,1   0,1 

Struktureller Budgetsaldo  – 1,5  – 1,1  – 1,2  – 2,0  – 2,8  – 2,6  – 2,7  – 3,7  – 2,9  – 2,4  – 1,3  – 0,8  – 0,5 
Primärsaldo   2,1   1,4  – 1,8   0,7   0,6   1,8   1,5  – 2,2  – 1,5   0,2   0,6   1,3  – 0,2 
  
Schuldenstand (Maastricht) 
Gesamtstaat   66,3   65,5   64,8   68,3   67,0   64,8   68,5   79,7   82,4   82,2   81,6   80,8   84,2 

Bund   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   70,7   70,2   73,8 
Länder   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   6,6   6,2   6,1 
Gemeinden   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   2,1   2,2   2,2 
Wien   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   1,6   1,7   1,7 
Sozialversicherungsträger   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   0,6   0,5   0,4 

Q: Statistik Austria, WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Daten gemäß Maastricht-Notifikation. Indikator 2 ohne, Indikator 4 einschließlich imputierter 
Sozialbeiträge. Länder und Gemeinden ohne Wien. • Rückfragen: Andrea.Sutrich@wifo.ac.at 
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Angelina Keil 

Wirtschaftschronik 
IV. Quartal 2015 

Wirtschaftschronik. IV. Quartal 2015 
Erstmals seit sieben Jahren erhöht die Notenbank der USA die Leitzinssätze. Der Flüchtlingszustrom aus den Krisengebieten im Na-
hen Osten und in Afrika nach Europa stellt die EU- und die Westbalkanländer vor große humanitäre, politische und ökonomische 
Herausforderungen. Der Türkei sichert die EU eine Unterstützung von 3 Mrd. € zu für die Versorgung der derzeit 2,5 Mio. Flüchtlinge. 
Die Beitrittsverhandlungen werden beschleunigt. Das neue Klimaschutzabkommen von Paris ist ein Schritt zum Ausstieg aus der 
Nutzung fossiler Energieträger. An der Ausarbeitung von Maßnahmen gegen die Steueroptimierung von transnationalen Konzer-
nen beteiligen sich 62 Länder, die 90% der Weltwirtschaft vertreten. – Der österreichische Nationalrat beschließt das Bundesfi-
nanzgesetz 2016, der Fiskalrat sieht jedoch eine mögliche Verfehlung der strukturellen Budgetregeln. Bundesregierung und Sozial-
partner beschließen ein Arbeitsmarktpaket. 

Calendar of Economic Events. Fourth Quarter 2015 
For the first time in seven years the US Fed raised its interest rates. The influx of refugees from the war and crisis zones in the Middle 
East and Africa to Europe leaves EU and western Balkan countries faced with enormous humanitarian, political and economic 
challenges. The EU promises to pay 3 billion € to Turkey to help provide for its current intake of 2.5 million refugees. Negotiations to 
join the EU will be accelerated. The new climate protection agreement concluded in Paris is a step towards an exit from burning 
fossil fuels. Measures against tax optimisation as exercised by transnational businesses are being developed by 62 countries which 
together are home to 90 percent of the global economy. – The Austrian Parliament adopts the Federal Financial Act of 2016, but 
the Fiscal Council considers it in breach of the structural budget regulations. The federal government and the social partners de-
cide on a labour market stimulation package. 

Kontakt: 
Mag. Angelina Keil: WIFO, 1030 Wien, Arsenal, Objekt 20, Angelina.Keil@wifo.ac.at 

JEL-Codes: D02, E02, N00 • Keywords: Chronik, Institutionen, Österreich, EU, international, Wirtschaftspolitik 

Abgeschlossen am 31. Dezember 2015. 

Begutachtung: Christian Glocker, Margit Schratzenstaller  

1. Ausland 
5. Oktober:  Die OECD legt ein 15-Punkte-Programm gegen Strategien von Konzer-
nen zur Steueroptimierung vor (BEPS  Base Erosion and Profit Shifting Package). 
Gewinne sollen dort besteuert werden, wo die Wertschöpfung erzielt wird. Transpa-
renz ist eine wichtige Voraussetzung. Konzerne müssen in jedem Land, in dem sie tä-
tig sind, einen Master-Plan vorlegen, der die Strukturen der länderübergreifenden 
Wertschöpfungsketten, die Aufteilung von Funktionen und Risiken und die Methoden 
der Verrechnungspreise ausweist. Unternehmen mit einem Jahresumsatz über 
750 Mio. € müssen im Sitzland Daten, Umsatz, Gewinn, Mitarbeiterstand und Steuer-
leistungen aus allen Ländern, in denen sie tätig sind, vorweisen. Diese Daten werden 
im Zuge des internationalen Informationsaustausches an die ausländischen Steuer-
behörden weitergeleitet. Die Behörden werden auch Steuersachverhalte wie Rege-
lungen über den privilegierten Steuerstatus (Rulings) austauschen. Die Maßnahmen 
sind unterschiedlich verbindlich: Die Richtlinie über die konzerninternen Verrech-
nungspreise ist sofort wirksam. Das Maßnahmenpaket für Unternehmen in der digita-
len Welt bleibt unverbindlich. Nach Schätzungen der OECD entgehen den Steuer-
behörden durch die Steuervermeidung der internationalen Konzerne zwischen 100 
und 240 Mrd. $ pro Jahr. 

Die Handelsminister von Australien, Brunei, Chile, Japan, Kanada, Malaysia, Mexiko, 
Neuseeland, Peru, Singapur, den USA und Vietnam einigen sich über die Transpazifi-
sche Partnerschaft, ein Handelsabkommen zur Erleichterung des Güteraustausches 

OECD: Base Erosion and 
Profit Shifting Package 

Transpazifische Partnerschaft 
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und der Investitionen in dieser Region. Die Ländergruppe umfasst 40% der weltwei-
ten Wirtschaftsleistung und 25% der weltweiten Exporte.  

6. Oktober:  Der Europäische Gerichtshof sieht personenbezogene Daten europäi-
scher Nutzer in den USA nicht gleichwertig geschützt und erklärt die Safe-Harbor-
Vereinbarung, die den Datentransfer zwischen den USA und der EU regelt, für ungül-
tig. Falls keine neue rechtliche Vereinbarung getroffen wird, dürfen Daten von EU-
Bürgern und EU-Bürgerinnen nur auf Servern in der EU gespeichert werden. 

7. Oktober:  Der Finanzmarktstabilitätsbericht des Internationalen Währungsfonds 
warnt vor dem weltweiten Anstieg der Risiken für die Finanzmarktstabilität, hervorge-
rufen durch die Ausweitung des Kreditvolumens in China, Thailand, der Türkei, Brasi-
lien und Indonesien.  

8.-10. Oktober:  In Lima findet die Jahrestagung des Internationalen Währungsfonds 
und der Weltbank statt. Die Institutionen prognostizieren für 2016 eine weitere Ver-
langsamung des Weltwirtschaftswachstums. Große Aufmerksamkeit erfordere die 
gegenwärtige Flüchtlings- und Migrationskrise, die Länder des Nahen Ostens und 
Nordafrikas müssen unterstützt werden.  

14. Oktober:  Die Europäische Kommission reagiert mit der Handels- und Investitions-
offensive "Trade for All. Towards a more responsible trade and investment policy" auf 
Kritik am Freihandelsabkommen TTIP. Ausgehend von der Bedeutung des Außen-
handels für Wachstum und Beschäftigung wird eine verantwortungsbewusste Han-
dels- und Investitionspolitik beschrieben, die auf Transparenz und ethischen Werten 
basiert. Verhandlungsergebnisse und EU-Texte sollen schneller veröffentlicht und die 
Standards für Konsumentenschutz, Umweltschutz und Sozialsysteme der EU gewahrt 
bleiben. Die Regelung zur Streitbeilegung zwischen Investoren und Drittländern sollen 
reformiert werden. Eine Fortführung der Doha-Runde wird angestrebt. 

15. Oktober:  Anlässlich der Tagung zur Migrationsproblematik betont der Europäi-
sche Rat die große Bedeutung der Einbindung von Drittländern zur Eindämmung der 
Flüchtlingsströme. Eine zentrale Rolle nimmt hier die Türkei ein. Der Beitrittsprozess der 
Türkei muss beschleunigt weitergeführt werden. Die Visapflicht für türkische Staats-
angehörige soll weiter gelockert werden. 

25. Oktober:  Der Präsident der Europäischen Union Jean-Claude Juncker beruft ein 
Sondertreffen zum Migrationsstrom auf der Westbalkanroute ein. Um eine humanitä-
re Tragödie zu verhindern, einigen sich die Staats- bzw. Regierungsoberhäupter von 
Albanien, Österreich, Bulgarien, Kroatien, der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien, Deutschland, Griechenland, Ungarn, Rumänien, Serbien und Sloweni-
en sowie der Präsident des Europäischen Parlaments, der Präsident des Europäi-
schen Rates, Vertreter des derzeitigen und kommenden Vorsitzes des Rates der Eu-
ropäischen Union und der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen auf 
einen 17.-Punkte-Plan operativer Maßnahmen, um Flüchtlingen Schutz zu gewähren, 
gemeinsam die Migrationsströme zu koordinieren und das Grenzmanagement zu 
verbessern. 

31. Oktober:  Die Bilanzprüfung der systemrelevanten Banken Griechenlands (Alpha 
Bank, Eurobank, Nationalbank und Piräusbank) ergibt je nach Szenario eine Kapital-
lücke von 4,4 bis 14,4 Mrd. €. Im dritten Hilfsprogramm sind bis zu 25 Mrd. € der insge-
samt 86 Mrd. € für die Bankenhilfe vorgesehen. 

9. November:  Der Financial Stability Board verabschiedet für weltweit agierende 
systemrelevante Großbanken neue Kapitalvorschriften: Ab 2019 sollen Großbanken 
Verlustsicherstellungen (total loss-absorbing capacity) von mindestens 16% der risiko-
reichen Aktiva und 6% (ab 2022: 6,275%) ihrer ungewichteten Aktiva einführen. Be-
troffen sind 30 Finanzinstitute, wobei für die vier chinesischen Banken längere Über-
gangsfristen bis 2018 gelten.  

10. November:  Der britische Premierminister Cameron fordert in einem Brief an den 
Präsidenten des Europäischen Rates:  

 Großbritannien will den Binnenmarkt vor den Aktionen der Eurozone schützen.  

 Die Wettbewerbsfähigkeit soll in der gesamten EU gesteigert werden, zugleich 
sollen Bürokratieabbau und Freihandelsabkommen vorangetrieben werden. 

EU: Safe-Harbor-
Vereinbarung 

IWF: Finanzmarktstabilitäts-
bericht  

IWF: Jahrestagung  

EU: "Trade for All" 

Europäischer Rat: Flüchtlings-
ströme 

EU: Flüchtlingsströme 

Griechenland: Banken 

EU: Financial Stability Board 

Großbritannien: 
EU-Integration 
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 Großbritannien will von der Teilnahme an der immer engeren Integration ent-
bunden werden, das Land geht von einer flexiblen EU mit gestärkten nationalen 
Parlamenten aus. 

 Durch neue Regeln sollen das Recht von EU-Ausländern auf Sozialleistungen und 
die Einwanderung gebremst werden. Migranten aus der EU sollen erst nach vier 
Jahren Lohnzuschüsse zu Niedriglohnarbeitsplätzen und Zugang zu Sozialwoh-
nungen erhalten. 

11.-12. November:  In Valletta findet ein Sondergipfel zur Migrationsproblematik statt, 
an dem 60 Regierungsoberhäupter aus Europa und Afrika teilnehmen. Ein Aktions-
plan wird verabschiedet. Die EU will die Fluchtursachen bekämpfen und ihr Enga-
gement in den Entwicklungsländern erhöhen, fordert jedoch von den afrikanischen 
Ländern eine Rückführung von abgelehnten Asylwerbern und Asylwerberinnen. Feh-
lende Reisepapiere sollen bei der Abschiebung durch Sonderdokumente ersetzt 
werden. Die EU will die Wiedereingliederung von rückgeführten Personen unterstüt-
zen. 

15.-16. November:  Anlässlich des G-20-Treffens in Antalya verabschieden die Staats- 
und Regierungsoberhäupter Richtlinien zur Besteuerung der Gewinne multinationaler 
Konzerne, um die Gewinnverlagerung in Niedrigsteuerländer (BEPS  Base Erosion 
and Profit Shifting) einzudämmen. Multinationale Konzerne mit einem Umsatz von 
mindestens 750 Mio. € müssen in jedem Land ihrer Tätigkeit Umsatz, Gewinn und 
Gewinnsteuern belegen. Bis 2017 wird der Informationsaustausch zwischen den nati-
onalen Steuerbehörden auf Anfrage erfolgen, ab 2018 ist ein automatischer Infor-
mationsaustausch vorgesehen. Ein koordiniertes Vorgehen bei der Kontrolle der Fi-
nanzierung von Terrororganisationen wird beschlossen. Die G 20 unterstützen die Be-
strebungen des Financial Stability Board (FSB) zur Anhebung der Verlustsicherstellung 
systemrelevanter Banken. Die Klimaerwärmung soll auf 2 °C über dem Niveau vor 
Beginn der Industrialisierung beschränkt werden. Wachsende Ungleichheit wird als 
Risiko für die Wohlfahrt und die Gesellschaft gesehen. 

16. November:  Als Folge der Lux-Leaks-Enthüllungen untersucht das Europäische 
Parlament die Vergabe von EU-weiten Steuerrulings (Steuervorabbescheiden) und 
die Steuervermeidung von Konzernen bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten. An der 
Anhörung des Sonderausschusses nehmen Vertreter von 11 Konzernen teil. 

Die Europäische Kommission beurteilt die Budgetpläne der Euro-Länder: Die Pläne 
von Deutschland, Estland, Luxemburg, den Niederlanden und der Slowakei entspre-
chen den Vorgaben, jene von Belgien, Finnland, Frankreich, Irland, Lettland, Malta 
und Slowenien weitgehend. Die Pläne von Italien, Österreich, Litauen und Spanien 
bergen das Risiko, die Vorgaben zu verfehlen.  

26. November:  Die Europäische Kommission gibt bekannt, dass 18 der 28 Mitglieds-
länder im Rahmen des Europäischen Semesters geprüft werden, um festzustellen ob 
Ungleichgewichte Wachstum und Beschäftigung gefährden. Wegen der Lage des 
Finanzsektors und dessen Wirkung auf die Staatsfinanzen wird auch Österreich ge-
prüft werden.  

28. November:  Als Reaktion auf den Abschuss eines russischen Kampfflugzeuges 
durch die türkische Armee verhängt Russland Wirtschaftssanktionen gegen die Tür-
kei, die den Import bestimmter türkischer Produkte untersagen. Ab 2016 gilt ein Ar-
beitsverbot für türkische Staatsangehörige in Russland, russische Reisebüros dürfen 
Angebote türkischer Reiseveranstalter nicht mehr verkaufen, Charterflüge zwischen 
den Ländern werden eingestellt.  

29. November:  Bei einem Gipfeltreffen von Vertretern der EU und der Türkei wird 
vereinbart, den EU-Beitrittsprozess der Türkei weiter voranzutreiben. Bereits im De-
zember soll das Verhandlungskapitel über die Wirtschafts- und Währungsunion eröff-
net werden. Die Türkei soll den Grenzschutz sowie den Kampf gegen Schlepper ver-
stärken, um die Flüchtlingsströme einzudämmen. Um die Lebensbedingungen der 
2,5 Mio. Flüchtlinge in der Türkei zu verbessern, stellt die EU 3 Mrd. € als zweckgebun-
dene Finanzhilfe in Aussicht. Bisher hat die Türkei bereits 8 Mrd. $ für die Flüchtlings-
welle aufgebracht. 
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30. November:  Der Executive Board des Internationalen Währungsfonds beschließt, 
am 1. Oktober 2016 die chinesische Währung Renminbi in den Devisenkorb der Son-
derziehungsrechte aufzunehmen und dadurch die Gewichtung der Währungen zu 
verändern.  

 

Übersicht 1: Gewichtung der Währungen im Devisenkorb der 
Sonderziehungsrechte  
   

 2015 Ab 1. Oktober 2016 
    
Dollar 41,9 41,73 
Euro 37,4 30,93 
Renminbi  10,92 
Japanischer Yen 9,4 8,33 
Pfund Sterling 11,3 8,09 

Q: IWF. 
 

3. Dezember:  Der Rat der Europäischen Zentralbank stellt fünf Maßnahmen vor, mit 
denen die Inflationsrate an das Preisstabilitätsziel von 2% herangeführt werden soll 
(Inflation Dezember 2015: 0,1%): 

 Der Einlagezinssatz bei der EZB wird von 0,2% auf 0,3% gesenkt. 

 Das Programm zum monatlichen Ankauf von Wertpapieren im Ausmaß von 
60 Mrd. € wird bis März 2017 verlängert. Erworbene Papiere werden bis zum Ver-
fall in der Bilanz der Zentralbank gehalten. 

 Die aus den Wertpapieren anfallenden Zinsen werden reinvestiert. 

 Künftig werden auch Anleihen von regionalen staatlichen Emittenten wie Städ-
ten und Gemeinden gekauft. 

 Die Vollzuteilung, die es den Banken ermöglicht, ohne Bieterverfahren zum gel-
tenden Zinssatz jede beliebige Menge an Geld nachzufragen, wird bis mindes-
tens 2017 beibehalten.  

4. Dezember:  Die neugewählte polnische nationalkonservative Regierung setzt die 
Wahlversprechen gesetzlich um: Ab Februar 2016 wird eine Sondersteuer für Kredit- 
und Bankinstitute von 0,39% der Bilanzsumme und 0,6% des Vermögens von Versi-
cherungsunternehmen eingehoben. Beide Branchen sind von ausländischen Kon-
zernen dominiert. Führende Angestellte in staatsnahen Betrieben werden neu be-
setzt. Ein neues Kindergeld wird eingeführt und die Anhebung des Pensionsalters 
rückgängig gemacht. Die Europäische Kommission mahnt eine verantwortungsvolle 
Budgetpolitik ein. Polen wurde erst vor kurzem aus dem Defizitverfahren entlassen 
und wird 2016 ein gesamtstaatliches Defizit von 3% des BIP erreichen.  

In einem Referendum stimmt die Bevölkerung von Dänemark mit 53% gegen die 
Übernahme von 22 EU-Vorschriften in den Bereichen Inneres und Justiz. 

Die OPEC-Länder informieren anlässlich ihrer Sitzung in Wien nicht über die aktuellen 
Rohölfördermengen. Erst bei ihrer nächsten Sitzung im Juni 2016 soll über das Produk-
tionsvolumen der einzelnen Länder entschieden werden. Der Rohölpreis der Marke 
Brent erreichte im Dezember 2015 einen Jahrestiefstand von 35 $ je Barrel. 

10. Dezember:  Der Internationale Währungsfonds ändert die Kreditvergabebedin-
gungen und gewährt künftig auch Ländern Hilfskredite, die bei privaten oder staatli-
chen Gläubigern in Zahlungsverzug geraten sind. Bis 20. Dezember 2015 ist eine Kre-
ditrückzahlung der Ukraine an Russland in der Höhe von 3 Mrd. $ fällig, die die Ukrai-
ne nicht in vollem Ausmaß fristgerecht bedienen wird. Der IWF wird das im Jänner 
2015 zugesagte Hilfsprogramm von 17,5 Mrd. $ fortsetzen.  

Der Wirtschaftspreis der schwedischen Nationalbank in Gedenken an Alfred Nobel 
ergeht an Angus Deaton (Princeton University). Sein Werk wird als Voraussetzung für 
wirtschaftspolitische Entscheidungen zur Verringerung von Armut und zur Steigerung 
des Wohlstandes gewürdigt. 

12. Dezember:  Anlässlich der 21. UNO-Klimakonferenz ICCP unterzeichnen 159 Län-
der das verbindliche "Pariser Abkommen". Demnach soll der weltweite Temperatur-
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anstieg gegenüber dem vorindustriellen Zeitalter deutlich unter 2 °C, womöglich un-
ter 1,5 °C gehalten werden, um die Risiken des Klimawandels erheblich zu verrin-
gern. Die nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels sollen durch eine stärkere 
Förderung der Klimaresistenz und Senkung der Treibhausgasemissionen ausgegli-
chen werden, ohne dabei die Nahrungsmittelproduktion zu bedrohen. Gefordert 
wird eine finanzielle Unterstützung von Maßnahmen zur Senkung der Treibhausgas-
emissionen und Stärkung klimaresistenter Entwicklung. Bis 2025 sollen über 100 Mrd. $ 
bereitgestellt werden. 

Zur Erreichung der Ziele sollen die Treibhausgasemissionen nach Anrechnung der 
Ausgleichsmechanismen wie Aufforstung oder Entfernung von Kohlendioxid aus der 
Atmosphäre bis 2050 auf Null gesenkt werden. Der Emissionshandel ist als freiwillige 
Maßnahme möglich. Länder, die ihre Ziele bereits bis 2025 festgelegt haben, sollen 
bis 2020 neue Ziele definieren. Ab 2023 werden die nationalen Anstrengungen zur 
Erreichung der Ziele alle fünf Jahre überprüft.  

Sobald 55 Länder, die für mindestens 55% der globalen Emissionen verantwortlich 
sind, den Vertrag unterzeichnet haben, tritt dieser in Kraft. Anders als das Kyoto-
Protokoll, das 2020 auslaufen wird und nur von einer großen Gruppe der Industrie-
ländern beschlossen wurde, haben sich diesmal weltweit fast alle Länder zum Errei-
chen der Ziele bekannt.  

17. Dezember:  Die Notenbank der USA erhöht nach einer siebenjährigen Phase der 
Senkung die Leitzinssätze um 25 Basispunkte. Die Federal Funds Rate liegt bei 0,25% 
bis 0,55%, die Discount Rate bei 1%.  

18. Dezember:  Der Kongress der USA verabschiedet einen Ausgabenplan 2016 von 
1,15 Bio. $ und verlängert ein Paket an Steuererleichterungen im Ausmaß von 
680 Mrd. $ über die nächsten zehn Jahre. Damit werden ein Viertel der 2011 zur Defi-
zitsenkung beschlossenen Maßnahmen rückgängig gemacht. Ein Ausfuhrverbot von 
Rohöl, das seit dem Rohölembargo 1973 galt, wird aufgehoben. 

21. Dezember:  Im Rahmen der Doha-Runde beschließt die Welthandelsorganisation 
WTO die Abschaffung von Exportsubventionen im Agrarbereich. Die Rückzahlungs-
frist für Exportkredite wird von 24 Monate auf 18 Monate verkürzt. Die EU-Länder, Ka-
nada, Norwegen, Indien und die Türkei werden die Subventionszahlungen für den 
Export von Agrarprodukten 2016 einstellen. 

24. Dezember:  Der russische Präsident Putin und der indische Premierminister Modi 
unterzeichnen im Rahmen der russisch-indisch strategischen Partnerschaft Wirt-
schaftsverträge mit einem Volumen von 7 Mrd. $. 

2. Österreich 
14. Oktober:  Österreich sendet die Übersicht über die Haushaltsplanung ("Draft 
Budgetary Plan") an die Europäische Kommission. Der Plan weist für 2015 mit 1,9% 
und für 2016 mit 1,4% des BIP ein etwas geringeres Maastricht-Defizit aus als im Stabi-
litätsprogramm 2015 erwartet. Das strukturelle Defizit soll jeweils 0,5% des BIP betra-
gen. Die Übersicht über die Haushaltsplanung gibt die erwarteten Mehrausgaben 
durch den außergewöhnlichen Flüchtlingszustrom 2015 mit etwa 0,08% des BIP und 
2016 mit etwa 0,16% des BIP an.  
15. Oktober:  Der Nationalrat beschließt das Bundesgesetz aus Anlass des General-
vergleiches mit dem Freistaat Bayern. Es ermächtigt den Finanzminister, Zahlungen 
an Bayern zu leisten und auf gegenseitige Forderungen zu verzichten. Weiters wird 
dem Bund ermöglicht, dem Land Kärnten einen langfristigen, niedrig verzinsten Kre-
dit zu gewähren, um Heta-Anleihen mit einem Abschlag rückkaufen zu können. Bei 
Zustimmung von zwei Dritteln der Gläubiger zum Rückkaufprogramm soll dieses Pro-
gramm für alle Gläubiger gelten.  

23. Oktober:  Die Ratingagentur Moody's senkt Österreichs Ausblick von stabil auf 
negativ, belässt jedoch die Bonität des Landes bei Aaa. Die Widerstandfähigkeit 
gegen Finanzschocks erodiere und hindere das Land, den während der Wirtschafts-
krise verlorenen Rückstand aufzuholen.  
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30. Oktober:  Bundesregierung und Sozialpartner halten einen "Arbeitsmarktgipfel" 
ab. Im Rahmen einer Wohnbauoffensive sollen mit einem Investitionsvolumen von 
6 Mrd. € zusätzlich 30.000 Wohnungen errichtet und 20.000 Arbeitsplätze gesichert 
werden. Die Wohnbauinvestitionsbank (WBIB), die von den Bausparkassen und 
Wohnbaubanken zu gründen ist, wird neue Finanzierungsmodelle auf Grundlage 
von Bundesgarantien (500 Mio. €) und Mitteln der European Investment Bank (EIB; 
700 Mio. €) ermöglichen. Innerhalb von fünf Jahren soll ein zusätzliches Investitionsvo-
lumen von 5,75 Mrd. € entstehen. In den rascheren Ausbau der Elektrizitätsinfrastruk-
tur werden über drei Jahre 700 Mio. € investiert. 2016/2018 werden die Lohnneben-
kosten um fast 1 Mrd. € gesenkt. Mit Jahresbeginn 2016 wird der Insolvenzentgeltsi-
cherungsbeitrag um 0,1 Prozentpunkt, ab 2017 der Beitrag zum Familienlastenaus-
gleichsfonds um 0,4 Prozentpunkte und ab 2018 um 0,2 Prozentpunkte gesenkt. Für 
die Arbeitsmarktintegration von benachteiligten Gruppen (über 50-Jährige, Lang-
zeitarbeitslose, Asylberechtigte) stehen 2016 in Form von Eingliederungsbeihilfen an 
die Unternehmen zusätzlich 50 Mio. € zur Verfügung, ab 2017 dauerhaft 350 Mio. €. 
70 Mio. € werden zur besseren Integration von Flüchtlingen bereitgestellt. Sollte sich 
die Arbeitsmarktlage für Ältere nicht verbessern, tritt Anfang 2018 ein Anreiz- und 
Sanktionsmechanismus in Kraft. Für Betriebe ab 25 Beschäftigte, die überdurch-
schnittlich viele ältere Beschäftigte ausweisen, sinken die Lohnnebenkosten um 
0,1 Prozentpunkt, andernfalls verdoppelt sich die Auflösungsabgabe von derzeit 
118 €.  

 

Übersicht 2: Volumen des Arbeitsmarktpaketes  
    
 Investitionsvolumen Arbeitsplätze 
    
Wohnbaupaket 5,75 Mrd. € (5 Jahre)  + 20.000 
Lohnnebenkostensenkung Bis zu 1 Mrd. € (bis 2018)  + 14.000 
Energienetzausbau Bis zu 700 Mio. € (rund 3 Jahre)  + 2.500 
Stärkung der aws-Garantien 350 Mio. €  + 5.000 
Aufstockung der Mittel für 
Arbeitsmarktpolitik 

300 Mio. € (2016)  + 16.000 350 Mio. € (ab 2017 im Dauerrecht) 
Lehrlingsprogramm 10 Mio. €  + 1.000 

Q: Arbeitsmarkt und Konjunkturgipfel, Oktober 2015. 
 

24. November:  Die Wiener Börse und die Oesterreichische Kontrollbank AG verkau-
fen ihre Beteiligung an der Börse Budapest an die ungarische Nationalbank.  

26. November:  Der Nationalrat beschließt das Bundesfinanzgesetz 2016 und den 
geänderten Finanzrahmen. Dieser sieht für 2016 Einnahmen von 71,09 Mrd. € und 
Ausgaben von 77,03 Mrd. € vor. Das Maastricht-Defizit des Bundes wird mit 1,5% des 
BIP, das gesamtstaatliche Maastricht-Defizit mit 1,4% des BIP veranschlagt. Das für 
2016 prognostizierte strukturelle Defizit beträgt 0,5% des BIP; die erwarteten außer-
gewöhnlichen Mehrausgaben aufgrund des Flüchtlingszustromes wurden heraus-
gerechnet. Die Schuldenquote sinkt von ihrem Höchstwert 2015 (86,5% des BIP) 2016 
voraussichtlich auf 85,1% des BIP. Beschlossen werden auch die Änderungen des 
Bundesfinanzgesetzes 2015, des Bundesfinanzrahmengesetzes 2015/2018 und des 
Bundesfinanzrahmengesetzes 2016/2019, da die Ausgabenobergrenze 2015 um 
688,8 Mio. € und 2016 um 95 Mio. € überschritten wird. Heuer geht dies u. a. auf 
Überschreitungen in den Bereichen Bildung, Inneres, Äußeres und militärische Ange-
legenheiten zurück. 2016 werden die Ausgaben für Justiz und Inneres höher ausfal-
len, die Ausgaben für die Pensionen jedoch geringer als erwartet. 

1. Dezember:  Die Supermarktkette Zielpunkt GmbH stellt den Konkursantrag. 2.500 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der überwiegend in Wien angesiedelten 229 Filialen 
sind betroffen.  

3. Dezember:  Der Fiskalrat prognostiziert für 2015 die Einhaltung des mittelfristigen 
Budgetzieles mit einem strukturellen Budgetdefizit von höchstens 0,45%. 2015 werden 
die fiskalischen Regeln der EU mit einem Maastricht-Defizit von 1,6% des BIP und ei-
nem strukturellen Budgetdefizit von 0,2% des BIP voraussichtlich erfüllt. Damit unter-
schreitet die Prognose des Fiskalrates jene des Finanzministeriums, die für 2015 ein 

Arbeitsmarktgipfel 

Börse Budapest  

Bundesfinanzgesetz 2016  

Zielpunkt GmbH  

Fiskalrat  



WIRTSCHAFTSCHRONIK   
 

WIFO WIFO-Monatsberichte, 2016, 89(1), S. 31-37 37 

Maastricht-Defizit von 1,9% des BIP und ein strukturelles Defizit von 0,5% des BIP vor-
sieht. 

Für 2016 erwartet der Fiskalrat jedoch eine erhebliche Verfehlung der strukturellen 
Budgetregel. Trotz einer leichten Konjunkturbelebung wird das Maastricht-Defizit auf 
2,2% des BIP steigen, bestimmt durch die Zusatzkosten für die Betreuung der Flücht-
linge und Asylsuchenden (+0,3% des BIP), den Nettoeinnahmenausfall der Steuerre-
form 2015/16 (+0,3% des BIP) und die Ausweitung von Offensivmaßnahmen (+0,2% 
des BIP) in den Bereichen Universitäten, Breitbandinternetzugänge und Familienför-
derung. Die Entwicklung des Staatshaushaltes und ein Rückgang der negativen 
Outputlücke werden das strukturelle Defizit im Jahr 2016 auf 1,5% des BIP steigen las-
sen. Die Prognose des Fiskalrates ist als Frühwarnmechanismus zu verstehen, um auf 
Fehlentwicklungen im Staatshaushalt hinzuweisen. 

9. Dezember:  Der Nationalrat beschließt das Abgabenänderungsgesetz 2015 und 
schafft damit die gesetzlichen Voraussetzungen für die Umsetzung der Steuerre-
form1). 

15. Dezember:  Aufgrund eines Sparprogrammes der Muttergesellschaft UniCredit 
Bank Austria AG wird die Bank Austria 70 ihrer 190 Filialen in Österreich schließen. Der 
Vertrag, aufgrund dessen das Osteuropageschäft der UniCredit in Österreich 
verblieb, läuft im März 2016 aus.  

18. Dezember:  Die Bundesregierung und die Kärntner Landesregierung beschließen, 
den Ausgleichszahlungsfonds für den Rückkauf von landesbehafteten Heta-
Papieren mit 1,2 Mrd. € von der Bundesfinanzierungsagentur ÖBFA zu dotieren. Die 
Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes (ABBAG) wird von der ÖBFA ab-
hängig von den Verwertungsergebnissen der HETA Asset Resolution AG einen noch 
unbestimmten Betrag erhalten. Die Haftung Kärntens beträgt etwa 11 Mrd. €. 

                                                           
1)  Schratzenstaller, M., "Steuerreform 2015/16 – Maßnahmen und Gesamteinschätzung", WIFO-Monatsberich-
te, 2015, 88(5), S. 371-385, http://monatsberichte.wifo.ac.at/58169; Keil, A., "Wirtschaftschronik. I. Quartal 
2015", WIFO-Monatsberichte, 2015, 88(4), S. 261-266, http://monatsberichte.wifo.ac.at/57926. 
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Umweltpolitik als Kernelement einer systemischen 
Industriepolitik zur Förderung eines nachhaltigen 
Wirtschaftswachstums 

Umweltpolitik als Kernelement einer systemischen Industriepolitik zur Förderung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums 
Wenn heute die Diskussion über die Aufgaben der Industriepolitik wieder aufgegriffen wird, wird allgemein ein neuartiger Ansatz 
gefordert: Die Industriepolitik ist für Industrieländer neu zu definieren als eine Strategie, die hochrangige ("High-Road") Wettbe-
werbsfähigkeit fördert im Sinne der Fähigkeit einer Volkswirtschaft, Beyond-GDP-Ziele zu erreichen. Solche hochrangigen Strate-
gien basieren auf hochentwickelten Fertigkeiten, Innovationen, unterstützenden Institutionen, ökologischen Ambitionen und einer 
aktivierenden Sozialpolitik. Diese "neue Industriepolitik" greift als systemischer Ansatz ineinander mit anderen Politikbereichen und 
unterstützt soziale wie Umweltziele. Sie betrifft die gesamte Wirtschaft, nicht nur den produzierenden Sektor. Kurzfristige Eingriffe 
wie der Schutz von Arbeitsplätzen in unrentablen Unternehmen, die Sicherung niedriger Preise fossiler Energie oder die Senkung 
der Lohnkosten in Ländern mit hohem Pro-Kopf-Einkommen sind kontraproduktiv. Die Herausforderung besteht darin, eine Indust-
riepolitik zu formulieren, die ohne staatliche Feinsteuerung die gesamtgesellschaftlichen Ziele im Auge behält. Dies kann erreicht 
werden durch das Setzen von Anreizen insbesondere für technologischen Fortschritt, durch die Nutzung der wichtigen Rolle des 
Staates in den Bereichen Bildung und Forschung, durch Sensibilisierung der Öffentlichkeit und durch Änderung der Konsumge-
wohnheiten, die einen sozioökologischen Wandel in Gang setzt. 

Environmental Policy as a Core Element of Systemic Industrial Policy to Encourage Sustainable Economic Growth 
Industrial policy is back on the agenda and the consensus is that this time it must be different from the past. We redefine industrial 
policy for industrialised countries as a strategy to promote "high-road competitiveness", understood as the ability of an economy 
to achieve "beyond-GDP" goals. "High-road strategies" are based on advanced skills, innovation, supporting institutions, ecologi-
cal ambition and a social policy that has an activating effect. This "new industrial policy" is systemic, working in alignment with 
other policy strands and supporting social and environmental goals; it affects the structure of the economy as a whole and not 
just the manufacturing sector. Short-term activities, such as protecting employment in unviable companies, low prices for fossil fu-
els, or reducing wages in high-income economies are counterproductive. To pursue an industrial policy that targets society's ulti-
mate goals without public micromanagement will be challenging. It could be achieved by setting incentives, particularly ones 
that impact on technical progress, by using the important role governments have in the education and research sectors, by rais-
ing public awareness and by harnessing consumer preferences that call for socio-ecological transition. 
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1. Einleitung und Hintergrund 
Die Bedeutung des produzierenden Sektors wurde in den Industrieländern insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise neu bewertet (z. B. 
Berger, 2013): Volkswirtschaften mit einer kleineren Produktionsbasis und einem gro-
ßen Handelsbilanzdefizit erholten sich nach der Krise unterdurchschnittlich rasch 
(Aiginger, 2013). Die Diskussion wurde entfacht durch den Rückgang des Industrie-
anteils in den Industrieländern und durch Chinas Aufstieg zum weltgrößten Produzen-
ten von Industriegütern. Die wirtschaftswissenschaftliche Literatur entwickelte neu-
artige Modelle und leistete damit einen wichtigen Beitrag zur theoretischen Fundie-
rung von Industriepolitik (Aghion et al., 2011, Aiginger, 2012, Rodrik, 2004). Auf der 
Ebene der Wirtschaftspolitik skizziert die Europäische Kommission in ihren "Mitteilun-
gen" eine "integrierte Industriepolitik", deren Kern eine Nachhaltigkeitsstrategie zu 
sein hat (Europäische Kommission, 2010), und fordert eine "stärkere europäische In-
dustrie" mit dem Ziel, den Anteil des produzierenden Sektors von derzeit 16% auf 20% 
des BIP zu steigern (Europäische Kommission, 2012). Aus diesen Überlegungen ent-
stand letztlich die Vision einer "industriellen Renaissance" in Europa (Europäische 
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Kommission, 2014A). In diese Richtung zielt auch das OECD-Programm "New 
Perspectives" (OECD, 2012, 2014), das die Integration sozialer und ökologischer Ziele 
in ökonomische Modelle und Theorien fordert. 

Vor diesem Hintergrund entwickelt der vorliegende Beitrag strategische Elemente 
einer "neuen Industriepolitik", die proaktiv und prokompetitiv sein soll und langfristi-
gen Bedürfnissen der Gesellschaft entgegenkommt. Insbesondere soll sie nicht iso-
liert neben oder gegen die Regionalpolitik und Energiepolitik, sondern integriert und 
systemisch agieren. 

2. Systemische Industrie- und Innovationspolitik 
"Neue" Industriepolitik manifestiert sich in der Literatur als "Systemische Industrie- und 
Innovationspolitik" (Böheim, 2013). Ihr Hauptziel besteht darin, die dynamische Wett-
bewerbsfähigkeit einer Region oder eines Landes im Sinne von Wachstum, sozialem 
Zusammenhalt und Umweltbewusstsein zu fördern. Sie versteht sich als Instrument zur 
Forcierung supranationaler Entwicklungsstrategien und bietet auch die Grundlage 
für eine nationale (oder regionale) Wirtschaftspolitik in Ergänzung zur Globalisierung 
(Aiginger, 2007, 2012, 2013). 

Die Systemische Industrie- und Innovationspolitik ist keine Politik ausschließlich für die 
Sachgütererzeugung oder einzelne ihrer Teilbereiche, sondern beeinflusst ein breites 
Spektrum von Wirtschaftszweigen, einschließlich der Dienstleistungen, in ihrem wirt-
schaftlichen und sozialen Kontext. Sie bedient sich und entwickelt Synergien mit an-
deren Politikbereichen wie Bildungs-, Innovations-, Regional-, Wettbewerbs- oder 
Gesundheitspolitik sowie den Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern. Die Politikbereiche mit den größten Synergien können je nach Grad der Tech-
nologieintensität wechseln, doch treten möglicherweise im Verbund mit der Bil-
dungs-, Liberalisierungs- und nicht zuletzt der Innovationspolitik die größten Synergien 
auf. 

Systemische Industriepolitik braucht breite Unterstützung von Wirtschaft und Gesell-
schaft. Sie stützt sich auf Institutionen und formt diese gleichzeitig; sie bezieht ihr Wis-
sen von den Unternehmen und kooperiert mit ihnen. Sie muss sich aber auch gegen 
eine Vereinnahmung durch Partikularinteressen wehren. So sie Erfolg haben soll, 
muss sie auf einem langfristigen Konsens aufbauen, einer Vision über die Richtung, in 
die sich die Wirtschaft eines Landes oder einer Region bewegen muss; sie muss in ih-
re Aktionen Interessenvertreter und Experten aus der Wirtschaftsforschung, den Un-
ternehmen, dem Bildungssystem, der Sozial- und der Umweltpolitik einbeziehen. Da 
die Systemische Industrie- und Innovationspolitik langfristig angelegt ist, ist prinzipielle 
Klarheit über die Zukunftsstrategie wichtiger als Detailwissen über aktuelle Vorgänge. 
Eine stärker interventionistisch ausgerichtete Industriepolitik wie sektorale Feinsteue-
rung oder Unterstützung einzelner Unternehmen in Schwierigkeiten würde viel größe-
re Detailkenntnis der offiziellen Stellen erfordern und diese überfordern. 

Somit lassen sich fünf Kernelemente einer Systemischen Industrie- und Innovationspo-
litik identifizieren (Aiginger, 2015). 

 Industriepolitik soll als marktwirtschaftlich basierter Entdeckungsprozess und nicht 
als staatlicher Interventionsprozess verstanden werden. 

 Industriepolitik soll Aktivitäten und breite Sektoren in den Mittelpunkt stellen, nie 
einzelne Unternehmen oder Partikularinteressen. 

 Industriepolitik soll unterstützend neue Wettbewerbsvorteile entwickeln, den Wett-
bewerb fördern und nicht behindern. 

 Interventionen in den marktwirtschaftlich basierten Entdeckungsprozess sind nur 
dann gerechtfertigt, wenn ein langfristiges gesellschaftliches Interesse an einer 
Entwicklung besteht und dieses Ziel durch reinen marktwirtschaftlichen Wettbe-
werb nicht erreicht werden kann. 

 Industriepolitik ist systemisch in andere Politikbereiche eingebettet (Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Systemische Industrie- und Innovationspolitik 

 

Q: Böheim (2012). 
 

Eine "neue Industriepolitik" soll somit langfristige gesellschaftliche Ziele fördern. Lang-
fristig ist diese Strategie überlegen, wenn sie Synergien aus konkurrierenden Politikli-
nien bezieht und eine Rückkehr der Energiepolitik von "grünen" (Steigerung des An-
teils erneuerbarer Energieträger und der Energieeffizienz) zu "grauen" Zielen (billige 
und sichere Energieversorgung) verhindert. Indem sie neue, saubere Energietechno-
logien, kohlenstoffarme Technologien und die Steigerung der Energieeffizienz be-
günstigt, befördert die Industriepolitik den Wettbewerbsvorteil der EU-Wirtschaft. Die 
neue Industriepolitik muss integriert sein, d. h. Probleme kooperativ lösen: Im Gegen-
satz zu einer Industriepolitik alten Zuschnittes ist systemische Industriepolitik auf die 
Nutzung von Synergien angelegt, um einzelne Strategien im Verbund effizienter zu 
machen und gesamtgesellschaftliche Ziele zu erreichen. 

Insgesamt soll also die Beschleunigung des Wirtschaftswachstums in der EU auf ei-
nem starken produzierenden Sektor aufbauen, die EU-Länder sollen die Technologie-
führerschaft im Bereich der Nachhaltigkeit anstreben. Für die USA ist es naheliegend, 
das Leistungsbilanzdefizit durch eine "Neuerfindung" der Industrie zu verringern. Aber 
auch für ein an Ressourcen reiches Land wie die USA kann es problematisch sein, 
die Verjüngung der Industrie auf niedrige Energiekosten zu stützen. Umso mehr gilt 
dies für das ressourcenarme Europa: Wenn Industriepolitik und Umweltpolitik unter-
schiedliche Ziele verfolgen, ist keine von beiden erfolgreich, und die EU-Länder wer-
den zurückgeworfen auf eine isolierte Industriepolitik alten Zuschnittes, die den Struk-
turwandel bremst und das Wirtschaftswachstum dämpft.  

Definiert man wie Aiginger  Bärenthaler-Sieber  Vogel (2013) Wettbewerbsfähig-
keit neu als die "Fähigkeit eines Landes (einer Region, eines Standortes), für seine Be-
völkerung Beyond-GDP-Ziele zu erreichen", dann ist der Begriff der Wettbewerbsfä-
higkeit nicht mehr auf Unternehmens-, sondern auf Länderebene angesiedelt und 
hängt eng mit dem Wohlfahrtsbegriff der Beyond-GDP-Literatur zusammen. Er ver-
knüpft die Evaluierung von Inputs oder Prozessen einerseits mit jener der Outputs und 
der Zielerreichung andererseits. Anders als in der akademischen Wohlfahrtstheorie 
hat dieser Ansatz den Vorteil, Ergebnisse mit Messgrößen zu kombinieren, die von der 
Wirtschaftspolitik beeinflusst werden können. Diese neue Definition sollte den Miss-
brauch des Begriffs der (preislichen) Wettbewerbsfähigkeit im engeren Sinn durch 
Medien und Politik vermeiden helfen, mit dem die automatische Forderung nach 
Senkung von Löhnen, Steuern oder Energiekosten einhergeht, um die Wettbewerbs-
fähigkeit zu erhöhen ("Low Road" zu Wettbewerbsfähigkeit). In Hocheinkommens-
ländern bestimmen laut Wachstumstheorie und Theorie des strategischen Manage-
ments Produktivität und Know-how den langfristigen wirtschaftlichen Erfolg. Ein Sozi-
alsystem, das die Produktivität fördert, und eine technologiebasierte Ökologiestra-
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tegie können den Übergang zu einem neuen Entwicklungspfad unterstützen ("High 
Road" zu Wettbewerbsfähigkeit).  

3. Die Schnittstelle zur Umweltpolitik 
Aufgrund der systemischen Einbettung der "Neuen Industriepolitik" eröffnen sich zahl-
reiche Schnittstellen zu anderen Politikbereichen (Abbildung 1). Nachfolgend soll der 
systemische Charakter der neu zu definierenden Industriepolitik exemplarisch an der 
Schnittstelle zur Umweltpolitik herausgearbeitet werden. 

Nachhaltigkeit als zentrales Ziel zu definieren bedeutet, dass Umweltstandards nicht 
länger als Hemmnis für eine wettbewerbsfähige Produktion zu sehen sind, sondern 
als potentieller Wachstumstreiber. Die EU setzt sich hier anspruchsvolle Ziele: Die 20-
20-20-Ziele der Strategie "Europa 2020" fordern bis 2020 eine Verlagerung der End-
energienachfrage von fossiler zu erneuerbarer Energie, eine Steigerung der Energie-
effizienz und Senkung der Treibhausgasemissionen. Eine noch größere Herausforde-
rung ist die Realisierung der im EU-Klima- und Energiepaket 2020 (Europäische Kom-
mission, 2009) formulierten Langfristziele bis zum Jahr 2050. Die drei wichtigsten stra-
tegischen Ziele umfassen erstens die Senkung der Treibhausgasemissionen um 20% 
(gegenüber dem Stand von 1990), zweitens die Erreichung eines Anteils der Energie 
aus erneuerbaren Quellen von 20% in der EU sowie schließlich drittens die Verbesse-
rung der Energieeffizienz um 20% ("20-20-20-Regel"). Im Rahmen ihrer Klima- und 
Energiepolitik bis 2030 hat die EU diese drei strategischen Hauptziele nochmals 
nachgeschärft. Die adaptierte Regel (bezogen auf die drei Ziele) lautet nunmehr 
"40-27-27" (Europäische Kommission, 2014B). In der von der EU entwickelten Road-
map für eine dekarbonisierte Wirtschaft wird darüber hinaus eine Senkung der Treib-
hausgasemissionen um 80% bis zum Jahr 2050 festgeschrieben (Europäische Kom-
mission, 2011). Die im Rahmen des Pariser Klimagipfels Ende 2015 erzielte politische 
Übereinkunft, den langfristigen Temperaturanstieg auf durchschnittlich 1,5 °C be-
schränken zu wollen, wird weitere nachhaltige Anstrengungen zur Dekarbonisierung 
weltweit erforderlich machen (United Nations, 2015). 

Wie Berechnungen mit dem Energiesystemmodell PRIMES zeigen, sind diese hoch-
gesteckten Ziele der EU grundsätzlich ohne Wachstumseinbußen erreichbar, erfor-
dern aber radikale technologische Innovationen (d. h. eine Steigerung der Energie-
effizienz weit über den langfristigen Trend hinaus) und eine Dekarbonisierung, die 
durch eine Anhebung des Preises von CO2-Emissionen auf 250 € je Tonne ausgelöst 
würde (Europäische Kommission, 2011, Kupers, 2012). 

Um Wettbewerbsverzerrungen zur vermeiden, sollten idealerweise diese strengen 
Umweltziele für alle Teile der globalisierten Weltwirtschaft gelten. Die Industrieländer 
müssten hier eine Vorreiterrolle übernehmen, weil sie die größten Emittenten von 
Treibhausgasen sind und über das größte Potential an Technologien und Innovatio-
nen zur Senkung der Treibhausgasemissionen verfügen. Gegen diese Verpflichtung 
der Industrieländer und insbesondere der EU-Länder zur Übernahme einer führenden 
Funktion wird häufig das Argument des "Carbon Leakage" vorgebracht: Emissionsin-
tensive Produzenten würden angesichts strenger Obergrenzen in der EU in Länder 
mit geringerer Ressourceneffizienz ausweichen, sodass die Emissionen insgesamt 
steigen. Insbesondere Vertreter energieintensiver Industriezweige opponieren damit 
gegen jede Verschärfung von Energiepreisen oder Emissionsstandards in der EU. Die 
Politik kommt diesem Einwand insofern entgegen, als emissionsintensive Industrie-
zweige bis 2020 Emissionszertifikate kostenlos erhalten. 

Das Carbon-Leakage-Argument hat kurzfristig seine Berechtigung für die Standort-
entscheidung einer Neuansiedlung, ist aber langfristig fragwürdig. Auf lange Sicht 
hängt die Entwicklung der Emissionen in erster Linie vom technologischen Fortschritt 
in den Volkswirtschaften ab, die an der technologischen Grenze produzieren, und 
erst in zweiter Linie von der Geschwindigkeit, mit der saubere Technologien weltweit 
diffundieren. Hohe Energiepreise und Emissionsgrenzen in den Ländern an der tech-
nologischen Grenze bestimmen den technologischen Pfad, während Handels- und 
Investitionsentscheidungen (sowie politischer, gesetzlicher und moralischer Druck) für 
das Tempo der Diffusion innovativer Technologien und der entsprechenden Anreize 
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von "Klimafonds" in die Entwicklungsländer maßgebend sind. Die gesamte Förde-
rung des Einsatzes fossiler Energieträger wird auf 300 Mrd. € weltweit geschätzt1); zu-
mindest ein Teil dieser Mittel könnte zur Beschleunigung des technologischen Fort-
schrittes genutzt werden. Eine Strategie, die durch Begrenzung der Preise von Ener-
gie und Emissionen in den technologisch führenden Ländern den technologischen 
Fortschritt bremst, wird mit großer Wahrscheinlichkeit langfristig die Treibhausgas-
emissionen weltweit erhöhen2). 

Emissionszertifikate sind derzeit außerordentlich billig, die Energiepreise sinken. Erste-
res ist auf den Zusammenbruch des EU-Emissionshandelssystems zurückzuführen, Letz-
teres auf die Erschließung neuer Gaslagerstätten in den USA und die Einführung 
neuer Fördertechniken (Schiefergas, Fracking, Horizontalbohrungen) sowie auf die 
Reaktion der OPEC auf diese neue Konkurrenz. In den USA brach der Gaspreis auf 
ein Drittel seines bisherigen Höchstwertes ein, der Erdölpreis sank auf den niedrigsten 
Stand seit Jahren. Die rückläufige Tendenz der Energiepreise strahlt auf Europa aus. 
In der Folge wird Kohle billiger, die USA beginnen Kohle nach Europa zu exportieren. 

Während niedrige Energiepreise in den Industrieländern kurzfristig eine Entlastung für 
Branchen bedeuten, die wegen der neuen Konkurrenz aus Niedriglohnländern unter 
Druck geraten sind, haben sie langfristig negative Folgen für die Volkswirtschaft: In-
novationsanstrengungen zur Steigerung der Ressourceneffizienz werden gebremst, 
und Investitionen in saubere Energie werden weniger rentabel. Gas erweist sich als 
willkommener "Übergangsenergieträger" bis erneuerbare Energie in ausreichendem 
Ausmaß zur Verfügung steht. Der Einsatz von Gas anstelle von Kohle kann die Treib-
hausgasemissionen verringern (der Klimaeffekt ist halb so hoch wie der von Kohle), 
trägt aber als fossiler Energieträger zur Klimaerwärmung bei. Wenn die Nutzung von 
Gas den Übergang zu alternativen Energiequellen verlangsamt oder die Investitio-
nen in die Erschließung erneuerbarer Energieträger eingestellt werden, sind die Kli-
maauswirkungen niedriger Gaspreise langfristig negativ. 

Die EU-Länder verfügen über einen Wettbewerbsvorteil im Bereich der sauberen 
Technologien. Die Energieeffizienz ist hoch, die technologieintensiven Branchen wei-
sen in der EU einen Handelsbilanzüberschuss auf. Die von der EU entworfene neue 
Industriepolitik baut auf diesen Stärken auf. 

Die Antwort der EU-Länder auf niedrige Energiekosten in den USA sollten allgemein 
eine Ausweitung der Investitionen in Innovationen und Bildung und speziell eine Stei-
gerung der Energieeffizienz und der Innovationen im Bereich der kohlenstoffarmen 
Technologien sein. Die von der Europäischen Kommission initiierten Forschungspro-
gramme etwa zu kohlenstoffarmen Technologien in der Stahlerzeugung liefern viel-
versprechende Ergebnisse, die Projektpartner konnten sich bisher aber nicht auf ei-
nen Pilotbetrieb einigen. Generell bleiben die Forschungs- und Entwicklungsausga-
ben in der EU sowohl hinter den USA als auch hinter dem Lissabon-Ziel von 3% des BIP 
zurück, die Steigerung der Effizienz der Universitätsforschung kommt nur schleppend 
voran. Diese Lücke zu schließen würde die Arbeitsstückkosten durch Verbesserung 
der Produktivität senken. Der Unterschied zwischen den Energiekosten in den USA 
und in der EU kann durch eine solche Verringerung der Kosten von hochqualifizierter 
Arbeit oder Innovationen mehr als kompensiert werden.  

Langfristig konkurrieren die Industrieländer ausschließlich im Bereich skillintensiver 
Produkte. Die Unternehmen schaffen Wettbewerbsvorteile über Innovationen und 
spezialisieren sich auf Hightech-Produkte. Eine vorausschauende Industriepolitik för-
dert diese Wettbewerbsvorteile der EU-Volkswirtschaften und verzichtet auf den kurz-
fristigen Bonus rückläufiger Energiepreise. 

Aktuell dominieren in den politischen Strategiepapieren zu stark planwirtschaftliche 
Instrumente; staatlicher Intervention bzw. Regulierung wird gegenüber marktwirt-

                                                           
1)  Diese Summe ist sechsmal so hoch wie die Förderung erneuerbarer Energieträger; ein großer Teil davon 
entfällt auf die Entwicklungsländer (IEA, 2012). 
2)  Das Phänomen des Carbon Leakage beschränkt sich auf wenige Industriezweige: In nur vier Branchen 
erreichen die Energiekosten mindestens 10% der gesamten Produktionskosten, in den meisten Branchen aber 
nur 1% bis 2% (Aiginger, 2013). 
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schaftlichen Anreizen der Vorzug gegeben. Um dem Charakter einer systemischen 
Industriepolitik gerecht zu werden, erscheint jedenfalls mehr Vertrauen der Politik in 
den Markt langfristig unabdingbar. Mit der Entwicklung einer Systemischen Industrie- 
und Innovationspolitik, die aus dem europäischen Wettbewerbsnachteil mangeln-
der Energiesouveränität einen technologischen Wettbewerbsvorteil macht, könnte 
dafür ein wichtiger Grundstein gelegt werden. 

4. Zusammenfassende Schlussfolgerungen 
Die neue Diskussion über die Industriepolitik wird von Sorge (vor der Globalisierung 
und der Deindustrialisierung) und Hoffnung (Beschäftigungswachstum, Nachhaltig-
keit) getrieben. Das Platzen von Blasen in Dienstleistungsbranchen (Finanzmärkte, 
Bauwirtschaft, Wohnungswirtschaft) löste die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
2008/09 aus; die Erholung aus dieser Krise ist insbesondere für Länder mit kleinem 
produzierendem Sektor schwierig, vor allem wenn diese Struktur mit einem Leis-
tungsbilanzdefizit einhergeht. 

Die Wirtschaftswissenschaften fordern vor diesem Hintergrund eine neuartige Indust-
riepolitik. Sie soll in einem Klima der Kooperation zwischen Staat und Unternehmen 
den Wettbewerb stärken und im Einklang mit den langfristigen Bedürfnissen der Ge-
sellschaft stehen. Eine solche Industriepolitik muss systemisch sein und einer breit an-
gelegten Vision folgen statt isoliert und im Konflikt mit anderen Politiksträngen zu 
agieren. Nicht gewinnbringende Branchen oder künstlich geschaffene nationale 
Champions wären nicht länger gegenüber dem weltweiten Wettbewerb abzuschot-
ten. 

Drei Meilensteine bestimmen den Weg zu dieser neuen Industriepolitik: 

 Die Wirtschaftsleistung wäre anstelle des BIP bzw. seines Wachstums an breiter 
definierten Zielen und Indikatoren zu messen, vorrangig an Beyond-GDP-Zielen. 

 Das Konzept der preislichen Wettbewerbsfähigkeit muss in den Hintergrund tre-
ten, weil es Kostensenkungen (bzw. in seiner abgeschwächten Version die Sen-
kung von Lohnstückkosten) impliziert. Wettbewerbsfähigkeit wäre zu definieren 
als "Fähigkeit zur Erreichung von Beyond-GDP-Zielen". 

 Um den Wohlstand zu steigern (Beyond-GDP-Ziele), kann ein Land eine "Low-
Road"-Strategie (Senkung von Kosten, Steuern, sozialen und ökologischen Stan-
dards) oder eine "High-Road"-Strategie verfolgen, die Forschung, Qualifikation, 
Umweltschutz, eine Beschäftigungspolitik des "Empowering" und hervorragende 
Institutionen befördert. Während Industrieländer diese High-Road-Strategie wäh-
len müssen, wenn sie ihre Vorreiterrolle wahren wollen, können Entwicklungslän-
der abhängig von ihrem Entwicklungsstand zunächst eine Low-Road-Strategie 
verfolgen, müssen aber ebenfalls langfristig einen nachhaltigen Wachstumspfad 
anstreben. 

In Hocheinkommensländern wäre die Industriepolitik zu definieren als die Summe al-
ler Politikmaßnahmen zur Erreichung der "High-Road-Wettbewerbsfähigkeit". Durch 
die Ausrichtung an diesem Ziel und den gesellschaftlichen (sozialen, ökologischen) 
Bedürfnissen wird die Industriepolitik zu einer systemischen sozioökonomischen Stra-
tegie.  

Verschiedene internationale Organisationen haben bereits Dokumente vorgelegt, 
welche die Ziele für eine neue Industriepolitik wie von der Wissenschaft gefordert de-
finieren. Alle Ansätze zielen direkt oder indirekt auf die Gesamtwirtschaft ab, nicht 
auf einen enger definierten produzierenden Sektor, da die Grenzen zwischen Wa-
renherstellung und Dienstleistungen immer mehr verschwimmen. Das OECD-
Programm "New Perspectives" etwa fordert die Berücksichtigung sozialer und ökolo-
gischer Ziele in ökonomischen Modellen und Theorien. 

Die Europäische Kommission stellt Nachhaltigkeit in den Mittelpunkt der Industriepoli-
tik (leider gemeinsam mit einer recht konventionell definierten Wettbewerbsfähig-
keit). Ihre "Roadmap 2050" sieht eine Verringerung der Treibhausgasemissionen um 
80% bis 90% (gegenüber 1990) vor. Radikale Innovationsprojekte  z. B. kohlenstoff-
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arme Technologien in der Stahlerzeugung  wurden begonnen. Jüngst definierte die 
Europäische Kommission das Ziel, den Wertschöpfungsanteil des produzierenden 
Sektors im EU-Durchschnitt von derzeit 16% bis 2020 auf 20% zu erhöhen; dies ist nur 
realistisch, wenn die Qualität der Produktion erheblich gesteigert wird und Dienstleis-
tungskomponenten mit einfließen. 

In den USA erwachte das Interesse an der Industriepolitik neu angesichts des hohen 
Leistungsbilanzdefizits. Dahinter scheint die politische Priorität der Senkung der Ener-
gieimporte zu stehen, um Nettoexporteur von Energie zu werden. Ein großer Teil des 
Leistungsbilanzdefizits der USA (180 Mrd. €) resultiert allerdings aus dem Handelsbi-
lanzdefizit technologieintensiver Industriezweige (in denen die Energiekosten nur 
rund 1% der Gesamtkosten ausmachen). Durch eine Senkung der Energiepreise wird 
es daher nicht gelingen, den Anteil der Industrie der USA am Welthandel zu steigern, 
so wie es mit der über 50 Jahre verfolgten Strategie eines konstanten Durchschnitts-
lohnes nicht gelungen ist.  

Die Ausrichtung der neuen Industriepolitik steht noch auf dem Prüfstand. Die Be-
fürchtung, die Wirtschaft der EU-Länder würde gegenüber den USA an preislicher 
Wettbewerbsfähigkeit verlieren, dämpft die Entschlossenheit, Nachhaltigkeit in den 
Mittelpunkt der Überlegungen zu stellen. Tatsächlich ist jedoch der Anteil der erneu-
erbaren Energieträger am Endenergieverbrauch bereits erheblich gestiegen, in 
manchen Ländern stammt bereits die Hälfte der Stromerzeugung aus "grüner" Ener-
gie. Die Erschließung neuer Energiequellen erfordert aber den Einsatz fossiler Energie 
und Investitionen in die Netzinfrastruktur. Nach dem Zusammenbruch des EU-Emis-
sionshandelssystems nahm der Kohleverbrauch in Europa wieder zu. Die Ausweitung 
der Kohlenexporte der USA machte Kohle in Europa billiger als Gas. Zugleich durch-
läuft China einen tiefgreifenden Wandel, die Ressourcen- und Energieeffizienz soll 
gesteigert werden  allerdings von sehr niedrigem Niveau aus. Die Regierung will die 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben auf 2% des BIP (die aktuelle Quote in der 
EU) anheben und forciert Elektrofahrzeuge und den Einsatz alternativer Energieträ-
ger. 

Für die EU-Länder bieten sich zwei Alternativen angesichts hoher Energiepreise: die 
Preise selbst zu drücken (durch Erschließung von Schiefergas oder Senkung der 
Energiesteuern) oder die Vorreiterrolle im Bereich der Energieeffizienz auszubauen 
und zugleich die Investitionen in Innovationen und hochrangige Bildung zu forcieren. 
In einem System, das soziale und ökologische Ziele vereint, ist die einzig gangbare 
Industriepolitik jedoch eine Steigerung von Energieeffizienz, sozialen und ökologi-
schen Innovationen. 

Mit dieser Strategie einer sozioökologischen Transformation kann die EU ein Vorbild 
für andere Länder werden, auch wenn abweichende Präferenzen und Rahmenbe-
dingungen immer angepasste Lösungen erfordern. Die Industriepolitik muss die lang-
fristige Umgestaltung unterstützen, nicht den Strukturwandel bremsen. Darin liegt ei-
ne gewisse Herausforderung angesichts von Partikulärinteressen und der traditionel-
len Rolle des Staates, den Status-quo und nationale Champions zu schützen. 

Die Industriebasis einer Volkswirtschaft wieder in den Mittelpunkt der Strategie zu stel-
len, leuchtet insbesondere nach den Erfahrungen der Blasenbildung auf dem Fi-
nanzmarkt und dem Immobilienmarkt ein. Die systemisch ausgerichtete Industriepoli-
tik muss den Übergang von der traditionell eng definierten Warenherstellung zu ei-
nem Sektor unterstützen, der Güter von größerem Nutzen für die Verbraucher produ-
ziert, und zugleich die langfristigen Ziele der Gesamtwirtschaft im Auge behalten. In 
Ländern mit hohem Pro-Kopf-Einkommen muss sich diese neue Industriepolitik die 
Maxime einer High-Road-Wettbewerbsfähigkeit und damit die Realisierung von 
Beyond-GDP-Zielen zur Aufgabe machen. 
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Nach einer Stagnation der Investitionen 2015 (nominell +1% gegenüber 2014) planen 
die im Rahmen des WIFO-Investitionstests im Herbst 2015 befragten Sachgütererzeu-
ger 2016 mehr zu investieren als im Vorjahr (nominell +10%). Die Sachgütererzeugung 
investierte 2015 rund 7,6 Mrd. €. Die Investitionsquote (Investitionen in Prozent des 
Umsatzes) lag 2015 mit 4,2% etwa im Durchschnitt der vergangenen zehn Jahre. In 
der Bauwirtschaft wurden die Investitionen 2015 um 32% gekürzt. Auch 2016 wollen 
die Bauunternehmen weniger investieren als im Vorjahr (3%).  

1. Sachgütererzeuger planen höhere Investitionen, Umsetzung unsicher 
In der Sachgütererzeugung stagnierten die Investitionen 2015 laut WIFO-Investitions-
test (nominell rund +1% gegenüber 2014). Für 2016 ist dagegen eine mäßige Auswei-
tung geplant. Trotzdem wird das nominelle Investitionsniveau des letzten Konjunktur-
höhepunktes 2007/08 noch nicht erreicht werden.  
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Der WIFO-Investitionstest 

Im Oktober und November 2015 befragte das WIFO österreichische Unternehmen 
zu Investitionsabsichten und Umsatzerwartungen. 465 Unternehmen aus den Be-
reichen Sachgütererzeugung und Bauwirtschaft beteiligten sich an der Erhebung.  
Die Hochrechnung erfolgt jeweils für drei Branchenobergruppen und zwei Be-
schäftigtengrößenklassen (zum Hochrechnungsverfahren siehe Czerny  Falk  
Schwarz, 2005).  
Der Investitionstest wird seit 1963 durchgeführt und ist seit 1996 Teil des gemeinsa-
men harmonisierten Programms für Konjunkturumfragen in der Europäischen Uni-
on. Dieses Programm wird von der Europäischen Kommission (DG ECFIN) auch fi-
nanziell unterstützt. 
 

Die für 2016 angekündigte Steigerung der Investitionen ist ausschließlich auf die op-
timistischen Pläne der Großunternehmen zurückzuführen. Kleine und mittlere Unter-
nehmen rechnen mit einem Rückgang der Investitionen. Insgesamt ist eine nachhal-
tige Belebung der Investitionen nicht absehbar. Auch die Realisierung der optimisti-
schen Investitionspläne der Großunternehmen mit zweistelligen Zuwachsraten ist 
wenig wahrscheinlich. Am Jahresende sind Unternehmen tendenziell zu optimistisch 
hinsichtlich ihrer Investitionspläne für das nächste Jahr. Sowohl 2011 als auch 2013 
und 2015 lagen die geplanten Investitionssteigerungen laut WIFO-Investitionstest er-
heblich über der später realisierten Entwicklung. So sahen die Unternehmen im Inves-
titionstest 2014 für 2015 eine deutliche Steigerung vor. Diese optimistischen Pläne 
wurden dann im Investitionstest vom Frühjahr 2015 nach unten korrigiert, und laut 
WIFO-Investitionstest vom Herbst 2015 wurde letztlich keine Steigerung realisiert. 

  

Übersicht 1: Investitionen der Sachgütererzeugung 

ÖNACE-Gliederung 
     
 2014 2015 2016 
     
Nominell Mio. € 7.483 7.558 8.315 
Veränderung gegen das Vorjahr in %  + 5,5  + 1,0  + 10,0 
   
Real, zu Preisen von 2005 Mio. € 7.301 7.323 7.927 
Veränderung gegen das Vorjahr in %  + 5,1  + 0,3  + 8,2 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. 
  

  

Übersicht 2: Investitionskennzahlen der Sachgütererzeugung – Investitionsintensität, Investitionsquote 

Nach ÖNACE-Obergruppen 
          
 Investitionsintensität Investitionsquote 
 2013 2014 2015 2016 2013 2014 2015 2016 
 Investitionen pro Kopf der Beschäftigten in €   Investitionen in % des Umsatzes 
          
Sachgütererzeugung insgesamt 12.096  12.761  12.631  13.897  3,9  3,9  4,2  4,6  
Vorprodukte 14.213  13.739  13.463  14.903  4,7  4,0  4,6  5,0  
Kraftfahrzeuge 21.021  23.875  23.795  25.494  5,0  5,5  4,7  5,4  
Investitionsgüter 7.489  7.452  6.742  9.239  2,8  2,7  2,6  3,7  
Langlebige Konsumgüter 6.852  9.477  10.197  9.479  4,4  5,9  6,7  6,0  
Nahrungs- und Genussmittel 14.238  17.320  20.178  18.901  3,5  4,4  5,5  5,2  
Kurzlebige Konsumgüter 7.717  10.095  8.051  8.491  3,5  4,4  3,2  3,5  

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. 
  

Für eine Zunahme der Investitionen 2016 spricht jedoch, dass das Investitionsniveau 
sogar nominell deutlich unter dem des letzten Konjunkturhöhepunktes 2007/08 liegt 
und nach der schwachen Entwicklung in den vorangegangenen Jahren 2015 stag-
nierte. Somit könnte ein Nachholbedarf bestehen. 

Der WIFO-Investitionstest ist Teil eines in der gesamten EU durchgeführten Erhe-
bungsprogrammes. Wie die Ergebnisse für andere EU-Länder zeigen, wollen die 
Sachgütererzeuger ihre Investitionen 2016 EU-weit nominell um 6% ausweiten. In den 
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Nachbarländern entwickeln sich die Investitionen uneinheitlich (Deutschland +6%, 
Italien 1%, Tschechien +7%, Slowakei +18%, Slowenien +12%, Ungarn +3%). In Län-
dern ähnlicher Größe und mit ähnlichem Pro-Kopf-Niveau des BIP wie Österreich 
(Belgien, Dänemark, Niederlande, Finnland) liegt die geplante Zuwachsrate zwi-
schen 4% und 8%. Lediglich in Schweden erwarten die Unternehmen der Sachgüter-
erzeugung 2016 einen Rückgang der Investitionen um 5%. 

Im Zuge des WIFO-Investitionstests wurden die heimischen Sachgütererzeuger auch 
befragt, welche Faktoren ihre Investitionsentscheidungen 2016 positiv oder negativ 
beeinflussen. Vor allem der Einfluss der technologischen Entwicklung hat demnach 
gegenüber dem Vorjahr zugenommen: Per Saldo (positive minus negative Einschät-
zungen) sahen 79% der befragten Unternehmen in der technologischen Entwicklung 
einen positiven Einfluss auf ihre Investitionen im Jahr 2016 (2015: 72%). Auch der Ein-
fluss der Nachfrage wurde mit einem positiven Saldo von 61% für 2016 etwas zuver-
sichtlicher eingeschätzt als 2015 (59%). Etwas weniger positiv als im Vorjahr beurteil-
ten die befragten Unternehmen die Rolle der finanziellen Ressourcen für ihre Investi-
tionen: Per Saldo schätzten für 2015 38% der Unternehmen den Einfluss positiv ein, für 
2016 nur 34%. 

Als Zweck der Investitionen 2016 ("Investitionsmotive") nannten 37% der Unternehmen 
den Ersatz alter Anlagen1). Dieses Investitionsmotiv verlor damit gegenüber 2015 an 
Bedeutung (40%). Wichtiger als im Vorjahr ist für die Unternehmen dagegen 2016 die 
Ausweitung der Kapazitäten (24% gegenüber 19%). Die Bedeutung von Rationalisie-
rungen ist weitgehend unverändert (31% gegenüber 32%). 

  

Übersicht 3: Investitionsmotive in der Sachgütererzeugung 

Nach ÖNACE-Obergruppen 
  

2015 2016 
Ersatz alter 
Anlagen 

Kapazitäts-
ausweitung 

Rationalisie-
rung 

Andere 
Investitions-

zwecke 

Ersatz alter 
Anlagen 

Kapazitäts-
ausweitung 

Rationalisie-
rung 

Andere 
Investitions-

zwecke 
Meldungen in % der Unternehmen (Mehrfachnennungen möglich) 

  
Sachgütererzeugung insgesamt 40,3 18,8 32,4 8,5 36,9 23,8 31,0 8,3 
Vorprodukte 38,8 22,8 29,7 8,7 35,9 25,7 30,3 8,0 
Kraftfahrzeuge 42,2 18,6 28,7 10,5 27,4 20,7 44,8 7,1 
Investitionsgüter 44,0 17,3 32,5 6,3 42,3 19,6 30,0 8,1 
Langlebige Konsumgüter 45,9 8,2 24,4 21,6 41,1 7,6 30,0 21,3 
Nahrungs- und Genussmittel 38,2 11,6 45,2 5,0 33,4 40,1 21,4 5,0 
Kurzlebige Konsumgüter 37,1 14,1 43,2 5,6 33,9 31,8 29,6 4,8 

Q: WIFO-Investitionstest. Gewichtet mit Daten der Leistungs- und Strukturerhebung. Summen auf 100% normiert. 

1.1 Uneinheitliche Entwicklung nach Branchen 
2016 werden sich die Investitionen nach Branchen und Unternehmensgrößen relativ 
uneinheitlich entwickeln. Während die Hersteller von Investitionsgütern (einschließlich 
der Kfz-Hersteller) mit überdurchschnittlichen Zuwächsen rechnen (+25%), planen die 
Hersteller von Konsumgütern eine Kürzung der Investitionen um 4%. In der Herstellung 
von Vor- und Zwischenprodukten entspricht die geplante Steigerung dem Durch-
schnitt für die Sachgütererzeugung insgesamt (+11%). Die kräftige Ausweitung der 
Investitionen in der Investitionsgüterindustrie selbst deutet auf eine Belebung der In-
vestitionsnachfrage in der Sachgütererzeugung 2017 hin.  

2015 entwickelten sich die Investitionen in den einzelnen Branchen ebenfalls un-
gleichmäßig, aber mit umgekehrter Rangfolge: Die Hersteller von Konsumgütern 
meldeten eine Steigerung (+12%), die Hersteller von Vor- und Zwischenprodukten 
und von Investitionsgütern dagegen einen Rückgang (2% und 6%). 

Auch nach der Unternehmensgröße variieren die Investitionspläne erheblich. Wäh-
rend Großunternehmen mit 250 oder mehr Beschäftigten eine Steigerung vorsehen, 

                                                           
1)  Mehrfachnennungen sind bei dieser Frage zulässig, die Antworten werden jedoch normiert, sodass sie in 
Summe 100% ergeben. 

2016 sollen die Investitionen 
in der Sachgütererzeugung 
in Österreich stärker steigen 

(nominell +10%) als in der EU 
insgesamt (nominell +6%) 

und stärker als in den meis-
ten Nachbarländern. Zwei-

stellige Zuwachsraten erge-
ben sich auch für einige ost-
europäische EU-Länder (Est-
land, Litauen, Slowakei und 
Slowenien) und für Spanien 

(+38%). 

Die Hersteller von Vor- und 
Zwischenprodukten sowie 

von Investitionsgütern planen 
2016 eine Steigerung der In-
vestitionen. Dagegen rech-
nen die Hersteller von Kon-

sumgütern mit einer Kürzung. 
Kleine und mittelgroße Un-
ternehmen wollen weniger 

investieren als im Vorjahr.  
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planen kleine (bis 49 Beschäftigte) und mittelgroße (50 bis 249 Beschäftigte) Unter-
nehmen eine Verringerung ihrer Investitionen. Damit setzt sich die ungleiche Investi-
tionsentwicklung nach der Unternehmensgröße aus dem Vorjahr tendenziell fort: 
2015 schränkten kleine und mittlere Unternehmen ihre Investitionen deutlich ein, 
während die Investitionen der Großunternehmen stagnierten. 

  

Übersicht 4: Struktur der Investitionen der Sachgütererzeugung 

Nach ÖNACE-Obergruppen 
      
 2015 2016 
 Gebäude1) Ausrüstungen2) Gebäude1) Ausrüstungen2) 
 Anteile an den Investitionen in % 
      
Sachgütererzeugung insgesamt 14,3 85,6 17,9 83,9 
Vorprodukte 10,7 86,2 18,2 82,2 
Kraftfahrzeuge 0,6 110,1 0,8 122,4 
Investitionsgüter 21,0 79,6 36,3 61,6 
Langlebige Konsumgüter 11,4 88,4 20,4 78,4 
Nahrungs- und Genussmittel 25,1 74,9 8,7 90,0 
Kurzlebige Konsumgüter 18,5 85,8 19,5 82,9 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. Differenz auf 100% wegen der getrennten Hochschätzung der 
einzelnen Investitionsarten.  1) Einschließlich in Bau befindlicher Gebäude, Um- und Zubauten, ohne 
Grundstücke.  2) Maschinen, Geräte, Fahrzeuge, Mobiliar und sonstige Sachanlagen, ohne Grundstücke. 
  
  

Übersicht 5: Entwicklung der Investitionen und des Umsatzes der 
Sachgütererzeugung 

Nach ÖNACE-Obergruppen 
     
 Hochgeschätzte Investitionen 
 2014 2015 2016 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
     
Sachgütererzeugung insgesamt  + 5,5  + 1,0  + 10,0 
Vorprodukte  – 3,3  – 1,5  + 10,7 
Kraftfahrzeuge  + 13,6  – 8,0  + 7,1 
Investitionsgüter  – 0,5  – 5,0  + 37,0 
Langlebige Konsumgüter  + 38,3  + 8,6  – 7,0 
Nahrungs- und Genussmittel  + 21,7  + 25,3  – 6,3 
Kurzlebige Konsumgüter  + 30,8  – 19,2  + 5,5 
     
 Hochgeschätzter Umsatz 
 2014 2015 2016 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
     
Sachgütererzeugung insgesamt  + 6,4  – 7,1  + 0,1 
Vorprodukte  + 15,1  – 15,6  + 3,4 
Kraftfahrzeuge  + 2,5  + 7,9  – 6,9 
Investitionsgüter  + 1,5  + 0,3  – 3,8 
Langlebige Konsumgüter  + 2,7  – 3,2  + 2,8 
Nahrungs- und Genussmittel  – 2,6  + 1,0  – 0,6 
Kurzlebige Konsumgüter  + 3,6  + 10,3  – 1,9 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. 

1.2 Investitionen der Sachgütererzeuger in Geschäftsgebäude steigen 
überproportional 

Die Sachgütererzeuger wollen 2016 um 38% mehr in Bauten (Geschäftsgebäude, 
bauliche Anlagen) investieren als im Vorjahr. Die Investitionen in Bauten entwickeln 
sich wegen ihres relativ kleinen Anteils an den Bruttoanlageinvestitionen naturge-
mäß sehr volatil. 2015 entfielen 15% der Bruttoanlageinvestitionen auf Bauten. Weit-
aus größeres Gewicht hatten Maschinen, Fahrzeuge und Geräte, in die 2016 nomi-
nell um 8% mehr investiert werden soll als im Vorjahr. Bereits 2015 wurden die Investi-
tionen in Maschinen, Fahrzeuge und Geräte um 3% ausgeweitet.  
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Übersicht 6: Investitionen und Umsätze in den Bundesländern 

Nach ÖNACE-Gliederung, Sachgütererzeugung insgesamt 
  

Investitionen 
2014 2015 2016 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
  
Österreich  + 5,5  + 1,0  + 10,0 
Wien  – 4,9  + 0,2  + 9,6 
Niederösterreich  + 2,5  + 0,1  + 10,2 
Burgenland  + 18,2  + 7,9  + 5,6 
Steiermark  + 10,4  – 0,1  + 8,7 
Kärnten  + 13,6  + 4,1  + 10,9 
Oberösterreich  + 18,6  + 1,2  + 11,8 
Salzburg  + 13,6  + 6,1  + 7,5 
Tirol  + 14,8  + 2,7  + 13,5 
Vorarlberg  + 17,4  + 4,9  + 5,6 
  

Umsätze 
2014 2015 2016 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
  
Österreich  + 6,4  – 7,1  + 0,1 
Wien  + 5,5  – 12,2  + 2,1 
Niederösterreich  + 13,0  – 11,9  + 2,0 
Burgenland  + 0,2  + 0,1  – 1,7 
Steiermark  – 2,4  + 0,7  – 2,8 
Kärnten  – 0,9  – 1,6  – 1,5 
Oberösterreich  + 5,1  – 0,6  – 2,4 
Salzburg  – 2,1  – 0,3  – 1,9 
Tirol  + 2,6  – 0,4  – 2,1 
Vorarlberg  + 2,0  – 1,0  – 1,3 

Q: WIFO-Investitionstest. Projektion der Hochschätzung anhand der Branchenstruktur der Bundesländer. 

1.3 Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände  
2016 planen die Unternehmen der Sachgütererzeugung eine Ausweitung der Investi-
tionen in immaterielle Anlagegüter um nominell 5%. Der Anteil dieser Kategorie an 
den Investitionen insgesamt entsprach 2015 mit rund 6% dem langfristigen Durch-
schnitt (seit 2009). 

1.4 2016 keine Umsatzzuwächse  
Im Rahmen des WIFO-Investitionstests werden auch die Erwartungen zur Umsatzent-
wicklung in der Sachgütererzeugung erhoben. 2015 sank der Umsatz demnach ge-
genüber 2014 nominell um 7%. Dieser Rückgang ergibt sich jedoch fast ausschließ-
lich aus der Entwicklung in der Herstellung von Vor- und Zwischenprodukten und 
dürfte eine unmittelbare Folge des merklichen Rückganges der Rohstoffpreise 2015 
sein. Nach den Einbußen im Vorjahr rechnen die Unternehmen 2016 mit einer Stag-
nation der Umsätze. Dies betrifft alle Branchenhauptgruppen mit Ausnahme der Her-
steller von Vor- und Zwischenprodukten, welche einen Zuwachs von 3% erwarten. 

  

Übersicht 7: Umfang der Erhebung in der Sachgütererzeugung 

Nach ÖNACE-Obergruppen 
      
 Zahl der 

Meldungen 
Beschäftigte 2015 Repräsenta-

tionsgrad in %  Gemeldet  Insgesamt 
      
Sachgütererzeugung insgesamt 365 117.486 598.355 19,6 
Vorprodukte 207 66.768 257.762 25,9 
Kraftfahrzeuge 13 8.324 30.130 27,6 
Investitionsgüter 69 19.223 151.381 12,7 
Langlebige Konsumgüter 28 9.373 35.784 26,2 
Nahrungs- und Genussmittel 18 6.866 73.027 9,4 
Kurzlebige Konsumgüter 29 5.812 49.148 11,8 

Q: WIFO-Investitionstest. 
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2. Tiefbau belastet Investitionen der Bauwirtschaft auch 2016  
Die österreichische Bauwirtschaft schrumpfte 2015 bereits das dritte Jahr in Folge. Mit 
einem Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Investitionen in Gebäude laut VGR von 
real 2,1%, 1,0% und 1,0% in den Jahren 2013 bis 2015 gingen die Zugewinne des 
Nachkrisenaufschwunges in den Jahren 2011 und 2012 fast vollständig verloren. Die 
optimistischeren Prognosen von Anfang 2015, welche zumindest leichte Zuwächse 
für die Bauwirtschaft ankündigten, erfüllten sich nicht (Glocker, 2015). Im europäi-
schen Vergleich entwickelte sich die österreichische Bauwirtschaft ebenfalls unter-
durchschnittlich: Das durchschnittliche Wachstum des Sektors betrug in den 19 Län-
dern des europäischen Bauforschungsnetzwerkes Euroconstruct 1,6%. Allerdings hat-
ten einige europäische Länder in der Wirtschaftskrise einen wesentlich stärkeren und 
zum Teil massiven Rückgang der Bauproduktion verzeichnet, das Ausgangsniveau 
der Entwicklung war deshalb niedriger. In Österreich entwickelte sich speziell der 
Wohnungsbau schwach, während der sonstige Hochbau erstmals seit 2012 wieder 
leicht expandierte. Der Tiefbau stagnierte 2015 (Euroconstruct, 2015B). 

 

Übersicht 8: Bruttoanlageinvestitionen der Bauwirtschaft 
      
 2013 2014 2015 2016 
Bruttoanlageinvestitionen     

Nominell Mio. € 351 433 294 286 
Veränderung gegen das Vorjahr in %  + 4,6  + 23,2  + 32,0  – 2,9 

Q: WIFO-Investitionstest. 
  
  

Übersicht 9: Kapazitätsauslastung in der Bauwirtschaft 
  

Hochbau Tiefbau Insgesamt 
Durchschnittliche Kapazitätsauslastung im November in % 

  
2012 77,4 78,5 77,5 
2013 75,2 75,3 75,2 
2014 77,5 78,1 77,6 
2015 76,9 86,7 78,4 

Q: WIFO-Investitionstest. 
  

Die Prognose für die österreichische Bauwirtschaft ist vorsichtig positiv. So erwartet 
das WIFO 2016 ein Wachstum der realen gesamtwirtschaftlichen Bauinvestitionen 
von 0,8%. Dieser Zuwachs bleibt deutlich unter dem Durchschnitt aller Euroconstruct-
Länder (+2,0%). Für alle Sparten wird ein Anstieg der Wertschöpfung prognostiziert, 
jedoch ist der Wachstumsbeitrag des Wohnungsbaus wie auch des sonstigen Hoch-
baus größer als jener des Tiefbaus. Aufgrund der Verzögerungen in der Umsetzung 
der "Wohnbauoffensive" sind im Jahr 2016 derzeit keine zusätzlichen Impulse für die 
Bauwirtschaft zu erwarten. 

Die schwache Absatzentwicklung spiegelt sich auch im Investitionsverhalten der im 
WIFO-Investitionstest befragten Bauunternehmen: Das Investitionsvolumen war 2015 
mit 295 Mio. € das niedrigste seit Beginn der aktuellen Zeitreihen im Jahr 2007. Dieser 
Rückgang im Vorjahresvergleich um 32% korrigiert die positive Entwicklung des Jah-
res 2014 (+23%) und fiel wesentlich schärfer aus als prognostiziert (22%; Falk  Klien  
Schwarz, 2015). Die Kapazitätsauslastung stieg 2015 gegenüber 2014 von 77,6% auf 
78,4%. In Verbindung mit den rückläufigen Investitionen deutet dies auf einen Ab-
bau von Überkapazitäten hin.  

Besonders betroffen war von diesen Entwicklungen der Tiefbau: Die Kapazitätsaus-
lastung erhöhte sich von 78,1% im Jahr 2014 auf 86,7% im Jahr 2015; mit einem Inves-
titionsrückgang um 44% war diese Sparte bestimmend für den Rückgang der Investi-
tionen in der gesamten Bauwirtschaft. Neben der grundsätzlich höheren Volatilität 
des Tiefbaus ist der Bereich derzeit von einem merklichen Strukturwandel betroffen. 
Gemäß Euroconstruct-Prognosen wird er auch in den kommenden Jahren kaum 
expandieren (Euroconstruct, 2015A). 
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Übersicht 10: Investitionsmotive in der Bauwirtschaft 
  

2015 2016 
Ersatz alter 
Anlagen 

Kapazitäts-
ausweitung 

Rationalisie-
rung 

Andere 
Investitions-

zwecke 

Ersatz alter 
Anlagen 

Kapazitäts-
ausweitung 

Rationalisie-
rung 

Andere 
Investitions-

zwecke 
Anteile an der Zahl der Meldungen in % (Mehrfachnennungen möglich) 

  
Bauwirtschaft insgesamt 77,7 4,8 13,8 3,7 70,4 5,9 19,4 4,3 

Q: WIFO-Investitionstest. Summen auf 100% normiert. 
  
 

Abbildung 1: Konjunktureinschätzung in der Bauwirtschaft 

Anteile der Einschätzung der Auftragsbestände als "ausreichend" und "mehr als ausreichend" an allen 
Meldungen in % 

 

Salden aus positiven und negativen Einschätzungen in % 

 

 

Q: WIFO-Konjunkturtest. 
 

Zwar war auch der Hochbau 2015 von einer Abnahme der Investitionen der Bauun-
ternehmen geprägt (19%), die Kapazitätsauslastung war aber mit 76,9% gegenüber 
77,5% im Vorjahr weitgehend stabil bzw. leicht rückläufig. Ein ähnliches Muster ergibt 
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sich für Hoch- und Tiefbau hinsichtlich der Investitionsstruktur: Die Investitionen in ei-
gene (Geschäfts-)Gebäude stagnierten in beiden Bereichen bei jeweils rund 
22 Mio. €. Die Maschinen- und Anlageinvestitionen sanken in beiden Bereichen 
deutlich, im Tiefbau mit 50% jedoch stärker als im Hochbau (18%). Mit 141 Mio. € im 
Hochbau und 103 Mio. € im Tiefbau entsprachen die Werte 2015 wieder dem lang-
fristigen Trend, welcher eine höhere Bedeutung des Hochbaus für (Maschinen-)In-
vestitionen bestätigt. 

Die Investitionsmotive verlagerten sich 2015 merklich zu Ersatzinvestitionen. Mit einem 
Zuwachs von 66,4% auf 77,7% der gesamten Investitionen setzte sich der Trend des 
Vorjahres verstärkt fort. Hingegen halbierte sich der Anteil der Investitionen zur Kapa-
zitätserweiterung von 8,8% auf 4,8%. Auch Rationalisierungen (von 18,0% auf 13,8%) 
oder andere Motive (von 6,8% auf 3,7%) verloren an Bedeutung gegenüber Ersatzin-
vestitionen. Hoch- und Tiefbau unterscheiden sich im Hinblick auf die Investitionsmo-
tive nur geringfügig. 

Von der weiterhin trüben Entwicklung in der Bauwirtschaft sind auch die Investitions-
pläne der befragten Bauunternehmen für 2016 betroffen. Im Tiefbau wird ein Rück-
gang um 16% erwartet, im Hochbau jedoch ein Zuwachs von 8%. Im Hochbau wer-
den sowohl die Gebäudeinvestitionen (+11%) als auch die Investitionen in Maschi-
nen und Anlagen (+7%) ausgeweitet. Der Rückgang im Tiefbau ist dagegen primär 
auf die Gebäudeinvestitionen zurückzuführen (72%), während die Investitionen in 
Maschinen mit 1% im Wesentlichen das Niveau von 2015 halten dürften. 
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4. Anhang: Ergebnisse des WIFO-Investitionstests vom Herbst 2015 
 

 

Übersicht 1: Entwicklung der Investitionen und Umsätze 
 2014 2015 2016 
 Mio. € 
Investitionen    
Industrie nach Fachverbänden 5.652 5.439 6.121 
Sachgütererzeugung nach ÖNACE 7.483 7.558 8.315 

Real, zu Preisen von 2010 7.301 7.323 7.927 
Bauhauptgewerbe und Bauindustrie  433 294 286 
     
Umsätze     
Industrie nach Fachverbänden 131.241 120.362 123.055 
Sachgütererzeugung nach ÖNACE 193.178 179.420 179.591 
     
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Investitionen    
Industrie nach Fachverbänden  – 3,8  – 3,8  + 12,5 
Sachgütererzeugung nach ÖNACE  + 5,5  + 1,0  + 10,0 

Real, zu Preisen von 2010  + 5,1  + 0,3  + 8,2 
Bauhauptgewerbe und Bauindustrie  + 23,2  – 32,0  
     
Umsätze    
Industrie nach Fachverbänden  – 8,3  – 8,3  + 2,2 
Sachgütererzeugung nach ÖNACE  + 6,4  – 7,1  + 0,1 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. 
  
 

Übersicht 2: Umfang der Erhebung 
Industrie nach Fachverbänden 
 Beschäftigte 2015 Repräsentationsgrad 
 Gemeldet Insgesamt In % 
     
Industrie insgesamt 116.674 382.030 30,5 
     
Basissektor 21.509 41.527 51,8 
Chemie 15.063 44.314 34,0 
Technische Verarbeitung 55.269 196.714 28,1 
Bauzulieferung 12.579 45.917 27,4 
Traditionelle Konsumgüter 12.254 53.558 22,9 
     
Eisenerzeugende Industrie 12.667 14.930 84,8 
NE-Metallindustrie 1.871 6.302 29,7 
Stein- und keramische Industrie 3.471 12.404 28,0 
Glasindustrie 2.155 7.463 28,9 
Chemische Industrie 15.063 44.314 34,0 
Papierindustrie 2.903 7.140 40,7 
Papierverarbeitende Industrie 1.861 8.687 21,4 
Holzindustrie 6.953 26.050 26,7 
Nahrungs- und Genussmittelindustrie 7.712 27.333 28,2 
Textilindustrie 2.304 8.168 28,2 
Bekleidungsindustrie 284 6.056 4,7 
Gießereiindustrie 2.073 6.875 30,2 
Maschinen und Metallwaren 35.590 122.542 29,0 
Fahrzeugindustrie 2.986 28.769 10,4 
Elektro- und Elektronikindustrie 16.693 45.403 36,8 

Q: WIFO-Investitionstest. 
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Übersicht 3: Investitionsentwicklung 
Industrie nach Fachverbänden 

 2013 2014 2015 2016 2015 2016 
 Mio. € (hochgeschätzt) Veränderung gegen das 

Vorjahr in % 
        
Industrie insgesamt 5.536   5.652   5.439   6.121    – 3,8  + 12,5 
        
Basissektor 1.381   1.422   1.262   1.465    – 11,3  + 16,1 
Chemie 1.055   699   571   666    – 18,4  + 16,7 
Technische Verarbeitung 2.035   2.312   2.330   2.581    + 0,8  + 10,8 
Bauzulieferung 397   391   391   548    + 0,2  + 40,0 
Traditionelle Konsumgüter 668   828   885   860    + 6,9  – 2,8 
        
Eisenerzeugende Industrie 388   408   393   511    – 3,7  + 30,2 
NE-Metallindustrie 99   123   75   95    – 38,6  + 26,3 
Stein- und keramische Industrie 106   131   105   130    – 19,6  + 23,6 
Glasindustrie 98   141   116   151    – 17,7  + 30,3 
Chemische Industrie 1.055   699   571   666    – 18,4  + 16,7 
Papierindustrie 578   165   202   113    + 22,1  – 44,0 
Papierverarbeitende Industrie 128   164   126   168    – 22,8  + 32,9 
Holzindustrie 194   141   165   239    + 17,3  + 44,7 
Nahrungs- und Genussmittelindustrie 361   451   594   606    + 31,7  + 2,1 
Textilindustrie 52   56   23   40    – 59,9  + 75,8 
Bekleidungsindustrie 7   24   8   7    – 67,9  – 7,4 
Gießereiindustrie 59   69   62   70    – 11,1  + 14,0 
Maschinen und Metallwaren 1.339   1.603   1.414   1.579    – 11,8  + 11,6 
Fahrzeugindustrie 202   314   352   261    + 12,2  – 25,7 
Elektro- und Elektronikindustrie 430   401   499   534    + 24,5  + 7,0 

Q: WIFO-Investitionstest. Getrennte Hochschätzung für jede Obergruppe und jeden Fachverband. "Industrie insgesamt": Summe der Obergruppen, 
entspricht daher nicht der Summe der einzelnen Fachverbände. 
  
 

Übersicht 4: Entwicklung des Umsatzes 
Industrie nach Fachverbänden 

 2013 2014 2015 2016 2015 2016 
 Mio. € (hochgeschätzt) Veränderung gegen das 

Vorjahr in % 
        
Industrie insgesamt 124.042 131.241 120.362 123.055  – 8,3  + 2,2 
        
Basissektor 30.868 38.226 24.531 25.264  – 35,8  + 3,0 
Chemie 12.236 12.252 12.814 13.205  + 4,6  + 3,0 
Technische Verarbeitung 54.623 55.308 57.252 58.356  + 3,5  + 1,9 
Bauzulieferung 10.263 9.864 9.568 9.843  – 3,0  + 2,9 
Traditionelle Konsumgüter 16.053 15.591 16.198 16.388  + 3,9  + 1,2 
        
Eisenerzeugende Industrie 7.243 14.388 6.887 6.897  – 52,1  + 0,1 
NE-Metallindustrie 2.553 2.603 2.467 2.566  – 5,2  + 4,0 
Stein- und keramische Industrie 2.526 2.805 2.475 2.608  – 11,8  + 5,4 
Glasindustrie 1.421 1.383 1.356 1.388  – 2,0  + 2,4 
Chemische Industrie 12.236 12.252 12.814 13.205  + 4,6  + 3,0 
Papierindustrie 3.877 3.727 3.825 3.963  + 2,6  + 3,6 
Papierverarbeitende Industrie 2.312 2.290 2.135 2.151  – 6,8  + 0,8 
Holzindustrie 6.452 5.833 5.937 6.079  + 1,8  + 2,4 
Nahrungs- und Genussmittelindustrie 10.457 10.183 10.887 10.944  + 6,9  + 0,5 
Textilindustrie 1.280 1.270 1.077 1.135  – 15,2  + 5,5 
Bekleidungsindustrie 682 783 761 806  – 2,8  + 5,9 
Gießereiindustrie 1.705 1.616 1.306 1.314  – 19,2  + 0,6 
Maschinen und Metallwaren 36.208 36.312 36.332 36.556  + 0,1  + 0,6 
Fahrzeugindustrie 5.339 5.472 5.595 5.303  + 2,2  – 5,2 
Elektro- und Elektronikindustrie 11.812 12.101 13.000 13.616  + 7,4  + 4,7 

Q: WIFO-Investitionstest. Getrennte Hochschätzung für jede Obergruppe und jeden Fachverband. "Industrie insgesamt": Summe der Obergruppen, 
entspricht daher nicht der Summe der einzelnen Fachverbände. 
  
 



WIFO-INVESTITIONSTEST   
 

WIFO WIFO-Monatsberichte, 2016, 89(1), S. 47-61 57 

Übersicht 5: Investitionskennzahlen  Investitionsintensität, Investitionsquote 
Industrie nach Fachverbänden 
 Investitionsintensität Investitionsquote 
 2013 2014 2015 2016 2013 2014 2015 2016 
 Investitionen pro Kopf der Beschäftigten in € Investitionen in % des Umsatzes 
          
Industrie insgesamt 14.214  14.512  14.238  16.021  4,5  4,3  4,5  5,0  
          
Basissektor 33.372  34.376  30.390  35.281  4,5  3,7  5,1  5,8  
Chemie 23.325  15.459  12.881  15.028  8,6  5,7  4,5  5,0  
Technische Verarbeitung 10.173  11.559  11.846  13.122  3,7  4,2  4,1  4,4  
Bauzulieferung 8.189  8.059  8.523  11.935  3,9  4,0  4,1  5,6  
Traditionelle Konsumgüter 12.287  15.227  16.518  16.062  4,2  5,3  5,5  5,2  
          
Eisenerzeugende Industrie 26.092  27.461  26.316  34.254  5,4  2,8  5,7  7,4  
NE-Metallindustrie 16.031  19.941  11.977  15.128  3,9  4,7  3,1  3,7  
Stein- und keramische Industrie 8.324  10.284  8.478  10.481  4,2  4,7  4,2  5,0  
Glasindustrie 12.102  17.503  15.576  20.298  6,9  10,2  8,6  10,9  
Chemische Industrie 23.325  15.459  12.881  15.028  8,6  5,7  4,5  5,0  
Papierindustrie 78.853  22.522  28.233  15.811  14,9  4,4  5,3  2,8  
Papierverarbeitende Industrie 14.125  18.034  14.551  19.339  5,5  7,1  5,9  7,8  
Holzindustrie 7.026  5.088  6.343  9.177  3,0  2,4  2,8  3,9  
Nahrungs- und Genussmittelindustrie 13.456  16.813  21.735  22.186  3,5  4,4  5,5  5,5  
Textilindustrie 5.993  6.455  2.766  4.862  4,1  4,4  2,1  3,5  
Bekleidungsindustrie 1.146  3.702  1.246  1.154  1,1  3,0  1,0  0,9  
Gießereiindustrie 8.714  10.196  8.960  10.214  3,5  4,3  4,7  5,3  
Maschinen und Metallwaren 10.790  12.921  11.543  12.886  3,7  4,4  3,9  4,3  
Fahrzeugindustrie 7.118  11.053  12.230  9.082  3,8  5,7  6,3  4,9  
Elektro- und Elektronikindustrie 9.048  8.427  10.988  11.760  3,6  3,3  3,8  3,9  

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. 
  
 

Übersicht 6: Struktur der Investitionen 
Industrie nach Fachverbänden 
 2015 2016 
 Gebäude1) Ausrüstungen2) Gebäude1) Ausrüstungen2) 
 Anteile an den Investitionen in % 
      
Industrie insgesamt 

12,7 86,3 15,4 83,4 
      
Basissektor 5,1 94,8 6,6 93,4 
Chemie 9,8 72,0 15,3 71,2 
Technische Verarbeitung 13,6 89,6 18,0 80,8 
Bauzulieferung 8,0 91,1 15,2 84,5 
Traditionelle Konsumgüter 25,3 72,4 23,1 83,0 
      
EIsenerzeugende Industrie 6,2 93,8 12,2 91,7 
NE-Metallindustrie 22,9 82,0 13,0 80,9 
Stein- und keramische Industrie 8,3 88,3 32,9 64,7 
Glasindustrie 7,3 92,7 10,1 91,3 
Chemische Industrie 9,8 72,0 15,3 71,2 
Papierindustrie 2,6 97,4 3,4 96,6 
Papierverarbeitende Industrie 16,4 94,4 44,6 49,4 
Holzindustrie 7,7 91,2 11,2 90,2 
Nahrungs- und Genussmittelindustrie 25,2 74,8 14,4 85,6 
Textilindustrie 10,2 89,6 6,7 93,3 
Bekleidungsindustrie 2,8 97,2 0,0 102,6 
Gießereiindustrie 1,1 98,4 5,2 93,3 
Maschinen und Metallwaren 13,9 86,4 20,0 82,5 
Fahrzeugindustrie 0,5 99,5 1,3 98,4 
Elektro- und Elektronikindustrie 14,4 85,5 14,9 80,7 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. Differenz auf 100% wegen der getrennten Hochschätzung der einzelnen Investitionsarten.  1) Einschließlich 
in Bau befindlicher Gebäude, Um- und Zubauten, ohne Grundstücke.  2) Maschinen, Geräte, Fahrzeuge, Mobiliar und sonstige Sachanlagen, ohne 
Grundstücke.  
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Übersicht 7: Investitionsmotive 
Industrie nach Fachverbänden 

 2015 2016 
 Ersatz alter 

Anlagen 
Kapazitäts-
ausweitung 

Rationa-
lisierung 

Andere 
Investitions-

zwecke 

Ersatz alter 
Anlagen 

Kapazitäts-
ausweitung 

Rationa-
lisierung 

Andere 
Investitions-

zwecke 
 Anteile an der Zahl der Meldungen in % 

          
Industrie insgesamt 45,7 15,6 28,6 10,0 42,7 17,2 30,1 10,0 
          
Basissektor 40,1 19,6 26,6 13,7 40,8 19,2 29,7 10,3 
Chemie 39,7 20,7 29,3 10,3 43,0 18,0 27,3 11,7 
Technische Verarbeitung 45,7 15,0 30,0 9,2 38,9 19,2 31,5 10,4 
Bauzulieferung 52,8 11,7 24,6 10,9 49,1 9,6 31,1 10,2 
Traditionelle Konsumgüter 44,0 15,8 31,8 8,3 43,9 21,8 27,9 6,5 
          
Eisenerzeugende Industrie 38,9 22,2 22,2 16,7 25,0 25,0 37,5 12,5 
NE-Metallindustrie 35,7 19,0 35,7 9,5 38,1 28,6 23,8 9,5 
Stein- und keramische Industrie 57,6 15,9 22,0 4,5 46,4 13,0 29,0 11,6 
Glasindustrie 33,3 19,0 26,2 21,4 45,2 16,7 23,8 14,3 
Chemische Industrie 39,7 20,7 29,3 10,3 43,0 18,0 27,3 11,7 
Papierindustrie 23,3 36,7 26,7 13,3 36,7 26,7 36,7 0,0 
Papierverarbeitende Industrie 36,1 19,4 44,4 0,0 33,3 21,8 42,3 2,6 
Holzindustrie 53,5 8,8 25,5 12,2 50,9 7,0 33,2 9,0 
Nahrungs- und Genussmittelindustrie 45,3 14,9 30,1 9,8 45,5 22,7 25,0 6,8 
Textilindustrie 31,5 22,2 31,5 14,8 46,7 23,3 21,7 8,3 
Bekleidungsindustrie 75,0 0,0 12,5 12,5 50,0 16,7 16,7 16,7 
Gießereiindustrie 50,0 12,5 25,0 12,5 41,7 10,4 35,4 12,5 
Maschinen und Metallwaren 44,9 12,6 32,7 9,8 41,5 16,2 31,2 11,1 
Fahrzeugindustrie 34,8 12,1 43,9 9,1 25,8 16,7 48,5 9,1 
Elektro- und Elektronikindustrie 50,9 21,4 20,1 7,7 36,8 26,9 27,4 9,0 

Q: WIFO-Investitionstest. Mehrfachnennungen möglich, Summen auf 100% normiert. 
  
 

Übersicht 8: Bestimmungsfaktoren der Investitionen 
Industrie nach Fachverbandsobergruppen 
    
 2015 2016 
 Welche Faktoren beeinflussen die Investitionen? 
 Positiv Kein Einfluss Negativ Keine 

Antwort 
Positiv Kein Einfluss Negativ Keine 

Antwort 
 Anteile an der Zahl der Meldungen in % 
Industrie insgesamt         
Nachfrage 65,5 19,1 13,3 2,0 65,0 20,9 11,2 2,9 
Finanzielle Ressourcen 51,6 30,1 14,2 4,1 49,9 33,7 12,0 4,4 
Technologische Entwicklungen 67,0 26,1 2,3 4,6 70,3 22,2 2,4 5,2 
Anderes 14,0 54,5 19,3 12,1 14,8 54,2 17,8 13,2 
          
Basissektor         
Nachfrage 71,0 9,7 16,1 3,2 72,4 24,1 3,4 0,0 
Finanzielle Ressourcen 58,1 25,8 12,9 3,2 56,7 33,3 10,0 0,0 
Technologische Entwicklungen 63,3 23,3 6,7 6,7 76,9 15,4 7,7 0,0 
Anderes 6,5 64,5 12,9 16,1 6,7 63,3 13,3 16,7 
          
Chemie         
Nachfrage 76,5 15,7 7,8 0,0 82,4 9,8 7,8 0,0 
Finanzielle Ressourcen 53,1 36,7 8,2 2,0 52,0 40,0 6,0 2,0 
Technologische Entwicklungen 69,4 26,5 0,0 4,1 75,9 20,7 0,0 3,4 
Anderes 20,4 61,2 12,2 6,1 20,4 61,2 12,2 6,1 
          
Technische Verarbeitung         
Nachfrage 64,7 18,8 14,3 2,3 62,9 22,7 10,6 3,8 
Finanzielle Ressourcen 48,5 30,3 15,2 6,1 47,7 32,6 13,6 6,1 
Technologische Entwicklungen 68,9 26,7 0,0 4,4 74,0 19,5 0,0 6,5 
Anderes 14,4 48,3 24,6 12,7 17,5 45,8 22,5 14,2 
          
Bauzulieferung         
Nachfrage 59,0 25,6 14,1 1,3 58,7 21,3 16,0 4,0 
Finanzielle Ressourcen 53,3 28,0 16,0 2,7 48,0 32,0 14,7 5,3 
Technologische Entwicklungen 68,4 24,1 5,1 2,5 63,8 25,9 5,2 5,2 
Anderes 9,9 54,9 21,1 14,1 12,5 51,4 19,4 16,7 
          
Traditionelle Konsumgüter         
Nachfrage 63,5 19,2 13,5 3,8 58,5 24,5 13,2 3,8 
Finanzielle Ressourcen 51,9 28,8 15,4 3,8 51,9 33,3 11,1 3,7 
Technologische Entwicklungen 59,6 28,8 3,8 7,7 65,7 25,7 2,9 5,7 
Anderes 17,3 55,8 15,4 11,5 11,1 64,8 13,0 11,1 

Q: WIFO-Investitionstest. 
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Übersicht 9: Entwicklung der Investitionen 
Nach ÖNACE-Obergruppen 
 2013 2014 2015 2016 2014 2015 2016 
 Mio. € Veränderung gegen das Vorjahr in % 
        
        
Sachgütererzeugung insgesamt 7.093 7.483 7.558 8.315  + 5,5  + 1,0  + 10,0 
         
Vorprodukte 3.646 3.524 3.470 3.841  – 3,3  – 1,5  + 10,7 
Kraftfahrzeuge 686 779 717 768  + 13,6  – 8,0  + 7,1 
Investitionsgüter 1.080 1.074 1.021 1.399  – 0,5  – 5,0  + 37,0 
Langlebige Konsumgüter 243 336 365 339  + 38,3  + 8,6  – 7,0 
Nahrungs- und Genussmittel 967 1.176 1.474 1.380  + 21,7  + 25,3  – 6,3 
Kurzlebige Konsumgüter 374 490 396 417  + 30,8  – 19,2  + 5,5 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. 
 
 

Übersicht 10: Entwicklung der Umsätze 
Nach ÖNACE-Obergruppen 
 2013 2014 2015 2016 2014 2015 2016 
 Mio. € Veränderung gegen das Vorjahr in % 
         
Sachgütererzeugung insgesamt 181.593 193.178 179.420 179.591  + 6,4  – 7,1  + 0,1 
         
Vorprodukte 77.105 88.761 74.910 77.432  + 15,1  – 15,6  + 3,4 
Kraftfahrzeuge 13.759 14.101 15.222 14.171  + 2,5  + 7,9  – 6,9 
Investitionsgüter 38.850 39.433 39.552 38.057  + 1,5  + 0,3  – 3,8 
Langlebige Konsumgüter 5.508 5.655 5.476 5.630  + 2,7  – 3,2  + 2,8 
Nahrungs- und Genussmittel 27.330 26.620 26.894 26.720  – 2,6  + 1,0  – 0,6 
Kurzlebige Konsumgüter 10.718 11.109 12.250 12.019  + 3,6  + 10,3  – 1,9 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. 
  
 

Übersicht 11: Investitionskennzahlen  Investitionsintensität, Investitionsquote 
Nach ÖNACE-Obergruppen 
          
 Investitionsintensität Investitionsquote 
 2013 2014 2015 2016 2013 2014 2015 2016 
 Investitionen pro Kopf der Beschäftigten in € Investitionen in % des Umsatzes 
          
Sachgütererzeugung insgesamt 12.096 12.761 12.631 13.897 3,9 3,9 4,2 4,6 
          
Vorprodukte 14.213 13.739 13.463 14.903 4,7 4,0 4,6 5,0 
Kraftfahrzeuge 21.021 23.875 23.795 25.494 5,0 5,5 4,7 5,4 
Investitionsgüter 7.489 7.452 6.742 9.239 2,8 2,7 2,6 3,7 
Langlebige Konsumgüter 6.852 9.477 10.197 9.479 4,4 5,9 6,7 6,0 
Nahrungs- und Genussmittel 14.238 17.320 20.178 18.901 3,5 4,4 5,5 5,2 
Kurzlebige Konsumgüter 7.717 10.095 8.051 8.491 3,5 4,4 3,2 3,5 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. 
  
 

Übersicht 12: Struktur der Investitionen 
Nach ÖNACE-Obergruppen 
      
 2015 2016 
 Gebäude1) Ausrüstungen2) Gebäude1) Ausrüstungen2) 
 Anteile an den Investitionen in % 
      
Sachgütererzeugung insgesamt 14,3 85,6 17,9 83,9 
      
Vorprodukte 10,7 86,2 18,2 82,2 
Kraftfahrzeuge 0,6 110,1 0,8 122,4 
Investitionsgüter 21,0 79,6 36,3 61,6 
Langlebige Konsumgüter 11,4 88,4 20,4 78,4 
Nahrungs- und Genussmittel 25,1 74,9 8,7 90,0 
Kurzlebige Konsumgüter 18,5 85,8 19,5 82,9 

Q: WIFO-Investitionstest. Hochschätzung. Differenz auf 100% wegen der getrennten Hochschätzung der einzelnen Investitionsarten.  1) Einschließlich 
in Bau befindlicher Gebäude, Um- und Zubauten, ohne Grundstücke.  2) Maschinen, Geräte, Fahrzeuge, Mobiliar und sonstige Sachanlagen, ohne 
Grundstücke. 
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Übersicht 13: Investitionsmotive 
Nach ÖNACE-Obergruppen 
          
 2015 2016 
 Ersatz alter 

Anlagen 
Kapazitäts-
ausweitung 

Rationali-
sierung 

Andere 
Investitions-

zwecke 

Ersatz alter 
Anlagen 

Kapazitäts-
ausweitung 

Rationali-
sierung 

Andere 
Investitions-

zwecke 
 Anteile an der Zahl der Meldungen in % 
          
Sachgütererzeugung insgesamt 40,3 18,8 32,4 8,5 36,9 23,8 31,0 8,3 
          
Vorprodukte 38,8 22,8 29,7 8,7 35,9 25,7 30,3 8,0 
Kraftfahrzeuge 42,2 18,6 28,7 10,5 27,4 20,7 44,8 7,1 
Investitionsgüter 44,0 17,3 32,5 6,3 42,3 19,6 30,0 8,1 
Langlebige Konsumgüter 45,9 8,2 24,4 21,6 41,1 7,6 30,0 21,3 
Nahrungs- und Genussmittel 38,2 11,6 45,2 5,0 33,4 40,1 21,4 5,0 
Kurzlebige Konsumgüter 37,1 14,1 43,2 5,6 33,9 31,8 29,6 4,8 

Q: WIFO-Investitionstest. Gewichtet nach Beschäftigtenzahl und Bruttowertschöpfung. Mehrfachnennungen möglich, Summen auf 100% normiert. 
  
 

Übersicht 14: Bestimmungsfaktoren der Investitionen 
Nach ÖNACE-Obergruppen 
    
 2015 2016 
 Welche Faktoren beeinflussen die Investitionen? 
 Positiv Kein Einfluss Negativ Keine 

Antwort 
Positiv Kein Einfluss Negativ Keine 

Antwort 
 Anteile an der Zahl der Meldungen in % 
Sachgütererzeugung insgesamt         
Nachfrage 72,1 14,0 13,5 0,4 71,1 17,5 10,4 1,1 
Finanzielle Ressourcen 52,7 30,1 15,0 2,2 48,0 34,9 14,2 2,9 
Technologische Entwicklungen 73,0 24,0 0,9 2,1 79,7 17,6 0,4 2,3 
Anderes 13,6 57,6 18,0 10,9 13,2 57,9 17,1 11,8 
         
Vorprodukte         
Nachfrage 74,3 10,1 15,0 0,5 72,7 16,0 10,9 0,4 
Finanzielle Ressourcen 56,1 31,0 11,4 1,6 50,3 38,2 9,6 1,9 
Technologische Entwicklungen 68,1 27,9 1,5 2,6 74,2 23,7 0,5 1,7 
Anderes 13,6 61,2 16,1 9,2 11,5 65,2 14,2 9,1 
         
Kraftfahrzeuge         
Nachfrage 78,2 21,8 0,0 0,0 78,2 21,8 0,0 0,0 
Finanzielle Ressourcen 70,2 29,8 0,0 0,0 70,2 29,8 0,0 0,0 
Technologische Entwicklungen 88,1 11,9 0,0 0,0 98,3 1,7 0,0 0,0 
Anderes 28,7 54,4 0,0 16,8 25,7 59,3 0,0 15,0 
         
Investitionsgüter         
Nachfrage 68,7 19,2 11,8 0,4 68,5 17,9 11,6 2,0 
Finanzielle Ressourcen 49,9 26,8 18,6 4,7 50,2 24,9 18,8 6,1 
Technologische Entwicklungen 84,2 12,6 0,0 3,2 88,3 6,6 0,0 5,0 
Anderes 16,5 37,2 28,7 17,5 17,8 34,6 27,7 19,9 
         
Langlebige Konsumgüter         
Nachfrage 51,4 34,7 13,5 0,4 51,2 33,0 13,3 2,5 
Finanzielle Ressourcen 48,1 34,6 12,5 4,8 45,0 40,4 9,4 5,2 
Technologische Entwicklungen 86,1 9,9 3,6 0,4 73,8 23,4 2,0 0,8 
Anderes 10,9 67,2 14,3 7,7 14,4 54,0 22,2 9,4 
         
Nahrungs- und Genussmittel         
Nachfrage 88,6 3,6 7,8 0,0 85,8 6,3 5,8 2,1 
Finanzielle Ressourcen 45,4 30,4 24,2 0,0 31,6 44,2 24,2 0,0 
Technologische Entwicklungen 51,2 48,8 0,0 0,0 73,0 27,0 0,0 0,0 
Anderes 8,1 78,0 7,9 6,0 6,1 80,0 7,9 6,0 
         
Kurzlebige Konsumgüter         
Nachfrage 78,9 9,8 11,2 0,2 73,6 15,0 10,0 1,4 
Finanzielle Ressourcen 46,9 33,2 19,7 0,2 36,1 42,9 19,7 1,3 
Technologische Entwicklungen 59,8 39,7 0,2 0,3 80,8 18,2 0,4 0,6 
Anderes 7,7 72,5 13,5 6,3 8,3 70,2 13,5 8,0 

Q: WIFO-Investitionstest. Gewichtet nach Beschäftigtenzahl und Bruttowertschöpfung. 
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Übersicht 15: Investitionen und Umsätze in den Bundesländern 
Nach ÖNACE, Sachgütererzeugung insgesamt 
 Investitionen Umsätze 
 2014 2015 2016 2014 2015 2016 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 
       
Österreich  + 5,5  + 1,0  + 10,0  + 6,4  – 7,1  + 0,1 
       
Wien  – 4,9  + 0,2  + 9,6  + 5,5  – 12,2  + 2,1 
Niederösterreich  + 2,5  + 0,1  + 10,2  + 13,0  – 11,9  + 2,0 
Burgenland  + 18,2  + 7,9  + 5,6  + 0,2  + 0,1  – 1,7 
Steiermark  + 10,4  – 0,1  + 8,7  – 2,4  + 0,7  – 2,8 
Kärnten  + 13,6  + 4,1  + 10,9  – 0,9  – 1,6  – 1,5 
Oberösterreich  + 18,6  + 1,2  + 11,8  + 5,1  – 0,6  – 2,4 
Salzburg  + 13,6  + 6,1  + 7,5  – 2,1  – 0,3  – 1,9 
Tirol  + 14,8  + 2,7  + 13,5  + 2,6  – 0,4  – 2,1 
Vorarlberg  + 17,4  + 4,9  + 5,6  + 2,0  – 1,0  – 1,3 

Q: WIFO-Investitionstest. Projektion aus der Hochschätzung für Österreich anhand der Beschäftigungsstruktur in den einzelnen Bundesländern. 
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